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(An dieser Stelle werden Adressen von Kurdistan-Arbeitsgruppen, Veranstal­
tungshinweise und neue Bücher und Broschüren vorgestellt. Die Kurdistan-Grup­
pen, die hier genannt werden wollen, müssen uns dies schriftlich mitteilen. 
Veranstaltungen bitte rechtzeitig ankündigen)

Adressen von Kurdistan-Arbeitsgruppen

1000 Berlin Kurdistan-Komitee Berlin-West e.V., c/o BAZ 3.Welt, 1000 Berlin 
61, Oranienstr. 159
2000 Hamburg Solidaritätskomitee Kurdistan Hamburg e.V., Laufgraben 27, 2000 
Hamburg 13
4500 Osnabrück Kurdistan Kulturzentrum Osnabrück, c/o ASTA, Alte Münze 12,
4500 Osnabrück
6252 Diez Terre des Hommes, Harry Fenzl, Parkstr. 35 a, 6252 Diez
7400 Tübingen Kurdistan-Komitee, Treffpunkt: jeden Dienstag, 20 Uhr im Schlat-
terhaus, 2. Stock
8000 München Kurdistan Informationszentrum München e.V., Pariser Str. 7,
8000 München 80, Tel. 089/ 448 48 10

Neue Bücher und Broschüren
Dokumentation zur Türkkei und Türkei-Kurdistan, 53 Seiten DIN A 4, Preis 
unbekannt, Herausgeber: Tüday, Hohenzollernring 32-34, 5000 Köln 1, Tel.
0221/ 25 43 14. Enthält die deutsche Fassung wichtiger Gesetze, die Kurdistan 
betreffen sowie wichtige aktuelle Dokumente. Unsere Empfehlung: sofort bestel­
len.

Leserbrief
"... In einer Bibliographie habe ich es gelesen, daß Ihr Archiv das Material 
'Die Kurdistanfrage vor dem Deutschen Bundestag' verlegt hat.
Da ich als ehemaliger politischer Schutzhäftling/Dachau 125763, Buchenwald 
100882 usw. mit diesem Themenbereiche natürlich mich auch befasse, würde es 
mir eine große Hilfe und Freude bereiten, wenn Sie mir von diesem Material 
zukommen lassen würden. ...
Entschuldigen Sie mir auch mein miserables Kucheldeutsch vom östlichen Teil 
der ehemaligen k.u.k. Donaumonarchie.

Jozsef T.-H., Budapest, Ungarn

(Ja leider hatten wir das obige Buch angekündigt, dann aber das Geld zum 
Druck nicht auftreiben können. Vielleicht klappt es ja bald. Herr T. 
bekommt auf jeden Fall genügend Material. Die Kurden brauchen auch Freunde 
in Ungarn.)

Hilfe
Als Doktorant an der Universität Hannover suche ich schon seit langem folgende 
Texte:
- Chirguh, Bletch Dr.: La question kurde, ses origines et ses causes,

Kairo 1930 (Publication de la Ligue Kurde Hoyboun No.5)
- Kirzioglu, M. Fahrettin: Kürtlerin Kökü, Ankara 1963
- Kurdish Independence League (Hoyboon) The Case of Kurdistan against Turkey, 

Philadelphia 1928
- Belli, Mihri: Turkiye, Toplum yapasi: Ulusal sorun: Kürt davasi, Stockholm 

1984
- Helfer, Hans U.: Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) Schweiz 1988

(Leider auch hier Fehlanzeige, wir haben keine Zeit und kein Geld, 
ein Bucharchiv aufzubauen. Wir ersticken in der aktuellen Arbeit. Wenn 
einer unserer Leser von einem dieser Bücher einen
Bibliotheksstandort kennt oder es selbst im Besitz hat und bereit ist, 
eine Fotokopie anzufertigen, bitten wir um Nachricht an uns. Wir werden 
es dann weiterleiten.)
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Zu dieser Ausgabe

Wir haben als Titelbild für diese Ausgabe ein Foto gewählt, das die Kumpanei 
zwischen dem Kaiser und den Jungtürken beim Massenmord an den Armeniern symbo­
lisiert. "Die deutschen Interessen verlangten unbeugsame Passivität in der 
Armenierfrage. Als die Vernichtung in vollem Gange war, protestierte der 
Botschafter nur, um den Schein zu wahren," heißt es in dem dazugehörigen 
Artikel.(Seite Hl) Zümindest in dieser Hinsicht ist der Armeniermassenmord 
schon zur historischen Vorlage geworden für die Bundesregierung in bezug auf 
Kurdistan. Gucken wir .uns die Elemente ihrer Politik zu Kurdistan an:
- Massive Unterstützung der Zentralstaaten mit allem, womit man Menschen 
vernichten kann.
- Regelmäßige Distanzierung von ebendiesen Staaten, wenn sie wieder ein Massa­
ker vollzogen haben.
- Seit Halabja eine öffentlichkeitswirksame Gewährung von "Hilfe" für die 
Opfer, die aber nur gerade so groß war, damit der inneren Kritik das Maul 
gestopft werden konnte. (Seite 17)
- Plazierung des Prozesses in Düsseldorf, um die Öffentlichkeit verwirren zu 
können und dem kurdischen Widerstand zu schaden. (Seite 25)
- Organisieren des öffentlichen Schweigens. (Siehe Bundestag, Aktuelle Stunde 
Seite £9)
Diese Politik ist darauf angelegt, Kritik entweder zu spalten oder totlaufen 
zu lassen. Den einen soll das Etikett der Unberührbaren (durch den Prozeß in 
Düsseldorf) angeheftet werden, der Rest soll sich mit Bittschriften, Organi­
sieren von Veranstaltungen usw. solange die Füße wundlaufen, bis sie resignie­
ren. Auch die Gewährung der "Hilfe" an die Flüchtlinge war sowohl als Abwehr 
von Kritik gedacht als auch als Köder, der uns mäßigen sollte, in der Hoff­
nung, dann leichter mehr Hilfe zu erreichen.

In den letzten Monaten sind die Fronten wesentlich klarer geworden. Die Kurdi­
stan-Solidarität steht vor der Aufgabe, zu einem politischen Faktor zu werden, 
der in der Lage ist, den Kolonialstaaten weh zu tun und ihnen die Hilfe aus 
der Bundesrepublik abzuschneiden. Aus diesem Bedürfnis ist irgendwo der Vor­
schlag zu einem Tourismusboykott gegen die Türkei entstanden, der überall, wo 
man nachfragt, spontan begrüßt wird.

Eine Bundestagsabgeordnete der SPD, vermutlich Frau Ganseforth, hat schon im 
Fernsehen dazu aufgerufen. Die bloße Drohung mit einem Tourismusboykott erreg­
te in der Türkei schon Aufsehen,(Seite 10) die Bundestagsfraktion der Grünen 
will sich mit diesem Thema befassen und auch die BUKO-Konferenz im Juni in 
Nürnberg beschäftigte sich mit diesem Thema.

Wir sehen gute Chancen, durch eine solche Kampagne aus unserem Mauerblümchen­
dasein herauszukommen und mit allen gemeinsam an einem Strang zu ziehen. Fangt 
am besten schon mit den Vorbereitungen an.

Zum Schluß noch eine Bitte an unsere Leser. Wir brauchen noch ca. 200 neue 
Abonnenten, damit das Erscheinen des Kurdistan-Archiv auch im nächsten Jahr 
gesichert ist. Bitte also immer weitererzählen, daß es uns gibt und neue 
Abonnenten werben, ja? Danke an Euch alle.

Medico International zum Tourismusboykott

Tourismusboykott ist eine gute Sache, ich habe auch mit ... und ... und ... 
usw. darüber gesprochen. Nur wann? Bekanntlich sind für dieses Jahr alle 
Charterverträge längst unter Dach und Fach. Bis wir Plakate und Sachen rausha­
ben, hat die Ferienzeit begonnen.
Ich meine, wir sollten uns alle, wirklich alle und breit und weit, im August 
oder September treffen, um dann für den Herbst die Kampagne zu beginnen.

Kurdistan-Archiv 16, Juli 1990__________________



(Fordern kann man das natürlich zwischenzeitlich immer schon). Die Charterfir­
men, TUI und andere, die Antalya verwüsten, planen ab Herbst. Für die BRD 
wollen wir alle einladen incl. BDKJ und aej, damit das weithin Wirkung hat.

Hans Branscheidt
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Die strategische Rolle des Tourismus für die Türkei

In ihren Propagandaschriften erwähnt die Türkei folgende Vorteile des Touris­
mus: Reduzierung des Außenhandelsdefizits, Schaffung neuer Arbeitsplätze, 
Beschleunigung der wirtschaftlichen Entwicklung.
Seit 1983 wird der Tourismus gezielt gefördert. Das begann mit gesetzlichen 
Maßnahmen, die Anreize für Investitionen bieten: Angebote öffentlicher Grund­
stücke, Zollbefreiungen, Beschäftigungsmöglichkeit für ausländische Arbeiter, 
Erlaß von Planungs-und Bausteuern, Importerleichterungen, günstige Kredite, 
Erleubnis des Grunderwerbs für Ausländer, Devisenzuteilungen. Gewinne können 
in der ursprünglichen Währung rücktransferiert werden.
1984 waren erst 13 Unternehmen mit ausländischer Kapitalbeteilgung im Fremden­
verkehr tätig, Ende Juli 1989 schon 95.

Herkunft der Touristen (1989) (die 5 wichtigsten): BRD 767.000, England 
465.100, Griechenland 430.300, Jugoslawien 290.500, Frankreich 246.800. Insge­
samt 1989: 4,5 Mio.

Zahl der TUrkeitouristen
1972 570.000
1980 ?
1985 2.600.000
1986 ?
1987 2.900.000
1988 ?
1989 4.500.000
1990 (Schätzung) 5,500.000

Einnahmen
?

326 Mio. $ 
1.094 Mio. $ 
1.215 Mio. $ 
1.721 Mio. $ 
2.355.Mio. $ 
2.557 Mio. $ 
3.500 Mio. $

Nettogewinn

1.997 Mio. $ 
1.991 Mio. $

Zahlungsbilanz: Das angestrebte hohe Wirtschaftswachstum wird seit dem 
Putsch durch eine extreme Liberalisierung erreicht. Das führte zunächst zu 
einem chronischen Zahlungsbilanzdefizit, das durch eine Verdoppelung der 
Auslandsschulden "beglichen" wurde. Die Löcher werden nun gestopft einerseits 
durch Inflation, d.h. Verarmung, sowie Ankurbelung des Exports und Tourismus.

In den ersten zwei Monaten 1990 ein Minus von 428 Mio.$.
1987 -502 Mio. $ (andere Zahlen auf die Schnelle nicht verfügbar, es gibt

aber regelmäßig ein Defizit)

Deviseneinnahmen 1988: 19 Mrd. $, davon Tourismus 2,2 Mrd. $
1989: 20,8 Mrd. $, davon Tourismus 2,7 Mrd. $

Man sieht, und das ist der Zweck dieser Darlegung: Die türkische Wirtschaft 
ist durch einen Tourismusboykott sehr angreifbar. Daher auch die sofortige 
Reaktion auf die erste Drohung damit.

Schuldendienst: Ende 1987 machte er 57% der türkischen Exporte aus, d.h. er 
fraß damals die Erfolge aus dem Export auf. Entsprechend intensiver wird 
seitdem der Tourismus gefördert. Ende 87 lagen die Auslandsschulden bei 39 
Mrd.$. (1981: 16,8 Mrd $, 1989: 35,2 Mrd. $)

Wünschenswert wäre es, wenn sich einmal jemand genauer und wissenschaftlich 
mit diesem Komplex befassen würde. Wir haben nicht die Zeit. Der Zweck der 
Übung war auch nur, die Aussichten eines Boykotts abzuschätzen: sie sind 
ausgezeichnet.



Seite 6

Schlußbericht
der bundesdeutschen Parlamentarierinnen-, PolitikerInnen-und Anwaltsdelegation 

über eine Reise nach Kurdistan vom 5.Mai bis zum l.Mai 1990

Wir sind trotz einer Warnung der bundesdeutschen Botschaft in Ankara nach 
Kurdistan gefahren.
Die Warnungen der Botschaft waren insofern berechtigt, als wir auf Schritt und 
Tritt durch ständige Militärkontrollen belästigt wurden. Offene und freie 
Gespräche unserer Delegation mit Kandidaten der Kommunalwahl, mit Bürgermei­
stern, Gewerkschaftern und Rechtsanwälten waren kaum möglich. Sie wurden 
dadurch verhindert, daß die Polizei, trotz unserer energischen Proteste, 
darauf bestand, mit laufendem Tonband und bewaffnet anwesend zu sein.

Deshalb stellen wir fest:

Die Türkei ist ein Polizeistaat, Türkisch-Kurdistan ist ein besetztes Land.

Wir haben es selbst erfahren an der Art und Weise, wie Polizei und Geheim­
dienst mit uns umgegangen sind.
Betroffene und Augenzeugen haben uns berichtet vom alltäglichen Terror, von 
systematischen Mißhandlungen, Folter und Mord durch Militär und Polizei. Weit 
über 1.000 Dörfer wurden zerstört, ihre Bewohnerinnen vertrieben. Gegen all 
das findet zur Zeit in den kurdischen Gebieten ein Volksaufstand statt. 
Unmittelbarer Anlaß unserer Reise waren die Vorgänge in Nusaybin und Cizre und 
das daraufhin ergangene Dekret Nr. 413. Wir mußten feststellen, daß die Frei­
heit der türkischen Presse bei der Berichterstattung über Vorgänge in Tür­
kisch-Kurdistan im Würgegriff der staatlichen Zensur zu Grunde gegangen ist. 
Das Aufrechterhalten der unumschränkten, unkontrollierten Terrorherrschaft der 
Militär-und Spezialeinheiten über das kurdische Volk steht weit außerhalb 
jedweder Verfassungsgrundsätze westlicher Demokratien. Dort, wo das Dekret Nr. 
413 gilt, ist eine gerichtliche Kontrolle von Maßnahmen der Armee, Polizei 
oder anderer Behörden vollkommen ausgeschlossen.
Wir anerkennen und unterstützen die mühsame Arbeit der kurdischen und tür­
kischen Rechtsanwälte, die trotz dieser Bedinungen immer noch und immer wieder 
versuchen, Rechtsschutz für ihre Mandanten in einer Wüste von Willkür und 
Rechtlosigkeit zu finden.
Wir werden uns einsetzen für:
- den Stop jeglicher Militär-und Wirtschaftshilfe für die türkische Regierung
- die selbstverständliche Anerkennung der Existenz des Kurdischen Volkes
- das Recht der Kurden auf eigene Kultur und Sprache, auf gesichertes Leben 
nach rechtsstaatlichen Prinzipien und das Recht, in ihrem Land so zu leben, 
wie sie wollen, in nationaler Identität, mit dem Recht, über ihre Zukunft 
selbst zu besimmen.

Gemeinsam mit kurdischen und türkischen Freunden erwägen wir einen Tourismus­
boykott.
Istanbul, den 11.5.1990

Jutta Oesterle-Schwerin (MdB Die GRÜNEN), Angelika Beer (MdB Die GRÜNEN), 
Ilona Hepp (Vorstand AL Berlin), Alisa Fuss, (Vizepräsidentin der INTERNATION­
ALEN LIGA FÜR MENSCHENRECHTE, Berlin) Eberhard Schultz (Rechtsanwalt, Bremen, 
Verteidiger im Düsseldorfer Kurden-Verfahren) Rainer Ahues (Rechtsanwalt, 
Dortmund, Vorstandsmitglied des Republikanischen Anwältinnen und Anwälte 
Verein)

Kurdistan-Archiv 16, Juli 1990________________
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Angelika Beer, Kopenhagen, 7.Juni 1990

Pressekonferenz zu Menschenrechtsverletzungen in Türkei-Kurdistan

... Im Mai dieses Jahres bin ich mit einer Delgation von medico international 
in Türkei-Kurdistan gewesen und habe einen Einblick in das Ausmaß der gravie­
renden Menschenrechtsverletzungen, des türkischen Staatsterrors, aber auch des 
Widerstandes, erhalten.
Vom türkischen Geheimdienst MIT massiv behindert, ist es unserer Delegation 
trotz großer Schwierigkeiten gelungen, Gespräche mit der Bevölkerung zu füh­
ren. Die Menschen aus Nusaybin, Cizre, Silopi, Siirt, Batman, Diyarbakir und 
aus jenen Dörfern, die heute zerstört sind bzw. zerstört wurden, weil sie in 
der Nähe der Cudi-Berge lagen, fanden trotz der Repression und Strafandrohun­
gen, falls sie mit uns Kontakt auf nehmen würden, den Mut zu Gesprächen und 
informierten uns über die Wochen des Serhildan (Aufstand) und die aktuelle 
Situation.
Serhildan ist die Antwort auf Jahrzehnte der Unterdrückung, der Protest gegen 
das Verbot der Benutzung der Muttersprache, gegen die Gesinnungsjustiz der 
türkischen Regierung, gegen die Folter in den türkischen Gefängnissen, gegen 
den Mord, der durch türkische Militärs, Polizei, und vor allem durch die 
"SS"-Kommandos, die Sondereinsatzkommandos (SEK) vermehrt stattfindet, Staats­
terrorismus in Kurdistan.
Gespräche mit Rechtsanwälten, die die in Massenprozessen Angeklagten gegen den 
Vorwurf des Separatismus verteidigen; mit Bürgermeistern z.B. aus Nusaybin, 
die abgesetzt wurden, weil sie sich mit ihren Dorfbewohnern solidarisiert 
haben; mit Gewerkschaftern und Menschenrechtsvertretern haben uns bestätigt, 
daß die Aktionen des Streiks, des Ladenschließens, der Demonstrationen u.a. im 
März des Jahres eine neue Qualität im Widerstand gegen den Polizeistaat Tür­
kei, gegen den Staatsterrorismus, darstellen. Die Mehrheit der am Aufstand 
Beteiligten unterstützten den seit 1984 aufgenommenen bewaffneten Kampf der 
ARGK (Gruppe der kurdischen Arbeiterpartei, PKK), führt gemeinsam Demonstra­
tionen und vielfältige Aktionen durch. Es sind und waren keine isolierten, 
abgeblich von den "Terroristen" erzwungenen Aktionen: dies zeigen schon die 
Solidaritätsaktionen an Universitäten, Schulen, Hungerstreikaktionen der 
politischen Gefangenen, SolidaitätshungerStreiks und Hungerstreikaktionen von 
Journalistinnen gegen die Pressezensur.
"Das Volk war der Motor, die PKK der Zünder", so ein Rechtsanwalt über den 
Widerstand, der nicht nur von Männern, sondern vor allem auch von Frauen und 
Kindern getragen wird.

Der Vater eines in Nusaybin von SEKs ermordeten Sohnes, Semsettin Ciftci, den 
wir aufsuchen wollten, um unser Beileid auszusprechen, empfing uns mit folgen­
den Worten: "Der Geheimdienst war heute morgen hier und hat mir verboten, mit 
Euch zu sprechen. Er droht mit Gefängnis. Aber ich kann meinen Freunden mein 
Haus nicht verweigern. Wir haben hier nichts mehr zu verlieren. Kommen Sie 
bitte rein, damit Sie das Unrecht besser begreifen lernen."
Vor der Haustür warteten 5 Zivilpolizisten, behinderten uns selbst in diesem 
Grundrecht, dem Vater eines Ermordeten unser Beileid auszusprechen.
Die Türkei ist ein Polizeistaat, Kurdistan ist ein besetztes Land. ...
Diese Situation ist mit einem Zugeständnis kultureller Rechte an die Kurden 
nicht mehr zu lösen. Dieses Volk hat nichts mehr zu verlieren, außer sich 
selbst. Autonomie hat in der Geschichte immer wieder zu neuen Vernichtungs­
strategien anderer Staaten gegen die Kurden geführt. Das Kurdische Volk hat 
ein Recht auf Selbstbestimmung! Und nur für dieses Recht auf ein Leben in 
Frieden, dafür steht Serhildan.
Der Erlaß des Dekretes 413 entspricht einem Putsch. Einem Putsch des nationa­
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len Konsenses in der Westtürkei, die "Kurdenfrage" ein ftir alle mal zu lösen. 
• • •
Die Nachrichtensperre ging einher mit der Freilassung Dr. Sargins und Kutlus. 
Nicht prügelnde Polizisten am 1. Mai in Istanbul waren auf den Titelblättern, 
sondern die Feier Uber die Freilassung der beiden. Die NeugrUndung der Kommu­
nistischen Partei ist ein weiterer Schachzug, um der internationalen Öffent­
lichkeit Demokratie vorzugaukeln. Dieses Bild wird nur solange halten, wie 
sich auch diese Menschen und diese Partei dem nationalen Konsens zur "Lösung 
der Kurdenfrage" unterordnen. ...
Wer die jetzigen Forderungen der Türkischen Regierung, vorgetragen im Europa­
parlament, Europarat, und im KSZE-Kreis, nachkommt, die "Separatisten und 
Terroristen und Drogenhändler" zu bekämpfen und die Türkei in diesem Kampf zu 
unterstützen, der macht sich mitschuldig an dem Vernichtungsfeldzug gegen das 
Kurdische Volk.
Denn wir wissen, es waren Sondereinsatzkommandos der Türkei, ausgebildet von 
der bundesdeutschen GSG 9, die unschuldige Bauern umgebracht hat, um dann zu 
verbreiten, das sei eine Greueltat der PKK. Ich habe Eltern gesprochen aus 
verschiedenen Dörfern, die ihre Kinder so verloren haben.
Die Mitglieder der KSZE-Menschenrechtskonferenz werden ihrer politischen 
Bedeutung nur gerecht werden können, wenn sie die Augen nicht länger vor 
diesem Terror der Türkei verschließen. Ein "gemeinsames europäisches Haus" 
wird es erst geben können, wenn wir das bereits bestehende aufgeräumt haben. 
Ich fordere die Mitglieder der KSZE-Konferenz auf:
Druck auf die Türkei auszuüben
- sofort das Dekret 413 aufzuheben
- wie auch den Ausnahmezustand in Kurdistan aufzuheben
- die irakisch-kurdischen Flüchtlinge als politische Flüchtlinge anzuerkennen

Zur Herstellung der Wahrung der Menschenrechte sind die KSZE-Mitgliedstaaten 
weiterhin aufgefordert,
- auch mittels wirtschaftlicher Sanktionen gegen die Türkei Einfluß zu nehmen, 
bis die Wahrung der Menschenrechte in der Türkei und in Türkei-Kurdistan 
gewährleistet sind
- eine Delegation aus den KSZE-Mitgliederstaaten nach Türkei-Kurdistan zu 
entsenden, um Öffentlichkeit über die Menschenrechtsverletzungen herzustellen 
und die aktuelle Situation zu überprüfen
- an alle Regierungen zu appellieren, jegliche Form von Rüstungslieferungen, 
Rüstungssonderhilfen, militärische Hilfen sowie finanzielle Hilfen für die 
"Terrorismus-und Drogenbekämpfung" sofort einzustellen
- Politisch Verfolgten uneingeschränkt Asylrecht einzuräumen, wenn dieser 
Antrag gestellt wird und
- sich dafür einzusetzen, daß dem kurdischen Volk das Recht auf Selbstbestim­
mung zuerkannt wird.



. 1 • .£ j • '•*« F u*: E2v; •» ■.

AUS: ANKARA

N * AOS v p N  0 3 . 0 5 . 1 9 9 0 ,  1 6 1 0  0 2  
AN.* SONN AA

FERNSCHREIBEN (V E R S C H L U E S S e L T )  AN 011 
E INGEGANGEN: 0 3 . 0 5 . 9 0 .  15 3 1  OZ

3 E T E IU G U N G  ERBETEN: R E f .  2 0 3  
A Z . :  »OL 3 0 0 . 2 5  0 3 1 5 5 0
9 E T R . : TEILNAHME VON BUN 0CSTAG$A6GE9«DNETEN AN D E L E G A T IO N S R E IB F  

VON N E 3 IC 0  IN T E R N A T IO N A L  IN  9 1 «  SUEOOSTTUERKfI  
N IT  DER B IT T E  UN W E H E R E  VERANLASSUNG.

1 )  FRAU "OB 0E S TE R LE -S C H W E R 1N  HAT BOTSCHAFT DURCH T E L E F A X !  VON 
B E A B S IC H T IG T E R  D E L E G A T IO N S R E IS E  VON W E 3 IC 0  IN T E R N A T IO N A L  
U N T E R R IC H T E T , O IE  VON O S .  •  1 0 .  HAJ IN  O IE  SUEO O STTU E R KfI  FUEHREN 
SOLL UNO AN DER AUCH DR E I ABGEORDNETE OES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 
TEILNEHNEN WOLLEN ( A N L A G E ) .  0 1 *  DELEGATIO N B E A B S IC H T IG T ,  
O P P O S IT IO N E L LE  P O L IT IK E R  UNO MENSCHENRECHTLICH ENGAGIERTE 
BUERGE» *U «Z U 5 U C H E N . IN  SUEDOSTEN SOLLEN N U S A T S IN ,  C I Z R E ,  MAROIN 
UN3 OAS FUER AUSWAERTIGE BESUCHER 3 R U N 0S A E T ZL lC H  GESPERRTE 
KURDISCHE FLU E C M TLtN G SLAQ TA I N  K t Z I L T E a E SOWIE O IT A R B A K IR  
BESUCHT WERDEN. O IE  D E LE G A T IO N  HAT S IC H  NACH E IN E *  M IR  VON
OER ABGEORDNETEN Z U G LE IC H  UEBERSANTTEN M IT T E IL U N G  OER 
VON MEDICO I n t e r n a t i o n a l  u n o  OER a l t e r n a t i v e n  L I S T E  B E R L IN  
BEAUFTRAGTEN K O O R 9 IN A T O R IN ,  FRAU MARIA  GRECKL, ZUN Z I E L  G E S E T Z T ,  
DURCH E IN E  ERKUN0UN3 OER HENSCHENR*CnTSLAGE VOR ORT DURCH NAMHAFTE 
P E R S O E N L lC H K E tT E N  OER TUEPKISCHEN REGIERUNG ZU V E R O S U T L iC H E N , DASS 
O IE  VON I N *  GETROFFENEN NOTSTANDSNASSNAHHEN IN  EUROPA N I T  BESORGNIS 
VERFOLGT WEROEN.

O IE  SUNOESTAGSASGEORONETE R IT T E T  D IE  BOTSCHAFT UN UN TER *
STUETZUNG OES VORHABENS.

2 )  GERADE W E IL  O IE  BESORGNIS D f «  ««GEORDNETEN U E IE R  O IE  LAGE
I N  SUE09STEN UNO O IE  VON DER REGIERUNG DAZU GETROFFENEN MASSNAHMEN 
VON OER SOTSCHAFT VOLL G E T E IL T  WERDEN, NUSS ICH OARAUF H IN W E IS E N ,  
CASS OAS GERLANTE PROGRAMM I N  9EP PROVINZ NICHT OHNE R I S I K E N  
FUER O IE  TEILNEHM ER IS T  UNO OASS O IE  BOTSCHAFT BEHELLIGUNGEN 
•  I S  H IN  ZUR IN H A F T IF R U N G  UNO AUSWEISUNG N IC H T  A U S S C H L Ü S S E N  KANN. 
R E IS E N O E . O IE  K E IN E N  A « G f 0 » C N 6 TENSTa TUS G ENIESSEN, GEHEN P I E S *  
BE ZU E G LIC H  B IN  NOCH GR9ESSFRES R IS IK O  E I N .

SCHON D IE  IN  OFFENEN T E L E F A X !  ENTHALTENE BEZEICHNUNG 
» » T U E R K IS C H -K U R O IS T A N **  0 0 * »  " K U R O I S T A N *  T U E R K f l • ♦  KANN ZU»
ZURUECKWEISUNG OE» GRUPP? AH F l u g h a f e n  FUEHREN. -  VO» A LLEN 
AB*R IS T  an  D IE  GEFa Eh «OUNG VON GESPPAfCMSPARTNERN UNO OER 
ALS R E IS E L E IT E R IN  GENANNTEN J O U R N A L IS T IN  ERGEN ZU DEN KEN.
O IE  S IC H  OEM ZU GRIFF T U E « K IS C h ER BE-OERDEN NICHT E N T Z IE H E N  
KOENNEN. B E IS P IE L S W E IS E  h a :  3E»  G LE IC H F A LLS  GENANNTE F R O F. V A L C IN

k u ECUE« B E R E IT S  m e h r f a c h  I n h a f t i e r t .
ICH REGE A N .  DEN ABGEORDNETEN ZU EMPFEHLEN, H I T  R U E C K S IC H T

a j f  h i e s i g e  o r g a n i s a t o p e n  u n d  g e s p r * * c h s p a r t n e » a u f  i h r

OROGRAHM i n  DE» P R O V IN Z  ZU V E R ZIC H T E N , 

c 1 CKHOFF 
*OLGT ANLA G E:
1 )  RAINER A H U $ ,  A N W ALT. R E P U B L IK .  ANJAL TS VE»6 IN
2)  ECKHARO B A R T H E L .  A U S L A E N O F R P O l.  SPRECHER OER SPD B E R L IN
3 )  A N G E L I K A  B E E R .  H O B ,  G R U 6 N E  

t >  D O L M E T S C H E »

5> Al ISA F U S S ,  L I G A  FUER HfN SC H EN PE C H T?, B E R L IN  

«> MANFRED H O E F FK E N , WOR FERNSEHEN 
7 )  INGO M U E L L E R .  J U R I S T ,  BREMEN
S )  JUERGEN RESNTS BZW. JUERGEN M A IE F ,  * 0 0 ,  GRUENE
9 )  EBERHARD S C H U L Z ,  RECHTSANW ALT, SPESEN
1 0 )  JUTTA O E S T E R L E -S C h h E R I N ,  n O B, GRu FNE
1 1 )  J U E R G E N  S T R O H M E I E R .  F R A K T I O N S A S S I S T E N T  O E R  A L T E R N A T I V E N  

L I S T E  B E R L I N .

S E IT E  Z
* X P L . N R .
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Delegation vom 3.5. bis 10.05.90

Veranstalter Hecnco international 

DeleoationsteilnehmerInnen;

Angelika Beer 
Jutta Qesterle-Schwerin 
Eberhard Schulz 
Rainer Ahues

Alisa Fuss 
Ilona Heoo

MdB Grüne 
MdB GRÜNE 
Rechtsanwalt
Rechtsanwalt, Republikanischer Anwalts-

verein
Liga für Menschenrechte 
Alternative Liste Berlin

Programm:

Samstag, 5.05.90

Ankunft in Ankara 19.00 Uhr 
Gespräche mit: Ibrahim Aksov. ex SHP

Rechtsanwalt Celedat Elci. (Verteidiger von
Ismail Bisikci)

Abgeordneter aus Diyarbakir 
ehemaliger Bürkermeister aus Nusaybin,
Müslüm Yilderim, der wegen eines Interviews vom 
Innenminiser abgesetzt wurde
Bürgermeisterkandidat Diyarbakir, Refik Karakoc

beim Essen i Basri Isidir, Bau- Ingeniuer
Lütfi Alp, Vorstand SHP Mardin
Elci, Ibrahim Aksoy, Karakoc u. Vilderim

Sph.D.tagi , 6. 05. 90

vormittags: Gespräche mit
Ibrahim Aksov 
Celatin Elici
RA Ergin Cimmen und Cengiz 

Flug Ankara/Diyarbakir

Gün.jor, (Verteidiger 
Sargin und Kutlu

Diyarbakir / Hotel Karvanseriy

nachmittags: Gespräch mit vier Vertretern / Sprechern des
Lagers der irakisch-kurdischen Flüchtlinge in 
dem Lager Diyarbakir

abends: Gespräch mit Rechtsanwälten aus Diyarbakir
ab hier Begleitung von 2 Journalisten: 
Cumhuriyet und Milliyet

Montag. 7.05.90

vormittags: Prozeöbeobachtung in Diyarbakir, ursprünglich
geplant für 9.oo vor dem Staatssicherheitsge- 
richt

Vorbereitendes Gespräch mit 2 der Angeklagten 

wegen Mah1kampfreden auf Kurdisch

Verhandlung vor dem Zivilgericht gegen die
beiden , ............ .....  sowie
gegen Leila Zana

Nachbereitendes Gesoräch mit den Verteidigern 
RA özer, und RAMusah Celik

mittags: Abfahrt mit Kleinbus Richtung Mardin
Versuch, das Flüchtlingslager bei Mardin, 
Kiziltepe, zu besuchen

Weiterfahrt entlang der türkisch/syrischen 
Grenze nach Nusaybin

nachmittags: Gesoräch mit dem neuen Bürgermeister

Besuch bei der Familie des Ermordeten Demon­
stranten
Gespräch mit örtlichen Journalisten

abends: Weiterfahrt nach Cizre
Termin mit dem Bürgermeister fällt aus, er 
mußte plötzlich nach Ankara
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D_i»n_*tÄfl ,JB. OS. 90

vormittags: Besuch einer ehemaligen Gemüsehalle am Stadt­
rand von Cizre, jetzt bewohnt von deoortierten 
Leuten aus den Dörfern Andac und Tooteoe

weiterfahrt entlang Grenze zu Syrien/Irak,
Silooi
Einladung von Zolldirektor der Grenzstation

mittags: Silooi
Treffen mit Bürgermeisterkandidat der SHF*
Tee in seinem Haus
Verlagerung des Gesprächs in ein Restaurant

Treffen mit SHP-vorsitzenden in Silopi, der 
uns den Med zeigen soll zu 2 zerstörten Dörfern 
in der Nähe zeigen wird
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Fahrt und Besichtigung der Dörfer
Yazi und
Derebasi

nachmittags Gespräch mit Eltern eines der von SEK Einheiten
ermordeten 6 Jugendlichen

Rückfahrt nach Cizre

abends Gespräch mit Rechtsanwalt Qrhan Derban (Vertei­
diger der 155 Demonstranten, sowie im Yesilgurt 
Prozeß

Mittwoch, 9.05.90 i Abfahrt Angelika
mit Bus nach Diyarbakir, dann Ankara, Istanbul. 
Frankfurt und Bonn

Mittwochs

Donnerstag:

Delegation fährt weiter nach BATMAN 
nach Siirt
Gespräche mit Vertretern der petrochemischen 
Gewerkschaft n Q /
zurück nach Diyarbakir ^ /  (Jrru

Rückflug nach Istanbul 
Pressekonferenz Istanbul

Freitag Rückflug nach Frankfurt
Pressekonferenz Frankfurt

Übersetzung aus C u a h u rx y e t ,  8 . b . 9 U

"Tourisausboykott möglich"

Die GRONE Abgeordnete Angelika Bear tagt« ia Rahaen einar 
Delegationsraite durch dan SOdosten, die das These Nenschen- 
rechtsverletzungen behandelte "wenn die Menschenrechtsver- 
letzungen in der TOrkei nicht aufhören, denn werden wir zu 
eines Tourisausboykott aufrufen".
Oie sechsköpfige Gruppe, die eich aus der GRONEN Abgeordneten 
Angelika beer und Jutta Oesterle Schwerin, Ilona Hepp von der 
Alternativen Liste, Alisa Fuss von Aanesty International 
(Anaerkung Korrektur: Liga für Menachenrechte) und Rainer 
Ahus und Eberhard Schulz voa Republikanischen Anwaltsverein 
zusaaeensetzte, verfolgte die Gerichtsverhandlung gegen 
Lala Zsna, die Frau des eheaaligen Oiyarbakir-Bürgeraeister.s 
Mahdi Zana. Die Sprecherin der Delegation, Angelika Beer, 
erkürte, daB ihres Eindruck nach die Gerichtsverhandlung nicht 
deeokratiech ebgelaufen sei. Vor allen der Gegenstand der Ver­
handlung widerspreche allen internationalen Abkoaaen. Beer 
drpckto eich folgendermaßen aus: Wir sind fflr Gedankenfrei­
heit. Wir werten es als positiven Schritt, deB Kutlu und 
Sargin freigelaesen wurden, aber das ist nicht genug. In der 
TOrkei gibt es iaaernoch 30 000 (Anmerkung Korrektur:ca.
3 P00) politische Gefangene. Einer von ihnen ist der Soziologe 
Ispail Besikci. Wenn die TOrkei wirklich Oeaokratie will, dann 
darf eie der Gedenkenfreiheit keine 6renzen setzen. Bevor 
diese Paragraphen nicht aufgehoben werden, kann die Türkei 
nicht Mitglied der EG werden."



Kurdistan-Archiv 16, Juli 1990

C t f lA T D I l  v .  12. M a i  1990
Seite 12

•  D i y a r b a k i r  ( G U n a y d in )  D ie  D e l e g a t i o n  a u a  d e r  B u n d e a r e p u b l 1 k  
D e u t s c h l a n d ,  d i e  aua  a e c h a  P e r a o n e n  b e a t e h t ,  von  d e n e n  d r e i  
P a r l a a e n t a r i e r  a i n d  h a t  i h r e  d r e i t l g i g e  R e i a e  und U n t e r a u c h u n g  
b e e n d e t  und e i n e  B e w e r t u n g  d a z u  a b g e g e b e n .
Die bundearepublikaniache Delegat ion hat mit den ZuatVndigen in Mardin 
S i i r t ,  C iz re ,  Nusaybin und S i lo p i  gesprochen und d ie  g e le e r t e n  Dörfer besucht.  
Die Abgeordnete der Grünen J u t t a  Oeste r le -Schwerin ,  die  im Namen der Delega­
t io n  gesprochen hat Sagte folgendes:  Solange d ie se  Haltung der  Türkei im 
Südosten f o r t d a u e r t ,  werden w ir ,  wenn wir nach Deutschland zurückgekehrt 
s ind im Parlament der Regierung vorschlagen d ie s e r  Regierung keine U n te r s tü t ­
zung mehr zu l e i s t e n .

MILLIYET ▼ .  I I .  Mai 1990

-  F r an k f u r t ,  AA -
Die Grüne P a r t e i  der Bundesrepublik Deutschland hat  behaup te t ,  daB es in 
dar Türkei Menachenrechtaverletzungen g ib t  und d ie  LVnder Westeuropas aufge­
ru fen  die  Türkei w i r t s c h a f t l i c h  und p o l i t i s c h  un te r  Druck zu se tzen .
In e ine  Pressekonferenz ,  die  von dem Mitg l ied  des Zen tra len  FUhrungsrates 
der  P a r t e i  heute  o r g a n i s i e r t  wurde, hieß es:  Die westeuropüische Ö f fe n t l i ch ­
k e i t  kann gegenüber der Verfolgung, Verhaftung und Folterung von p o l i t i s c h e n  
O ppos i t ione l len  n ich t  schweigen.-
Eine Person mit dem Namen özger Bayrak, der a l s  V e r t r e t e r  der Föderation 
der  Türkischen A rb e i te r  in Europa an der Pressekonferenz  teilnahm, hat 
b ehaup te t ,  daB am I. Mai die  P o l i z e i  auf die Demonstranten das Feuer e rö f fne t  
h a t .

Übersetzung aus Mi l l i y e t ,  üb.Ü 'j . 'JU

•Deutsche GRONE besuchen "Kurden”-ProzeB*

Oie Deutsche GRONE Abgeordnete Angelika Beer, die eich le 
Rsheen einer Delegetionereiee ie SOdosten eufhllt, besuchte 
gestern die Gerichtsverhendlung, bei der eich unter den Ange­
klagten auch die Frau des eheealigen Diyerbakir-BOrgereeisters 
Mehdi Zana befand.Die Angeklagten der Verhandlung, die Wahl­
reden auf Kurdisch ia Rahnen des Wahlkaapfes fOr die BOrgerneiste^ 
wähl an 26. März 1989 zun Thene hatten, sind die Frau des ehe­
ealigen BOrgerneistere und den in Monent eie politischer Gefange­
ner in Gefingnis von Aydin befindlichen Mahdi Zana, Leyla Zana, 
der Gewerkschaftler Zeki Celik und Vedet Aydin. Alle drei Ange­
klagten gaben zu, daß sie während der Mahlveranstaltungen 
Kurdisch geredet hatten. Sie sagten: wir heben unsere Mutter­
sprache gesprochen, das ist för uns kein Straftatbeetand.
An keinen Pietz der Welt, in keinen Land der Welt, wird ein 
ProzeB gegen Leute, die ihre Muttersprache sprechen, gefOhrt. 
die Oplegation , die wegen des kleinen Gerichtsreunes die 
Verhandlung stehend verfolgte, äußerte sich durch ihre Sprecherin 
Angelika Beer folgendernaBen: wir haben gesehen, wie während 
der Verhandlung der Staatsanwalt und der Richter, erst dis 
Akten lesen. Wir sind der Meinung, dsB kein Mensch deshalb 
verurteilt werden darf , weil er seine Muttersprache spricht.
Die Angeklagten wollen ihre Muttersprache sprechen, des Gericht 
will sie deswegen bestrafen. Es ist kein deaokretischer ProzeB,
Die Gerichtsverhandlung wurde vertagt.
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Eskalation in den Flüchtlingslagern

Nachricht aus Diyarbakir vom 8.6.90

Nach dem Staatsbesuch des türkischen Ministerpräsidenten Akbulut im Irak hat 
sich die Situation in den drei Flüchtlingslagern Mus, Diyarbakir und Kiziltepe 
zugespitzt. Regierungssprecher Sungar erklärte nach der Rückkehr des Minister­
präsidenten, das Problem sei in Bagdad behandelt worden und die Türkei habe 
erreicht, daß Staatspräsident Hussein die Dauer der im März dieses Jahres 
ausgerufenen Amnestie weiter verlängert. Die Flüchtlinge, die in den Irak 
zurückgehen werden, hätten so "mit keinerlei Strafverfolgung zu rechnen". Die 
offizielle Regierungspolitik beschrieb Sungar mit den Worten, "lassen wir sie 
gehen." Auf ein Siedlungsprojekt in Yozgat, das mit UNHCR-Geldern für die 
Flüchtlinge aus dem Zeltlager Kiziltepe errichtet werden sollte, ist laut 
Angaben Sungars und des UNHCR endgültig verzichtet worden. Unklar ist jedoch 
noch, wie die 13 Mio. Dollar, die der UNHCR für dieses Projekt aufgebracht 
hat, nun verwendet werden sollen.
Sprecher der Flüchtlinge erklärten, sie seien unter keinen Umständen bereit, 
in den Irak zurückzugehen, da Zusicherungen Saddam Husseins kein Glauben zu 
schenken sei.
Im vergangenen Monat häuften sich Zusammenstöße zwischen den Lagerinsassen und 
den türkischen Sicherheitskräften. Ein Mitglied des Lagerkommitees in Diyarba­
kir: "Auf das Siedlungsprojekt in Yozgat wurde zeitgleich mit dem Staatsbesuch 
Akbuluts verzichtet. Seitdem häufen sich die Übergriffe auf die Lager. Das 
heißt, es hat eine Übereinkunft gegeben, uns, mit welchen Methoden auch immer, 
in den Irak zurückzuschicken. Wir werden aber nicht gehen."

Am 13.5. hatten die Insassen des Lagers in Kiziltepe gegen den wiederholten 
Besuch einer irakischen Delegation im Lager protestiert. Daraufhin war die 
Polizei mit Schlagstöcken gegen die Flüchtlinge vorgegangen. Den normalen 
Polizeitruppen folgten die Sondereinsatzkommandos, die etliche Zelte und 
kleinere Läden, die die Flüchtlinge selber aufgebaut hatten, niederrissen. 
Etliche Flüchtlinge wurden schwer geschlagen und bis in ihre Zelte hinein 
verfolgt. Tagelang wurde das Lager von den Sondereinsatzkommandos belagert, 
sodaß die Flüchtlinge sich nicht aus den Zelten trauen konnten.

Am 2.6. kam es im Lager Mus zu einem ähnlichen Zwischenfall. Dort versuchten 
mehrere hundert Flüchtlinge eine Demonstration zum Landratsamt zu machen, mit 
der sie gegen das schon seit mehr als 9 Monaten verhängte strikte Ausgehverbot 
protestieren wollten. Die Demonstration wurde schon in den Ansätzen von den 
Sicherheitskräften durch Schlagstockeinsatz verhindert. 7 Flüchtlinge, darun­
ter ein 8jähriger Junge wurden verletzt. Eine fünfköpfige Delegation, die im 
Namen der Lagerinsassen mit der Lagerleitung verhandelt hatte, wurde festge­
nommen. Davon befinden sich Muhammed Selim Sükrü, Nevzat Taufiq und Ali Rama- 
zan noch in Polizeigewahrsam. Sprecher des Lagers befürchten ihre Auslieferung 
in den Irak.
Während der Zeit der Ausgangssperre, in der die Flüchtlinge keine Möglichkeit 
hatten, selber einkaufen zu gehen, wurde Kürzung der Essensrationen oder 
Verweigerung von Medikamenten immer wieder als Druckmittel gegenüber den 
Lagerinsassen eingesetzt. Ca. 3.000 Personen hatten die enorme Repression in 
dem hermetisch abgeriegelten Lager nicht mehr ausgehalten und waren im Laufe 
dieses Jahres in den Irak zurückgegangen. Nach eigenen Aussagen: "Nicht weil 
wir Saddam vertrauen, sondern weil wir hier auch sterben müssen."
Im Lager Kiziltepe ist in der vergangenen Woche eine Malariaepedemie ausgebro­
chen, außerdem klagen zahlreiche Flüchtlinge über einen schweren Hautaus­
schlag. Nach Angaben des Lagerkomitees werden den Kranken jegliche Medikamente 
vorenthalten. Die Zahl der Erkrankten beläuft sich momentan auf über 1.000. 
Auch in Kiziltepe besteht Ausgangs-und Besuchsverbot. Beschwerden über den
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Lagerleiter (Stellvertreter des Gouverneurs vor Ort) Ahmet Newroz, die die 
Flüchtlinge wegen dessen kontinuierlichen Kontakte mit dem Gouverneur von Zaxo 
(Irak) an alle zuständigen türkischen Stellen geschrieben hatten, blieben 
unbeantwortet.
In einer Meldung der Tageszeitung Cumhuriyet vom 6.6. wird in Bezug auf die 
Flüchtlinge erstmals eine sehr deutliche Sprache gesprochen; ein "hoher Funk­
tionär des Außenministeriums" erklärt darin, die ökonomische Last und die 
politische Gefahr, die die "vorübergehend Aufenthaltsuchenden" bedeuteten, sei 
nicht mehr länger tragbar: "Wir haben die Menschen, die sich vor den Giftgas­
angriffen in die Türkei retteten, nicht als Flüchtlinge anerkannt, sondern nur 
vorübergehend geduldet. Aber diese Menschen sind weder in ein drittes' Land 
weitergezogen, noch in Folge der von Saddam Hussein ausgerufenen Amnestie in 
den Irak zurückgegangen, sodaß man schon gar nicht mehr von einem vorüberge­
henden Status sprechen kann. Die Türkei ist jedoch nicht in der Lage, eine so 
große Anzahl Menschen langfristig aufzunehmen."
In dem Artikel wird mehrmals auch die politische Gefahr erwähnt, die die 
Flüchtlinge vor allem angesichts der aktuellen Situation in der Region, dar­
stellen. Weiterhin wird seitens des Außenministeriums angeführt, die Flücht­
linge hätten sich gegenüber ausländischen Pressevertretern negativ über die 
Türkei geäußert. Die Türkei werde die Flüchtlinge fortan auffordern, die 
Amnestie, deren Dauer Saddam Hussein auf den 9.6. verlängert hat, zu nutzen 
und in den Irak zurückzukehren, heißt es weiter. 2.000 der insgesamt noch
28.000 Flüchtlinge sollen auf diesen Vorschlag eingegangen sein. Die Tatsache, 
daß trotz der vorhandenen 13 Mio. Dollar kein neuer Standort für eine Flücht­
lingssiedlung bestimmt ist, wertet die Autorin des Artikels, Yasemin Congar, 
als Zeichen dafür, daß die Flüchtlinge den Winter nicht mehr in der Türkei 
verbringen werden.
Da sich ein großer Teil der 28.000 Flüchtlinge nicht zur Rückkehr bereiterklä­
ren wird, ist anzunehmen, daß künftig Übergriffe wie in Kiziltepe und Mardin 
weitaus häufiger auf der Tagesordnung stehen werden.

Der folgende Brief der Flüchtlinge aus Diyarbakir wurde von Angelika Beer an 
alle Bundestagsabgeordneten verschickt.
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Angelika Beer (MdB, Die Grünen):

Die Bundesregierung toleriert die türkische Vernichtungspolitik
zumindest stillschweigend

Seit zwei Jahren, seit dem C-Waffen-Einsatz im irakischen Halabja, leben ca.
30.000 Flüchtlinge in den drei Lagern Diyarbakir, Mardin und Mus, umgeben von 
Nato-draht und militärischer Bewachung, ohne ausreichende Nahrung, katastro­
phalen hygienischen Bedingungen, auf engstem Raum in Häusern bzw. Zelten.
Im Mai letzten Jahres war es mir noch möglich, zwei der Lager zu besuchen, mit 
den Peshmerga zu reden, den in Selbstorganisation gerade begonnenen "Schulun­
terricht" für die Flüchtlingskinder in den Kellern der bewohnten Häuser, ohne 
Bücher, ohne Schreibmaterial, zu verfolgen. Waren es die Befreiungslieder, die 
die Kinder dort in den dunklen Kellern gelernt haben, die die Miliz gegen sie 
aufgebracht haben? Nach dem jetzigen Treffen mit vier Peshmerga des Sprecher­
rates des Flüchtlinglagers Diyarbakir, bleibt nur das Wissen, die Erkenntnis, 
das direkt nach meinem Verlassen des Lagers verstärkte Militäreinheiten die 
Kinder aus den Kellern geprügelt haben, die Türen mit Eisenschlössern verhängt 
haben und alle Eingaben der Flüchtlinge, doch zumindest den selbstorganisier­
ten Schulunterricht fortzusetzen, wenn schon keine Ausbildungshilfe gewährt 
wird, abgelehnt wurde. Begründung: Es würde den Kindern beigebracht, Kurdisch 
zu sprechen. Das sei mit dem türkischen Selbstverständnis nicht vereinbar. 
Anstiftung zum Separatismus. Die unerträglichen Bedingungen, Vergiftungsan­
schläge durch vergiftetes Brot, die Proteste einzelner Personen im öffentli­
chen Leben, z.B. von Madame Mitterand, haben nicht dazu geführt, daß der 
Gaststatus der Flüchtlinge aufgehoben wurde. Die Türkei ist nach wie vor nicht 
bereit, sie als politische Flüchtlinge anzuerkennen. Die Bundesregierung ist 
nicht bereit, in diesem Sinn Druck auf die Türkei auszuüben. Auch das ist nach 
Überzeugung des Auswärtigen Amtes eine innere Angelegenheit des NATO-Partners, 
in die man sich nicht einmischen will.
Stattdessen zahlte die Bundesregierung vor dem letzten Winter 1 Mio. DM an die 
Türkei, auf offiziellem Weg, um das Überleben der Flüchtlinge in Mardin durch 
den Kauf von Winterzelten zu ermöglichen. Diese allerdings sehen aus wie 
bessere Kartoffelsäcke, von winterfest (und der Winter ist kalt in der Gegend) 
kann gar nicht die Rede sein. Finanzielle Kumpaneien scheinen ausschlaggebend 
für die Weigerung der Bundesregierung zu sein, Geldmittel direkt an die 
Flüchtlinge zu geben. Was die Bundesregierung nicht zugeben will, ist leicht 
nachzurechnen: die vom türkischen Roten Halbmond angeschafften Kartoffelsäcke 
haben nach marktüblichen Preisen allenfalls 250.000 DM gekostet. Über die 
restlichen 750.000 DM gibt es nur auf dem Papier einen Nachweis.
Während der Zuspitzung des Konfliktes in Kurdistan wurde die ohnehin nur 
schwer zu erlangende Zutrittsgenehmigung zu den Lagern, das von dem Sondergou­
verneur der Region erteilt werden mußte, ganz gestrichen. So standen auch wir 
vor bewaffneten Soldaten, die uns nicht nur am Zutritt zum Flüchtlingslager in 
Kiziltepe hinderten, sondern uns auch noch am liebsten die Weiterfahrt durch 
Kurdistan untersagt hätten.
Von den Sprechern wurde die Information des ehemaligen SHP und jetzt unabhän­
gigen Abgeordneten Ibrahim Aksoy bestätigt, daß eine enge Zusammenarbeit 
zwischen Türkei und Irak existiert mit dem Ziel, die irakisch-kurdischen 
Flüchtlinge zur Rückkehr in den Irak zu bewegen. Die Versprechungen der iraki­
schen Regierung, daß sie ohne Bestrafung in die Heimat zurückgehen können ist 
eine glatte Lüge.
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Im November 1989 habe ich in irakisch-Kurdistan mit Rückkehrern aus dem 
Flüchtlingslager Diyarbakir gesprochen: "Fahrt nochmal hin, und sagt ihnen, es 
ist nicht besser hier. Wir können hier nur leben, wenn wir unsere kurdische 
Identität preisgeben. Sagt ihnen, wenn ihr hinfahrt, daß sie sich nicht zur 
Rückkehr bestechen lassen sollen". Und in der Tat, diese Bestechungsversuche 
seitens der irakischen Vertreter, die in regelmäßigen Abständen in den Lagern 
auftauchen, um nach Beute zu suchen, waren kaum erfolgreich.
"Erfolg" hatten sie nur da, wo nach den Vergiftungsanschlägen die Angst so 
groß wurde, daß die Möglichkeit, bei der Rückkehr in den Irak erschossen zu 
werden, oder isoliert zu werden immer noch erstrebenswerter war, als durch 
vergiftetes Brot in den Lagern, als Flüchtling in einem Land, in dem man doch 
eigentlich zu Hause ist, zu sterben.
Die Varianten der Repression, der Einschüchterung, der Abschiebung sind viel­
fältig. Manchmal ist es das Versprechen gegenüber Kranken, nach Ankara ge­
bracht zu werden. Diese Busse fahren dann zur türkisch-iranischen oder auch 
zur türkisch-irakischen Grenze. Das gemeinsame Herrschaftsinteresse von Irak 
und Türkei, die Entledigung eines aufmüpfigen Volkes, kennt kaum Grenzen.
Nur einmal ist es gelungen, einen Bus, der von Mardin nach Van und weiter in 
den Iran sollte, in Van aufzuhalten. Diese Zwangsdeportationen werden, solange 
sie nicht öffentlicher Kritik ausgesetzt sind, von der sozialdemokratischen 
Partei (SHP) der Türkei toleriert. Erst wenn Uber die eigenen Grenzen hinaus 
Protest laut wird, distanzieren sie sich von diesen Plänen.
Parallel zu unserer Rundreise verhandeln die Regierungen der Türkei und des 
Iraks gerade Uber die Erneuerung der Grenzvereinbarung. Diese sieht vor, wie 
schon in der Vergangenheit, gegenseitig die Genehmigung zu erteilen, kämpfende 
Einheiten der Kurden Uber die eigene Grenze hinaus bis in das andere Land 
hinein zu verfolgen. Die bisherige Beschränkung auf 15 km jeweils auf der 
anderen Seite soll erweitert werden.
Die Sprecher des Flüchtlingslagers Diyarbakir haben uns einen Brief an die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages Ubergeben. Hierin sind die wesentlichen 
Forderungen deutlich gemacht, wird die aktuelle Sitution in den drei Flücht­
lingslagern geschildert. Die Bundesregierung ist bislang darum herumgekommen, 
gegenüber der internationalen demokratischen Öffentlichkeit Stellung zu nehmen 
hinsichtlich der bundesdeutschen direkten Verantwortung für diese Flüchtlinge: 
bundesdeutsche Firmen haben durch Lieferung von Know-How zur Produktion chemi­
scher Waffen an den Irak erst die Voraussetzungen geschaffen, daß diese vom 
Irak gegen die eigene kurdische Bevölkerung eingesetzt werden konnten.
Diese Situation als "innere Angelegenheit der Türkei" zu bewerten, heißt, die 
massiven Menschenrechtsverletzungen, die Vernichtungspolitik der Türkei, aber 
auch des Iraks gegenüber dem kurdischen Volk zumindest stillschweigend zu 
tolerieren. Dies ist Beihilfe zum Völkermord. Es verstößt gegen internationale 
Verträge, die BRD und Türkei unterzeichnet haben und muß vor den 
entsprechenden Gremien zur Sprache kommen.
Eine Verurteilung durch die Vereinten Nationen scheint die einzige Möglichkeit 
zu sein, die BRD und die Türkei in ihrer NATO-Partnerschaft zu zwingen, sich 
unabhängigen, der Vereinten Nationen unterstellten Gremien zu stellen und 
Überprüfungen ohne jeden Widerspruch zuzulassen.

Bundestag über humanitäre Hilfe für die Flüchtlinge

Am 30.Mai 1990 wurde im Auswärtigen Ausschuß des Bundestages endlich über den 
Antrag der Grünen vom 25.9.1989 für schnelle humanitäre Hilfe beraten. Zur 
Erinnerung: Die Grünen hatten damals verlangt, daß der zeitraubende Umweg 
einer Beratung im Ausschuß nicht gegangen, sondern vom Bundestag direkt eine 
finanzielle Hilfe beschlossen werden sollte, damit die Flüchtlinge besser über 
den Winter kämen. Jetzt also wurde darüber beraten. Die beiden Anträge der 
Grünen waren von vornherein sehr harmlos gehalten, um eine Zustimmung der
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anderen Parteien womöglich nicht zu gefährden. Aber selbst die harmlosesten 
Formulierungen, die womöglich als Kritik an der Türkei gedeutet werden könn­
ten, wurden noch aus dem einen Antrag herausgestrichen, so daß sich die Ver­
treterin der Grünen schließlich nur zu einer Enthaltung durchringen konnte.

Hier der Antrag, den der Auswärtige Ausschuß beschlossen hat. Die ursprüng­
liche Fassung der Grünen steht in Klammern:

Drucksache 11/5228 vom 25.9.1989
Situation der irakisch-kurdischen Flüchtlinge in der Türkei

Der Bundestag wolle beschließen:
Der Deutsche Bundestag drückt seine Besorgnis über die Lebensbedingungen der 
irakisch-kurdischen Flüchtlinge in den türkischen Lagern bei Diyarbakir, 
Mardin und Mus aus. Diese Menschen waren im August 1988 vor Giftgasangriffen 
ihrer Regierung in die Türkei geflohen. So positiv die Tatsache der Aufnahme 
der Geflohenen durch die Türkei auch war, in so ungenügendem (katastrophalem) 
sanitären, hygienischen und in so inhumanen Umständen müssen sie seitdem in 
Lagern leben.

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, weiterhin für die 
irakisch-kurdischen Flüchtlinge humanitäre Hilfe zu leisten und bei den türki­
schen Behörden darauf hinzuwirken, daß dies in der sonst international übli­
chen Weise geschehen kann, auch unter Beteiligung von Nichtregierungsorganisa­
tionen und unter Beteiligung der Selbsthilfeorganisationen der Geflohenen. 
(Dieser zweite Abschnitt lautete in der Fassung der Grünen: Der Deutsche 
Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sofort und großzügig humanitäre 
Hilfe zu leisten, und zwar durch bundesdeutsche Nichtregierungsorganisationen 
direkt an die Selbstorganisationen der Geflohenen)
Der Deutsche Bundestag appelliert an die türkischen Behörden, den Geflohenen 
baldigst den offiziellen Status von Flüchtlingen zuzuerkennen und die Lager 
unter Beteiligung des Flüchtlingskommissariats der Vereinten Nationen (UNHCR) 
verwalten und registrieren zu lassen. Der Deutsche Bundestag fordert die 
Bundesregierung auf, in diesem Sinne nachdrücklich auf die türkische Regierung 
einzuwirken.
(Gegenüber der ursprünglichen Fassung wurde hier und registrieren sowie unter 
Beteiligung eingeschoben)

Der zweite Antrag der Grünen wurde abgelehnt (gegen die Stimme der Grünen). 
Hier der Antrag:

Drucksache 11/5229 vom 25.9.1989
Humanitäre Hilfsmöglichkeiten für irakisch-kurdische Flüchtlinge in der Türkei

Der Bundestag wolle beschließen:
Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, möglichst vielen der 
irakisch-kurdischen Flüchtlingen in der Türkei, die immer noch unter men­
schenunwürdigen Bedingungen in Lagern leben müssen, politisches Asyl in der 
Bundesrepublik Deutschland anzubieten.
Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, an die anderen EG-Mit- 
gliedsländer heranzutreten, um auch diese zu einer entsprechenden Bereitschaft 
aufzufordern.
Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregieung auf, sich in einer ersten 
Sofortaktion aus humanitären Gründen bereitzuerklären, die der Bundesregierung 
von der Fraktion DIE GRÜNEN benannten Flüchtlingsfamilien aus dem Flüchtlings­
lager Mardin in der Bundesrepublik Deutschland aufzunehmen.

Was wurde geändert?
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Erstens wurde die Dringlichkeit humanitärer Hilfe verneint. Man verwies den 
Antrag in den Ausschuß.
Zweitens wird eine Gewährung von Asyl (Antrag 5229) abgelehnt.
Drittens wird kaum zur Kenntnis genommen, daß der Großteil der 1 Million Hilfe 
versickert ist, während von dem nachgewiesenen Teilbetrag von 250.000 DM Zelte 
gekauft wurden, die den winterlichen Ansprüchen in Kurdistan in keiner Weise 
genügen.
Viertens wird das kl^re Verlangen der Grünen, die Lager unter alleinige Kon­
trolle der UNHCR zu stellen, relativiert durch die Formulierung "unter Betei­
ligung" .
Fünftens wird das klare Verlangen, weiteres Geld nur durch Nichtregierungsor­
ganisationen direkt an die Flüchtlinge zu zahlen eingeschränkt durch die 
Formulierung "auch unter Beteiligung".

Die Schlußfolgerung muß folgendermaßen lauten: Während die Bundesregierung der 
Türkei im Jahre 1989 eine Rüstungssonderhilfe von 600 Millionen (manchmal wird 
auch von 580 Mio. gesprochen) DM gewährte, während sie im Kurdenprozeß 
Düsseldorf monatlich 1 Million ausgibt, gab sie türkischen Behörden 1 Million 
"humanitäre Hilfe" für die Flüchtlinge. Die Türkei verwendete 250.000 DM 
davon, um für die Flüchtlinge Zelte zu kaufen, die aus grobem Sackleinen 
waren, durch die es beim ersten Regen trieft und durch die der Wind pfeift. 
Der Rest des Geldes "versickerte". Die Türkei tut dies absichtlich zur 
Schikanierung und Vertreibung der Flüchtlinge.
In einem medico-Flugblatt wurde vor einem Jahr die Frage gestellt: Will die 
Türkei denn wirklich 35.000 Menschen verfaulen lassen? Inzwischen hat sich 
herausgestellt, daß dieses "Verfaulenlassen" der falsche Begriff ist. Beim 
Verfaulen bleibt wenigstens Gestank übrig. Die Türkei will die Flüchtlinge zu 
Staub zertreten, der mit dem Wind verweht. Nichts soll übrig bleiben außer dem 
Lob an die Türkei von 1988, daß sie die Flüchtlinge überhaupt über die Grenze 
ließ. Dieser Zermürbungs-und Zertretungsprozeß der Flüchtlinge braucht Zeit, 
aber bei genügend Zeit wird er unausweichlich mit der Niederlage der 
Flüchtlinge enden. Das Verschleppen von Hilfe, die Verharmlosung der Zustände, 
das sind genau die Faktoren, die der Türkei die nötige Zeit verschaffen. 
Während die Bundesregierung alle Versuche, die Selbständigkeit der Flüchtlinge 
zu stärken, sabotiert, stärkt sie gleichzeitig die Verfügung der türkischen 
Behörden über sie. Weder die wiederholten Vergiftungen der Flüchtlinge durch 
vergiftetes Brot noch die illegalen Deportationen, das Zusammenschlagen, die 
willkürlichen Verhaftungen haben ihr Vertrauen in die Türkei erschüttert. 
Versuche, die Flüchtlingsfrage erneut zu internationalisieren, (denn nichts 
anderes soll der Vorschlag bedeuten, eine Anzahl der Flüchtlinge bei uns 
aufzunehmen) lehnt sie ab.
Alles zusammengenommen kann eine Interpretation nur so lauten: Sie möchten die 
Türkei am liebsten tun lassen, was sie will. Die Geldzahlung an die Türkei 
diente ihr ausschließlich als Alibi. Die zahme Mahnung an die Türkei, endlich 
den Kurden den Flüchtlingsstatus zuzugestehen, wäre unterblieben, wenn nicht 
so viel öffentliche Kritik hier geäußert worden wäre.

In der Zukunft können wir uns im Interesse der Flüchtlinge nicht mehr darauf 
beschränken, harmlos mehr Hilfe zu verlangen. Wir müssen den politischen 
Preis, den die Bundesregierung zahlen muß für diese Politik, erheblich erhö­
hen. Etwa, indem wir erklären: Behaltet ruhig Euer Geld, die Scheißzelte, die 
ihr den türkischen Rassisten bezahlt habt, haben die Kurden in Wirklichkeit 
krank gemacht. Sie dienten Euch nur dazu, uns hier zu beschwichtigen. Jede 
Mark, die ihr als "Hilfe" ausgegeben habt, war nur Eure Tarnung für die 
weitere Unterstützung des türkischen Kolonialkriegs gegen Kurdistan. Euer Geld 
werden wir nur noch akzeptieren, wenn es über medico international direkt an 
die Flüchtlinge geht.
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Das ist nicht weiter schlimm,

Günther Wallraff

Im Normalfall sind die Kenntnisse von deut­
schen Journalisten über das, was in Kurdistan 
geschieht, sehr eng begrenzt. Ihr Wissen 
haben sie vom Hörensagen, kaum einer macht 
sich einmal die Mühe, selber den gefährlichen 
Weg nach Kurdistan zu wagen, wenige nur 
beherrschen türkisch, keiner kurdisch, 

man kann schließlich dazulernen. Man soll dann aber
nicht so tun, als sei man ein Fachmann.

Günther Wallraff ist uns als einer aufgefallen, der ganz besonders wenig Ahnung hat, 
dafür aber umso eindeutigere Urteile gegen die PKK fällt. Normalerweise würden wir 
unseren Lesern sein Gestottere nicht zumuten. Jedoch haben seine Interviews von 
Anfang April eine böse politische Konsequenz gehabt. In der Aktuellen Stunde des 
Bundestages am 27.4.90 rief Herr Glotz (SPD) Wallraff als Zeugen an, um folgende 
Gleichung aufzumachen: die PKK ist ebenso schlimm wie die türkische Regierung. Auf 
diese Weise drückte er sich vor einer Stellungnahme zu dem Verlangen der Grünen, die 
Rüstungshilfe an die Türkei einzustellen.
Wenn jemand, der ganz offensichtlich keine Ahnung hat, sein moralisches Prestige^ 
nutzt, und sich zum Zeugen gegen die kurdische Nationalbewegung machen läßt, dann 
darf man ihn schon ein wenig löchern.

Hier zunächst das Zitat, das Herr Glotz im Bundestag benutzte:

"Ich zitiere ein paar Sätze von Günther Wallraff zur PKK:
'Die PKK ist eine der entsetzlichsten Guerillatruppen, die es gibt. Sie basiert auf 
Individualterror und einer autoritären Führerpolitik. Als wir dort waren, haben z.B. 
Anhänger dieser Organisation einen Bus angehalten, diejenigen, die eine Krawatte 
trugen, erschossen und diejenigen, die keine trugen, am Leben gelassen. So schaukelt 
sich der Terror gegenseitig hoch.'
Das sollte man auch deutlich machen, meine Damen und Herren."

zitiert nach dem Bundestagsprotokoll, abgedruckt in diesem Heft

Aus dieser Darstellung ergibt sich der Eindruck, daß es sich bei der PKK um eine 
Organisation von halbverrückten Fanatikern handelt, die streng nach Führerprinzip 
organisiert wahllos irgendwelche Leute erschießt, z.B. weil sie Krawatten tragen.

Der Vorfall, auf den Wallraff anspielt, hat sich tatsächlich ereignet. Die türkische^ 
Zeitung Hürriyet vom 2.4.90 erfuhr im Gespräch mit Abdullah Öcalan folgendes:

"Die Ermordung von 9 Personen, darunter 6 Ingenieuren, in Elazig dagegen leugnet er 
nicht. 'Ja', sagt er, 'diese Menschen haben wir umgebracht. Dies ist eine Vergel­
tungsaktion. Die Türkei führt in Kurdistan einen Spezialkrieg. Alles wurde der Be­
fehlsgewalt des Staates unterstellt. Damit wird jeder, der für den Staat arbeitet, 
zum Angriffsziel. In Zukunft werden wir uns gegen alle Institutionen in Kurdistan 
richten, denn es sind alles Institutionen, die dem Spezialkrieg dienen.'"

Wir erfahren, daß diese Menschen nicht getötet wurden, weil sie Krawatten trugen, 
sondern daß die PKK diese Leute als Teilnehmer am.türkischen Spezialkrieg gegen 
Kurdistan betrachtet. Diese Ansicht kann man diskutieren. Ich persönlich glaube, daß 
diese Ansicht richtig ist. Wer heute als Ingenieur nach Kurdistan geht, besonders in 
Regionen fernab des GAP-Projektes, der wird keine zivilen Projekte planen, die es in 
Kurdistan nahezu nicht gibt. Er arbeitet mit größter Wahrscheinlichkeit für die 
militärische Infrastruktur.
Man überlege sich einmal, man hätte der französischen Resistance daraus einen Vorwurf 
gemacht, daß sie unter deutscher Besatzung zivile Spezialisten der deutschen Armee
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tötete. So ein Vorwurf ist undenkbar und er wird auch nirgends erhoben. Die Intensi­
tät der Unterdrückung in Frankreich zur Zeit der deutschen Besatzung ist aber mit der 
ungleich intensiveren in Kurdistan heute überhaupt nicht zu vergleichen.

Ferner behauptet Wallraff, "die PKK basiert auf Individualterror". Die Schlampigkeit, 
mit der der Schriftsteller Wallraff mit der deutschen Sprache umgeht, zwingt uns, 
jeden Satz von ihm erst noch einmal zu übersetzen, um überhaupt die Bedeutung erfas­
sen zu können. Wir nehmen an, er meint folgendes: die grundlegende Taktik der PKK ist 
individueller Terror. Der Begriff 'individueller Terror' meint die Tötung besonders 
wichtiger Repräsentanten des Gegners, um das Volk "aufzurütteln". Das ist ganz sicher 
nicht die grundlegende Taktik der PKK. Es sind gelegentlich Tötungen besonders ver­
haßter Folterer vorgekommen. Über den Sinn oder Unsinn solcher Aktionen kann man 
streiten. Aus den Gefängnissen kommen Berichte, daß nach solchen Aktionen die Behand­
lung besser wurde. Die grundlegende Taktik der PKK ist aber ganz eindeutig etwas 
anderes: die Vorantreibung eines Guerillakrieges bis zu einem Volkskrieg im Rahmen 
eines Konzepts der nationalen Befreiung vom Kolonialismus.
Individueller Terror ist in der Regel Ergebnis der Erfolglosigkeit einer Widerstands­
bewegung. Die PKK hat das gar nicht nötig, sie hat Erfolg.

Wallraff: "Die PKK basiert auf einer autoritären Führerpolitik."
Autoritäre FUhrerpolitik, das ist etwas, womit wir Deutschen unsere Erfahrung gemacht 
haben, nämlich im Faschismus. Wir denken bei diesem Begriff auch an Stalin. Wem in 
Deutschland ein solcher Begriff angeheftet wird, der wird automatisch zum Unberührba- 
ren.
Nun kann man die autoritären Tendenzen in der PKK nicht leugnen, Abdullah Öcalan wird 
geliebt und verehrt, die Gefallenen sind Märtyrer. Das ist ein Punkt, der Deutsche 
immer stört an der PKK sowie an anderen kurdischen Organisationen. Jedoch hängen die 
autoritären Tendenzen bei allen kurdischen Organisationen aus der Türkei erstens mit 
den gesellschaftlichen Verhältnissen in Kurdistan zusammen, zweitens haben sie trotz­
dem etwas Befreierisches und sind mit faschistischen oder bürokratisch-stalinisti- 
schen Organisationen überhaupt nicht gleichzusetzen.
Die jahrzehntelange Kolonisierung Türkei-Kurdistans hat in Kurdistan gesellschaftli­
che Verhältnisse geschaffen, die eine gewaltsame und idelogische Unterdrückung alles 
Kurdischen zur Folge hatte. Es wurden autoritäre, Herrschaftsstrukturen geschaffen, 
über die wir recht wenig konkretes wissen. Kurdische Freunde versuchen mir das Werte­
system, was in Kurdistan durchgesetzt wurde, so zu erklären: erst kommt Allah, dann 
kommt noch einmal Allah, dann kommt der türkische Staat, dann kommt lange Zeit nichts 
und dann kommt der Agha, der das persönliche Leben der Dorfbewohner bestimmt. Wenn 
der Agha als 60jähriger beschließt, zu seinen 4 Frauen noch eine junge, hübsche 
hinzuzunehmen, teilt er seinen Wunsch einfach mit, notfalls wird sie geraubt. Die PKK 
dagegen bietet den jungen Frauen einen gleichberechtigten Platz in der Guerilla an. 
An diesem Beispiel läßt sich unschwer das Befreierische im Vorgehen der Guerilla 
erkennen. Sie befindet sich in schärfstem Konflikt mit der kolonialistischen Struk­
tur, die die Türkei in Kurdistan erzwungen hat. Dennoch übernimmt die kurdische 
Nationalbewegung natürlich das Erbe dieser langen kolonialistischen Unterdrückung. 
Ismail Besikci, der türkische Kurdistankenner überhaupt, sagt dazu sinngemäß: "Kurdi­
stan hat man das Hirn und das Skelett zerstört, wie ein Kadaver lag es am Boden. Die 
Aktionen der Guerilla bewirken nun eine schnelle Erschütterung der alten koloniali­
stischen Werte und sichern die Durchsetzung moderner, demokratischer Werte."
Dieser Prozeß geht widersprüchlich vor sich. Wir sollten ihn beobachten und auch die 
negativen Seiten darin wahrnehmen. Aber nicht, um die PKK zu stigmatisieren und zu 
zensieren. Wir Deutsche haben genug damit zu tun, die deutsche Hilfe bei der Unter­
drückung Kurdistans zu beenden.

Schon jetzt kann man vorläufig zusammenfassen: Wallraff hat was gegen die PKK. Es ist 
nicht genau überlegt, davon zeugt auch die schlampige Ausdrucksweise, die sich bei 
genauerem Hinsehen als sehr mißverständlich bis unausgegoren herausstellt. Seine 
Darstellung erzeugt beim Zuhörer den Eindruck, die PKK sei etwas, womit man sich
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besser nicht einlassen sollte. Um diesen Eindruck zu erzeugen, gebraucht er Vorwürfe 
(Individualterror, wahllose Erschießungen, autoritärer Aufbau), die sich bei Nachprü­
fung entweder in nichts auflösen oder aber sehr viel differenzierter zu betrachten 
wären, die aber für die Erklärung des Volksaufstands in Kurdistan nichts, aber auch 
gar nichts leisten.

Gehen wir also über zu den umfangreicheren Interviews.

11.4.1990, 23.40 Uhr Deutschlandfunk 
Sprecher:
"...Millionen Kurden leben in der Türkei, weitgehend ihrer Identität beraubt und 
diskriminiert. Als selbsternanntes Sprachrohr der Kurden agiert die Separatistenbewe­
gung PKK mit brutaler Gewalt und Terror, um einen eigenen kurdischen Staat zu errei­
chen. Genauso hart schlägt die türkische Regierung zurück. Gewalt und Gegengewalt 
schaukeln sich gegenseitig hoch.
Der Schriftsteller Günther Wallraff war jetzt im Kurdengebiet. Im Gespräch mit Simone 
Witte schildert er Zustände und Eindrücke.

Wallraff:
Es hat sich in der letzten Zeit bedrohlich zugespitzt. Man hat den Eindruck, daß dieÄ  
offizielle Politik geradezu den Terror produziert und daß eine Sondereinheit, ÖzelW 
Tim, die alle Vollmachten haben, sich keinem gegenüber zu verantworten brauchen, daß 
sie wirklich ganze Ortschaften, wahllos die Bevölkerung rausholen, verschleppen, sie 
mißhandeln, um einzuschüchtern, und da wird zum Teil bei Kindern, bei auch völlig 
unpolitischen der Haß, der Keim zum Terror gelegt und einer der entsetzlichsten 
Guerillaorganisationen wird da eigentlich in die Hand gespielt und die haben im 
Moment einen unheimlichen Zulauf.

Simone Witte:
Haben Sie da mit den Menschen sprechen können? Wie sind die ihnen begegnet?

Man wurde überall aufgenommen, an den abgelegendsten Dörfern, eine ganz große Bereit­
schaft über alles zu reden und zum Teil so, daß man sie fast trennen mußte, weil 
immer sind Spitzel dabei, und wenn dann irgendein Journalist auftaucht oder erst 
recht ein Fernsehteam, dann könnte das bedeuten, wenn dann jemand offen seine Meinung 
sagt, daß er am nächsten Tag oder in der Nacht noch abgeholt wurde und das zum Anlaß 
genommen wurde, ihn widerum zu mißhandeln oder zu foltern. Dann war es möglich, durch 
direkte Gespräche mit dem Justizminister auch in Gefängnisse zu kommen. In Diyarba- 
kir, wo das Gefängnis total überfüllt war, weil vorher über 100 willkürlich Verhafte-jm 
te aus einer belagerten Stadt, Cizre, wo die Bevölkerung es gewagt hatte eine Art^J 
Generalstreik durchzuführen und die Händler alle Läden geschlossen hielten und die 
Sondereinheiten, (2 Worte nicht verstanden), sich selbst damit auch schadeten, aber 
in der Verzweiflung eben das als passiven Widerstand machten. Daraufhin wurden wahl­
los in der Bevölkerung, auch des nachts noch aus den Betten verschleppt und verhört, 
gefoltert, über ne Woche und dann ins nächstliegende Gefängnis verfrachtet, wo Men­
schen auf dem Boden schlafen mußten, ohne Matratze, weil das einfach völlig überfüllt 
war, da konnten wir mit Inhaftierten sprechen, da haben sich welche anvertraut und 
haben auch namentlich mitgeteilt, was ihnen passiert ist. Dann gab es Möglichkeit in 
eines der großen Gefängnisse, in Aydin hereinzukommen, und da waren auch zu unserer 
Verwunderung ganz offene Gespräche möglich und es wurde alles, was zu beanstanden 
war, offen ausgesprochen, und wir haben dann anschließend den Justizminister damit 
wieder konfrontiert.

Wie ist denn Ihr Eindruck von den türkischen Gefängnissen, hat sich da was verändert 
in den letzten Jahren?

Man muß differenzieren, man kann nicht pauschal sagen, überall wird mißhandelt und 
gefoltert und von daher hat sich was geändert. In Gefängnissen selbst wird nicht
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mißhandelt, in den Gefängnissen selbst wird nicht gefoltert, und es sind zum Teil 
sehr schlimme Zustände, wie fehlende Medikamente, aber das hängt mit der Armut des 
gesamten Landes zusammen, das ist nicht gezielt einge..." Das letzte Wort ist nicht 
zu verstehen.

Radiothek, 17.4. Westdeutscher Rundfunk 

Wallraff:
"Als wir spät abends von Diyarbakir in .. nach Cizre, das ist ein Zentrum, ne kleine 
Stadt an der syrischen Grenze, ankamen, war das, als wenn man in eine besetzte Stadt 
hineinkommt. Überall aufgefahrene Panzer, alle 10, 20 Meter Soldaten, jederzeit
bereit loszuballern, wir haben uns auch sehr ruhig verhalten und mit nicht zu schnel­
len Bewegungen bewegt, das ist zur Zeit eine so bedrohlich angespannte Situation, daß 
man meint, da geht jeden Moment was Größeres los. Man hat den Eindruck, daß da eine 
gesamte Bevölkerung in Schach gehalten wird, und daß, wenn nicht eine politische 
Lösung gefunden wird, sich das in ein zwei Jahren in einen heißen Bürgerkrieg aus- 
wachsen kann, weil die Bevölkerung wird in einer Weise provoziert, daß sie auch kaum 
mehr was zu verlieren hat. Es gibt eine Sondereinheit, Özel Tim, die alle Rechte hat, 
die sich nicht zu rechtfertigen braucht für ihre Aktionen, und um Beschäftigungsnach­
weis zu bringen, weil sie die wirklichen Terroristen nicht bekommen, die operieren 
über Syrien oder sind in unwegsamen Bergregionen, also werden wahllos Menschen aus 
ihren Wohnungen geholt, manchmal ganze Ortschaften vorsorglich durchgeprügelt, um 
ihnen Denkzettel zu verpassen und sie einzuschüchtern, es reicht, wenn man kurdisch 
spricht, oder sie werden vertrieben und kommen dann in Lager, wo wir eins erlebt 
haben vor Cizre, was grausam und grauenhaft ist, wie man es sich nicht vorstellen 
kann mit vielen kleinen Kindern und die meisten schon total apathisch, die sind 
abgeschrieben. Die tauchen in keiner Statistik auf, und wenn man dann den zuständigen 
Bürgermeister spricht, einen von einer islamischen Partei, der Wohlstandspartei, der 
eine so unerschrockene und hellsichtige, emotionslose Darlegung der ganzen Lage 
abgibt, und weiß, daß er jederzeit auch verhaftet werden kann, und die Situation 
analysiert, als hier die Bevölkerung provoziert wurde, weil bei einem Begräbnis die 
Truppen, die haben ein sehr, ein Ritual, ein Totenbestattungsritual, wie die Leiche 
gewaschen werden muß, und die haben einfach, die Leute, den da abgenommen und ver­
scharrt und da ging ein Aufstand los, da gab es Proteste, friedliche ne, dann eskal­
ierte das, sie wurden in die Menge geschossen ne, das wurde dann anschließend ge­
rechtfertigt ne, die hätten ja mit Steinen geworfen ne, und der Bürgermeister, der ja 
schließlich dabei war und das ist jemand, der politisch ja eher auf der Seite der 
Regierung steht, der sagt, Sondertruppen haben das Ganze provoziert ne, und bei 
solchen Gesprächen erlebten wir dann, das dann häufig politische Kommissare kamen ne, 
und daß dann die Gespräche ganz schnell zu Ende waren und sie nichts mehr sagten. 
Daraufhin haben die einen sehr passiven Generalstreik gemacht ne, haben sich damit 
selbst am meisten geschadet, aber in ihrer Ohnmacht war das ihr einziges Ausdrucks­
mittel des Protestes, sie haben alle Läden geschlossen ne, um auch der Besatzungs­
macht zu zeigen, wir versorgen Euch nicht mehr, gut die wurden über ihre Armeeinhei­
ten, Hubschrauber usw. genug versorgt. Die Bevölkerung hungerte freiwillig. Das wurde 
dann wiederum von der Gegenseite als Aufstand gesehen und mit noch mehr Polizeiein­
heiten beantwortet. Und da kamen wir in ein Dorf rein, wo die Özel Tims vor einigen 
Monaten sind sie da alle verhaftet worden, verschleppt worden und mußten ihre eigenen 
Exkremente zu essen. In nem anderen Fall wurden Familien gedemütigt, indem Frauen 
ihre Männer, die vorher mißhandelt worden waren, halbnackt durchs Dorf tragen mußten. 
Also, es ist ne ständige Demütigung, um diese Freiheitsbewegung niederzumachen und im 
Keim zu ersticken und so wird bei Kindern schon der Haß gesät, die offizielle Regie­
rungspolitik treibt die Bevölkerung in ihre Verzweiflung, ne, solchen Terroreinheiten 
wie der PKK in die Hände. Darum haben die zur Zeit einen solchen Zulauf, daß man in 
Dörfern erlebt, daß von Kindern an ein Siegeszeichen gemacht wird, die PKK man hoch­
leben läßt."

Was hat Wallraff eigentlich mitgekriegt, als er in Kurdistan die bedeutendsten Tage
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seit Jahrzehnten hätte erleben können? "Die haben da so ein Totenritual und das haben 
die die nicht machen lassen und dann gab es ein bißchen Krawall." Nichts vom überra­
schend schnellen Überschwappen des Protestes auf die anderen Städte, nichts was auf 
die große Einheitlichkeit des Widerstands in ganz Kurdistan schließen ließe. Nichts 
davon, daß 1 Million Menschen in Dutzenden Aktionen an diesem Aufstand beteiligt 
waren. Schon gar nichts Uber die weittragende Bedeutung dieses Aufstands, der die 
Absicht des türkischen Staatsterrors, ein Klima der Angst und Lähmung zu erzeugen, 
vollständig durchkreuzt und eine völlig neue psychologische Situation geschaffen hat. 
Nichts ist heute in Kurdistan/TUrkei mehr so wie vor dem Aufstand.

Um in diesem Wust den tragenden Gedanken zu finden, muß man schon lange suchen. 
Wenden wir uns aber erst einmal einigen Einzelheiten zu.

Z.B. der Situation in den Gefängnissen, wo Wallraff trotz "völlig offener Gespräche" 
keine Mißhandlungen feststellen konnte. (Das war die Stelle, an der unser kurdischer 
Freund, der die Tonbandaufnahme machte, das Wort TUrkenknecht ins Mikro schrie.)
Sedat Caner, der selber als Polizist einem Folterteam angehörte, sagte auf die Frage 
über den Umfang der Folterungen seit 1980: "Ich glaube, im Durchschnitt ist aus jedem 
Haushalt einer in diese Geschichte reingegangen. Manchmal sind alle Söhne bzw. Töch­
ter einer Familie dorthin gekommen. Also einer pro Haushalt ist ganz sicher zur 
politischen Polizei gekommen." (in: Ömer Erzeren: Septemberspuren) Dieser Riesenum-f 
fang der Folterungen in der Türkei entspricht ungefähr dem, was der deutsche Faschis­
mus in den Jahren 1933 bis 1939 leistete. Danach konnte die Folter eingeschränkt 
werden. In Kurdistan dagegen ist es lächerlich, über Folter begrenzt auf das Gefäng­
nis zu reden, sie ist dort verallgemeinert über das ganze Land. Auch das Gerede über 
die Untersuchungshaft (incommunidado) wird von Kurden nicht ernst genommen.
Selbst in der Türkei ist der Knast auf zum Teil physische Liquidierung der Opposition 
angelegt, erst recht in Kurdistan. Den Entzug von Medikamenten und medizinischer 
Behandlung mit der Armut des Landes zu erklären, ist reiner Zynismus, wo die Türkei 
sich sogar weigert, aus gesundheitlichen Gründen Haftunfähige zu entlassen, damit sie 
draußen medizinisch versorgt werden könnten. Wie gesagt, in Kurdistan ist alles noch 
ne Nummer schlimmer.

Lustig wird es, wo Wallraff als ein Ziel des Ladenstreiks unterstellt, damit sollte 
die Versorgung der Armee lahmgelegt werden, und dann selbst nachschiebt, daß sich die 
Armee aus anderen Quellen versorgt. Der Ladenstreik hatte ausschließlich zum Ziel, 
Öffentlichkeit herzustellen, keineswegs eine materielle Schädigung der Armee. Auch 
die falsche Übersetzung der islamischen Wohlfahrtspartei (Rafah Partisi) als Wohl­
standspartei gibt zu denken. An solchen Details erkennt man den Fachmann. ^

Der tragende Gedanke scheint folgender zu sein: die starke Unterdrückung des kurdi­
schen Volkes treibt die Leute den Terroristen in die Arme. Die Türkei sollte klüger 
sein und den Terroristen mit anderen Mitteln das Wasser abgraben. Sonst schaukeln 
sich Gewalt und Gegengewalt gegenseitig hoch und es kommt zu einem heißen Bürger­
krieg, den wir alle nicht wollen.

An diesem Gedankengebäude fällt zunächst auf, daß Wallraff die Meldung unterschlägt, 
daß die PKK sich am 1.4.90 zu einem Waffenstillstand und Gesprächen bereiterklärt 
hat, "wenn auch die Türkei den Weg der Gewalt verläßt."
Ist das ein Vorschlag von Leuten, die wahllos Menschen töten, nur weil sie Krawatten 
tragen? Das ist in Wahrheit der einzig mögliche Weg für eine politische Lösung, die 
Wallraff (wie auch wir) herbeisehnt.
Wir stehen nun vor der Frage, ob Wallraff das bewußt verschwiegen hat oder ob er es 
nicht wußte. Wir können sie nicht beantworten.

Zweitens: warum stellt sich Wallraff nicht die Frage, weshalb die Türkei trotz der 
Aussichtslosigkeit der Lage den militärischen Weg geht, die Unterdrückung immer mehr 
steigert. Wir glauben, daß es daran liegt, daß er nicht bereit ist, sein Vorurteil zu
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überwinden, daß die Türkei sich immer mehr in Richtung Demokratie bewege. Tatsache 
ist, daß der Nationale Sicherheitsrat über die Köpfe der formellen demokratischen 
Institutionen hinweg den militärischen Weg durchgesetzt hat. Wahrscheinlich ist, daß 
mit einer demokratischen Lösung der Kurdistanfrage die Herrschaft der Türkischen 
Machtelite auch in der Türkei in Frage steht. Somit auch die Sorte "Demokratie", die 
sogar denjenigen, die Arbeit haben, das Fleisch vom Tisch gestrichen und sie an den 
Rand des Hungers getrieben hat.

Drittens fällt auf, daß Wallraff, obwohl er immer wieder die wachsende Unterstützung 
der PKK durch die kurdische Bevölkerung beschreibt dennoch an dem Begriff Terroristen 
festhält und sich strikt weigert, die PKK als eine nationale Befreiungsorganisation 
zu bezeichnen. Wer das Interview gehört hat, merkt an der Tonlage: da ist Haß im 
Spiel, der sein Gehirn streiken läßt.

Zum Schluß möchten wir auf den Punkt kommen, den wir nicht genau begreifen: Was 
veranlaßt Günther Wallraff, genau die Methoden gegen die PKK zu verwenden, die er als 
Unterwanderer der Bild-Zeitung recht gut beschrieben hat? Nämlich Auslassungen, 
bewußtes Verschweigen von Tatsachen, ein Zusammenmengen von Vorurteilen, die der 
gängigen Stimmung entsprechen usw. Könnte es sein, daß er ähnliche Gründe hat wie die 
BILD, nämlich geschäftliche? Das Geschäft mit Menschenrechtspropaganda und Moral? Man 
müßte genaueres Uber diese Reise wissen, wer hat sie bezahlt, wer hat sie eingefä­
delt, wer hat das Gespräch mit dem türkischen Justizminister ermöglicht. Falls einer 
unserer Leser darüber Bescheid weiß, wären wir für Informationen dankbar.

Nach so böswilligen Vermutungen wollen wir positiv schließen, indem wir noch einmal 
die ausgezeichnete Sendung des Westdeutschen Rundfunk v. 17.4.90 zitieren:

Sprecher:
"Nach offizieller Version der türkischen Ordnungsmacht soll die PKK, die Kurdische 
Arbeiterpartei, die Bevölkerung gezwungen haben, ihre Geschäfte zu schließen. Doch in 
den Seitengassen von Cizre, hinter verschlossenen Türen, hört sich das anders an: 
•Wir alle kämpfen für unser Land, unsere Leute in den Bergen auch, sie sind nicht wie 
die Sondereinheiten, die für Geld morden, unsere Leute sind Guerilla mit Leib und 
Seele, sie gehören zu uns. Sie lassen uns nicht leben, sie haben uns aus unseren 
Dörfern vertrieben, unsere Dörfer sind in Brand gesteckt worden. Wir haben alles 
verloren. Nieder mit dem Faschismus! Nieder mit der Türkei! Es lebe die Guerilla!*"

•
"Wie groß der Einfluß der PKK tatsächlich ist, läßt sich unter den gegebenen Verhält­
nissen nur schwer ermitteln. Fest steht lediglich, daß die Menschen in den Kreisstäd­
ten mutiger geworden sind. Sie haben keine Angst mehr, offen ihre Forderungen zu 

stellen."
Das ist journalistische Arbeit.

Pilotverfahren europäischer »Terrorismus
Rolf Gössner zum Düsseldorfer Kurdenprozeß

aus: Clockwork 129 ä

Nr.17 13.6.90
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S
eit nun schon über sieben Monaten 
wird vor dem Oberlandesgericht Düs­
seldorf gegen 17 Kurden und Kurdin­

nen u.a. wegen Mitgliedschaft in einer „Ter­
roristischen Vereinigung“ verhandelt.

15 der Angeklagten befinden sich zum -Teil 
über zwei Jahre lang unter strengen Isola­
tionsbedingungen in Untersuchungshaft — 
ein 57 Punkte umfassendes Haftstatut regelt 
die strenge Einzelhaft und die besonderen Si­
cherheitsvorkehrungen. Neun der Angeklag­
ten sind mittlerweile, gegen hohe Kautio­
nen, aus der U-Haft entlassen worden; gegen 
einen Angeklagten wurde das Verfahren so­
gar eingestellt.

Es handelt sich um den bisher „größten Ter- 
roristen-Prozeß“ in der Rechtsgeschichte der 
BRD — so sieht es die Bundesanwaltschaft, 
womit sie, was die Dimension angeht, aus­
nahmsweise Recht haben dürfte. Aber auch 
sonst setzt der Düsseldorfer Prozeß in man­
cherlei Hinsicht neue Maßstäbe.

Es handelt sich diesmal nicht einfach um 
angebliche „Terroristen", die da in die Müh­
len der bundesdeutschen Polit-Justiz geraten 
sind, sondern auch noch um ausländische 
„Terrorismus"-Verdächtige: Eine unheilvol­
le Kombination, die für öffentliche Vorver- 
urteilung geradezu bürgt.

Und gerade diese Kombination macht die 
neue Qualität des Kurden-Verfahrens über­
haupt erst aus: Ihm könnte in Hinblick auf 
die bundesdeutsche Rolle bei der internatio­
nalen „Terrorismus“"Bekämpfung Pilotfunk­
tion zukommen — zumal in der gegenwär­
tigen Phase der Schaffung eines europä­
ischen Binnenmarktes und einer starken Eu­
ropäischen Gemeinschaft der „Inneren Si­
cherheit“.

Zum ersten Mal in der bundesrepublika­
nischen Justizgeschichte fand im Umfeld die­
ses Verfahrens die im Tun! einpt 
umi ucftig umstrittene Kronyeugcnrege- 
lung tür terroristische Straftäter" Anwen­
dung (BGBl. IS. 1059): Vor dem Landgericht 
Berlin wurde der Kurde C. wegen Mordes 
verurteilt — aber nicht zu lebenslänglich, 
vie es das Strafgesetzbuch für eine solche Tat 
•wingend vorschreibt, sondern zu lediglich 
ünf Jahren Freiheitsstrafe. Grund für diesen 
normen Kronzeugen-Rabatt, wie ihn die 
eue (befristete) Ausnahmeregelung mög- 
ch macht: G. hatte gegenüber der Bundes- 
tiwaltschaft (BAW) „ausgepackt“ und damit 
-st die meisten der Düsseldorfer Beschuldig­

ten auf die Anklagebank gebracht. Er gilt als 
zentraler Belastungszeuge.

Dieses Groß-Verfahren vor dem Düsseldor­
fer Oberlandesgericht, das voraussichtlich 
weit über zwei Jahre dauern wird, kostet 
nach Aussagen der beteiligten Anwälte pro 
Monat eine Million DM. Eigens ist hierfür 
auf dem Gelände einer Polizeikaserne ein 
Prozeßbunker für fast acht Millionen DM ge­
baut worden — längst bevor über die Ankla­
ge entschieden worden war.

Doch da gab es zunächst einige Schwierig­
keiten bei der staatlichen Verfolgung der kur­
dischen Organisation durch bundesdeut­
sche Ermittlungsorgane: Denn gegen die 
PKK als solche sowie ihre Mitglieder wäre 
eine Anklage in der Bundesrepublik nach 
§ 129a StGB („Terroristische Vereinigung“) 
nicht möglich, weil die PKK eine Auslands­
vereinigung ist, die den Sitz ihrer Zentrale in 
Damaskus hat. Der Bundesgerichtshof hatte 
nämlich bereits 1982 entschieden, daß 
§ 129a nicht auf Auslandsvereinigungen an­
gewendet werden kann. Damals ging es aller­
dings um die neofaschistische „Wehrsport­
gruppe Hoffmann — Auslandsgruppe Liba­
non“, obwohl deren Mitglieder ausschließ­
lich bundesdeutsche Staatsangehörige waren 
(BGHSt 30, 328 ff -  NJW 1982, 530).

D
ie Bundesanwaltschaft (BAW) wirft 
den kurdischen Angeklagten nun 
gleichwohl die Mitgliedschaft in und 

die Unterstützung von „terroristischen Ver­
einigungen“ vor — bezieht sich dabei aber 
auf diverse „Teilorganisationen der PKK“ 
die angeblich oder tatsächlich in der BRD exi­
stieren. Die Angeklagten sollen in diesem — 
recht konfusen — organisatorischen Zusam­
menhang an der Begehung von Straftaten be­
teiligt gewesen sein: Die Tatvorwürfe rei­
chen von geringfügigen Delikten, wie Ur­
kundenfälschung bis hin zu Schwerverbre­
chen, wie Mordversuchen und Morden, die 
gegen politische „Abweichler“ verübt wor­
den sein sollen. Selbst angebliche Straftaten, 
die im Ausland, im Libanon, von Auslän­
dern begangen worden seien, werden gleich 
mitangeklagt, obwohl in solchen Fällen die 
Anwendbarkeit des bundesdeutschen Straf­
rechts nicht gegeben ist. Nur den wenigsten 
Angeklagten werden indes unmittelbare Tä­
terschaft oder Teilnahme an konkreten Straf­
taten vorgeworfen. k 

Das Gericht hat die recht windige und kon­
fuse Anklage mit einigen Abänderungen auf­
gewertet und dann zur Hauptverhandlung 
zugelassen: Insbesondere hat es der BAW in 
Bezug auf die Definition der „terroristischen

Vereinigung“ hilfreich unter die Arme gegrif­
fen: Danach soll nun, so heißt es im Eröff­
nungsbeschluß, „innerhalb der PKK zur 
Durchsetzung des Alleinvertretungsan­
spruchs und zur Disziplinierung der Partei­
mitglieder eine mit Parteisicherheit, Kontrol­
le, Nachrichtendienst beschriebene eigene 
Organisation entwickelt worden“ sein; diese 
reichte vom Generalsekretär... über das Zent­
ralsekretariat der Gesamtpartei, das europä­
ische Zentral- und Exekutivkomitee in Köln 
usw. bis hin zu speziellen Arbeitsgruppen, 
„deren Aufgabe die Ausführung von sog. ,Be- 
strafungsaktionen* sei. Mit diesem umfassen­
den Konstrukt eines ganzen „terroristi­
schen“ Vereinigungskomplexes ist eine neue 
Dimcnsi. >n bundesdeutscher Strafgerichts­
barkeit eingeführt, die nicht nur ausländi­
sche (Teil-) Organisationen auf dem Boden 
der BRD betreffen, sondern auch deren zen­
trale ausländische Bezugsgremien — 
letztlich ihre gesamte Infrastruktur.

Das Resultat dieser Konstruktion: Ein 
monströser Schauprozeß gegen tatsächliche 
oder vermeintliche Mitglieder einer linksori­
entierten ausländischen Massenorganisati­
on, die eine zentrale Rolle spielt in der kur­
dischen Befreiungsbewegung gegen die tür­
kische Unterdrückung und Massenvernich­
tungspolitik, und die insoweit dem Kriegs­
völkerrecht und den einschlägigen Genfer 
Abkommen unterliegen müßten.

W
arum konnte es nun ausgerechnet 
hier in der Bundesrepublik — im 
Gegensatz zu anderen Ländern, 
wie etwa Schweden oder der Schweiz (iwtes 

ebenfalls Kriminalisierungsversuche 
überhaupt zu einem solchen Mammut-Ver­
fahren gegen die beschuldigten Kurden kom­
men? Die Antwort ist einfach und er­
schreckend zugleich: Weil die Bundesrepu­
blik über ein gesetzliches Instrumentarium 
verfügt, das dies ermöglicht — nämlich den 
ominösen § 129a StGB, der im PKK-Verfah­
ren die zentrale Rolle spielt und der die Mit­
gliedschaft in einer sog. terroristischen Ver­
einigung unter Strafe stellt, aber auch die Un­
terstützung und die Werbung für eine solche 
Vereinigung. Diese Norm ermöglicht den Er- 
mittlungs- und Justizbehörden weitgehend 
auch ohne unmittelbare Tatnachweise zu er­
mitteln und anzuklagen und eröffnet ihnen 
ein wahres Sonderrechtssystem mit Spezial­
ermächtigungen. Das sucht seinesgleichen 
in West-Europa und ist seit 1987 selbst für 
den internationalen Gebrauch ausgerüstet 
worden.
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Der Terrorismus-Vorwurf im Sinne des 
§ 129a, der gegen die Betroffenen erhoben 
wir^, hat bekanntlich u.a. zur Folge, daß 
eine zentrale Sonderzuständigkeit begrün­
det wird: In solchen Fällen sind nämlich das 
Bundeskriminalamt, der Generalbundesan­
walt und die Oberlandesgerichte für die Er­
mittlungen, Anklageerhebung und Aburtei­
lung zuständig, und nicht möglicherweise 
politisch unzuverlässige Amts- oder Land­
richter. /

Im Jahre 1987 wurde nun diese Sonderzu­
ständigkeit — mit internationaler Zielrich­
tung — noch erheblich ausgedehnt und zwar 
auf jene Fälle, in denen ein „Zusammenhang 
mit der Tätigkeit einer nicht oder nicht nur 
im Inland bestehenden Vereinigung besteht" 
(S 120 GVG). Danach ist die Bundesanwalt­
schaft als oberste Anklagebehörde auch zu­
ständig für die Verfolgung sog. terroristi­
scher Vereinigungen, die die Sicherheit der 
in ^k r Bundesrepublik Deutschland statio- 
n i^R n Truppen der NATO und aller 
NATO-Vertragsstaaten, zu denen auch die 
Türkei gehört, zu beeinträchtigen drohen. 
In diesem Zusammenhang ist wichtig zu er­
wähnen, daß die BRD und ihre Wirtschaft 
zu den größten Investoren in der Türkei zäh­
len (Originalwerbung des „EG-Partners Tür­
kei“ in „Der Spiegel“ 7/90: „Mit 167 Firmen 
und ihrem Anteil von 11% am ausländischen 
Kapital nimmt die Bundesrepublik in die­
sem Bereich den ersten Platz ein“).

Mit dieser gesetzlichen Neuerung konnte 
endlich zielgerichtet und zentral auch gegen 
die PKK und ihre Mitglieder in der BRD er­
mittelt werden. Aufgrund des international 
längst konstruierten „Terrorismus-Verdach­
tes ist den bundesdeutschen Ermittlungsbe- 

— dank § 129a, der wie eine Art Se- 
sam-öffne-Dich wirkt — ein einzigartiges 
Ausforschungs-, Repressionsarsenal eröffnet.

Daß wir uns in einem hochkarätigen „Ter- 
roristen“*Pr<>zcß beimden, das zeigen nicht 
zuletzt li'* i ß« < k#'hr’*s iß .il. ’ifn
und Au'»i» d Ix dmguhgt;. .. I i\i«irt: 
Der Sicherheitstrakt bzw. Prozeßbunker ist 
schwerbewacht, gesichert mit Metallzäu­
nen, Sperrgittern und mit Maschinenpisto­
len bewehrten Polizeiposten. Penible Durch­
suchungen und entwürdigendes ganz körper­
liches Abtasten der Prozeßbesucherinnen 
durch Zivilpolizisten in den Kontrollschleu- 
sen sowie Ablichten der Personalausweise — 
eine Ausnahmejustiz wie im Belagerungszu­
stand, ähnlich wie sie allerdings bei 129a-Ver- 
fahren kreuz und quer durch die Republik be­
reits seit bald zwei Jahrzehnten zum Nor­
malbestand Politischer Justiz gehört.

Diese ganzen Sonderbedingungen werden

im vorliegenden Verfahren noch zusätzlich 
dadurch verschärft, daß die Angeklagten 
während der Verhandlungen vor Gericht — 
aus Sicherheitsgründen, wie es heißt — mo­
natelang in einem eigens angefertigten Glas­
kasten („Kurden-Käfig“) gehalten wurden, 
eingerahmt von Justizwachtmeistern und ge­
trennt von ihren Verteidigerinnen (diese 
Maßnahme wurde im Februar 1990 aufgeho­
ben). Eine unzumutbare, prozeßrechtswidri­
ge Situation, die noch durch die nach wie vor 
mangelhaften Übersetzungen der gericht­
lich bestellten Dolmetscher zusätzlich ver­
stärkt wurde und wird. Diese gesamten Um­
stände verletzen tragende verfassungsrechtli­
che und strafprozessuale Prinzipien, insbe­
sondere das Recht auf freie Verteidigung und 
auf rechtliches Gehör.

Fazit: Der PKK-Prozeß ist in mancherlei H in - 

sicht eine bundesdeutsche Premiere mit Völker- 

rechtlicher Dimension und europaweiter Be­

deutung:

I
Zum ersten Mal seit der massenhaften 
Kommunistenverfolgung in den fünfzi­
ger und sechziger Jahren richtet sich politi­

sche Justiz wieder gegen eine Massenpartei, 
ihre Mitglieder und Unterstützerinnen.

Erstmalig kam in diesem Zusammen­
hang die neue „Kronzeugenregelung“ 

zur Anwendung, die der Denunziation Tür 
und Tor öffnet, weil sich damit ein Beschul­
digter auf Kosten von anderen erhebliche 
Vorteile verschaffen kann. Mit solchen Kron- 
zeugen-Deals, wie sie bekanntlich in „Terro- 
rismus“-Verfahren auch ohne Gesetz schon 
praktiziert worden waren, werden Strafver­
fahren'in rechtsstaatswidriger Art und Weise 
beeinflußt und präjudiziert.

3 Erstmals seit Bestehen des 129a-Sonder- 
rechtssystems (1976 ff) werden mit die­

sem Instrumentarium eine ausländische Or­
ganisation, ihre ausländischen Mitglieder 
und Unterstützerinnen in der BRD straf­
rechtlich verfolgt — eine Organisation, die 
zudem in einem Befreiungskampf gegen ein 
Unterdrückersystem steht. Damit maßt sich 
die BRD eine Euro-(Hilfs-) Polizistenrolle an.

4 Ohne das 129a-Sonderrechtssystem wä­
ren der Düsseldorfer PKK-Prozeß und 

seine Begleitumstände nicht vorstellbar. 
Durch gesetzliche Nachrüstung ist dieses Sy­

stem um eine internationale Komponente be­
reichert und auf den neuesten Stand gebracht 
worden. Insoweit hat das PKK-Verfahren Pi­
lotfunktion und konnte weitere 129a-Verfah- 
ren gegen Mitglieder etwa der IRA und der 
PLO nach sich ziehen — woran im übrigen 
bereits fleißig konstruiert wird.

5 Diese Lmwicklune kann auJ i  die Inter- 
naiionaiismus-Arbeit in der Bundesre­

publik tangieren: Die Solidarität mit Befrei­
ungsbewegungen und ihren Organisationen 
koiiiiic nun iciciitci als „Unterstützung ter- 
-wiisuscher Vereinigungen“ oder als Wer­
bung für solche kriminalisiert werden. 
Selbst Sympathiewerbung könnte hierfür be­
reits ausicichcn. Das bedroht die internatio­
nale Solidarität ,init unterdrückten Völkern 
und nationale Minderheiten, eine Solidari­
tät, die in der Bundesrepublik ohnehin 
schon sehr reduziert daherkommt.

6 Diese Entwicklung ist auf dem Hinter­
grund der bundesdeutschen und euro­

päischen Bemühungen um Verschärfungen 
im Asyl- und Ausländerrecht zu sehen sowie 
auf dem Hintergrund der Europäisierung 
der „Inneren Sicherheit“ nach dem „Modell 
Deutschland“. Die Europäisierung des doch 
recht einmaligen bundesdeutschen „Antiter­
rorsystems“ ist bereits in diversen europä­
ischen Arbeitsgruppen (u.a. „Trevi“) und 
Verträgen (hauptsächlich „Schengener Ab­
kommen“) weitgehend projektiert. Diese 
Entwicklung ist, so muß ergänzt werden, 
erst vor dem Szenario einer drohenden Ver­
einigung Deutschlands, also eines übermäch­
tigen staatlichen und wirtschaftlichen Gebil­
des in Europa, angemessen und richtig zu ver­
stehen.

Rolf Gössner ist Rechtsanwalt, Publizist und Dozent in 
Bremen. Neben diversen Buchpublikationen zu The­
men der „Inneren Sicherheit“ arbeitet er an einem Pro­
jekt über „Politische Justiz am Beispiel der sog. Terro­
rismusverfahren“
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Intifada oder Serhildan?
Über den Charakter des Aufstandes in Kurdistan

I
n vielen linken Blättern, 
auch in der SoZ, wurde 
der Aufstand in Kurdistan 
oft mit der palästinensischen 

langandauernden Intifada

a
’ichen. Der Vergleich 

sicherlich. Wie es an­
dere sehen, wollen wir hier 
dokumentieren. In der Zeit­

schrift „Kurdistan-Report“ , 
dem Organ der Europaver­
tretung der Nationalen Be­
freiungsfront Kurdistans 
(ERNK), wird in der näch­
sten Ausgabe ein ausführli­
cher Artikel über den 
„Volksaufstand und Gueril­
lakampf in Kurdistan und ei­
nige Schlußfolgerungen ‘ ‘
erscheinen. Daraus drucken 
wir mit freundlicher Geneh­
migung der Zeitschrift im 
folgenden einen Teil über 
den „Charakter des kurdi­
schen Serhildan (Aufstand)“ 
ab:

„Jede revolutionäre Bewe­
gung zielt darauf ab, die be­
stehende Ordnung zu verän­
dern und an die Macht zu 
gelangen. Genauso wie im 
Kampf um die Macht unter­
schiedliche Mittel und Me­
thoden angewendet werden, 
genauso gestaltet sich dieser 
Kampf entsprechend den 
spezifischen Bedingungen 
eines jeden Landes und stellt 
sich unterschiedlich dar. Der 
allgemeine Aufstand ist eine 
Aktionsform des Kampfes 
um die Macht. In einigen 
Ländern waren allgemeine 
Aufstände die Aktionen, die 
die Übernahme der Macht

herbeigeführt haben.
In kolonialisierten Län­

dern wie Kurdistan ist der 
Aufstand keine grundlegende 
Aktionsform. Der nationale 
Befreiungskampf Kurdistans 
entwickelt sich in der Form 
des langandauernden Volks­
kriegs. Die eigentliche 
Kampfform im Volkskrieg 
ist der Guerillakampf. Der 
einzige Weg, die in materiel­
ler, logistischer und techni­
scher Hinsicht starke koloni- 
alistische Okkupationsstruk­
tur in Kurdistan niederzurei­
ßen, also der einzige Weg, 
die Stärke mit der Schwäche 
zu besiegen, ist der Guerilla­
krieg.

Bei uns ist der Serhildan in 
der Phase des Volkskriegs 
eine unausweichlich in dieser 
Phase anzu wendende Ak­
tionsform. Das Volk Kurdi­
stans kann nicht in einem 
ständigen Zustand des Auf­
stands gehalten werden. Die 
Aufstände treten mit der 
Bewegung momentaner und 
konkreter Entwicklungen 
auf. Die militärisch-politi­
sche Avantgarde hält jedoch 
das Volk ständig in einer den 
Bedingungen des Aufstands 
entsprechenden Vorberei­
tung.

Schließlich setzten sich 
auch die in Kurdistan im 
März hintereinander geführ­
ten Aufstände von einem 
konkreten Ereignis aus in 
Bewegung und verbreiteten 
sich. Die Ermordung von 13 
ARGK-Guerrilleros (V olks­

befreiungsarmee Kurdistans, 
SoZ) am 12. März in der 
Nähe der Provinz Savur 
wurde zum Anlaß des allge­
meinen Serhildan (Aufstand) 
des Volkes von Nusaybin. 
Das Volk von Nusaybin, das 
die als Märtyrer gefallenen 
Guerilleros als ein Stück ih­
rer Seele betrachtet, traten 
für sie ein und veranstalteten 
eine Demonstration.

Der Serhildan bei uns ist 
keine Reaktion, die sich 
spontan entwickelt hat. Denn 
in dem seit Jahrhunderten 
unter einem extremen Kolo­
nialstatus gehaltenen und als 
Volk zersplitterten Kurdistan 
existieren keine Möglichkei­
ten der Spontaneität. Stam­
mesfehden, Familienwider­
sprüche und Konfessionsun­
terschiede sind als Folge der 
bewußt betriebenen Politik 
der Kolonialisten ständig am 
Leben erhalten worden.

Mit dem Kampf der PKK 
(Arbeiterpartei Kurdistans, 
SoZ) ist auf diese soziale 
Struktur in bedeutenden Be­
reichen eingewirkt und ein 
Wendepunkt herbeigeführt 
worden. Die PKK hat mit der 
1985 gegründeten Nationa­
len Befreiungsfront Kurdi­
stans (ERNK) und ihren ver- 
schiednen Massenverbänden 
die politische Einheit des 
kurdischen Volkes in einem 
wichtigen Bereich geschaf­
fen. Darüberhinaus hat sie in 
dem sich seit sechs Jahren 
zunehmend verbreiternden 
Guerillakampf diese Einheit

0  N A L

noch mehr gefestigt. Der 
begonnene Serhildan in Kur­
distan ist also sowohl vorbe­
reitet als auch angeführt von 
der PKK. Das Volk hat dies 
im Verlauf der Aufstände 
bewiesen. Das Volk, das 
Aufrufen der Bezirks- 
Provinzkomitees der PKK 
und der ERNK gefolgt ist, 
hat sich an den Aufständen in 
breiter Form beteiligt. Die 
Aufrufe wurden in allen Be­
reichen beachtet und befolgt. 
Das Volk hat während der 
ganzen Demonstrationen mit 
den Parolen „Es lebe die 
PKK“ und „Es lebe der Vor­
sitzende Apo“ (=  Abdullah 
Öcalan, Generalsekretär der 
PKK, SoZ) seine Verbun­
denheit mit der PKK bewie­
sen.

Der kurdische Serhildan 
ist national-demokratischen 
Charakters. Seine Forderun­
gen sind fortschrittlich. Im 
Volksaufstand wurde von der 
nationalen Identität Be^& 
ergriffen und der Abzug 1 P  
kolonialistischen Armee aus 
Kurdistan gefordert.

In der vor uns liegenden 
Phase werden regionale Auf­
stände eine häufig angewen­
dete Taktik sein. Die kleinste 
Aufregung des Volkes wird 
in Aktionen umgewandelt 
werden. Es werden Auf­
stände gegen die Folter, Un­
terdrückung und den Staats­
terror entwickelt werden. 
Das Volk wird sich gegen 
Zwangs- und Massendepor­
tationen erheben.“

Soweit ein kleiner Auszug. 
Das Heft, Kurdistan Report 
Nr. 32 kann bestellt werden 
bei: Sexwerbun, Postfach 10 
16 83, 5000 Köln 1, Einzel­
preis 3.-DM, Abo: 15.-DM
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Frau Baar (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte (C) 
— wenn auch in geringer Zahl anwesende — Kolle­
gen und Kolleginnen! Seit Jahren berichten Organisa­
tionen wie amnesty international über Menschen­
rechtsverletzungen in der Türkei. Fast schon ist es zur 
Gewohnheit auch für den Zeitungsleser hier gewor­
den.

Dabei gerät meistens in den Hintergrund, daß Men­
schenrechtsverletzungen in der Mehrzahl nicht Ein­
zelschicksale sind, sondern Bevölkerungsminderhei­
ten davon betroffen sind, die in Ländern mit diktato­
rischen Strukturen unterdrückt werden.

Kaum Beachtung finden hier Minderheiten wie das 
kurdische Volk, das, obwohl sich seine Geschichte 
nachweislich bis in die Bibel hinein zurückverfolgen 
läßt, nie das Recht, auf einen eigenen Staat durchset­
zen konnte. Die, die einem Vemichtungskampf schon 
immer am härtesten widerstehen mußten, werden nun 
auch noch mit Mißachtung gestraft) ihre Existenz wird 
geleugnet.

Die 15 Millionen In der Türkei lebenden Kurden
sind aller elementaren Rechte, z. B. der eigenen Kul­
tur und Sprache, beraubt Die türkische Regierung 
özal zieht es vor, die Existenz dieses Volkes zu leug­
nen, zu bestreiten.

Gewalt erzeugt Gegengewalt; Terror erzeugt Ge­
genterror. Dies ist zu verurteilen, egal, ob er von einer 
Einzelperson oder von einem Staat ausgeht

Dem Tenor der Sondereinsatzkommandos, des tür­
kischen Militärs und den sogenannten Rambos steht 
die kurdische Bevölkerung gegenüber, deren Mehr- 
heit die PKK als Teil des Widerstandes gegen den täg­
lichen Tenor anerkennt und unterstützt

Das Widerstandsrecht zur Wahrung der eigenen 
Identität ist international anerkanntes Recht. Seit ei­
nem Jahr werden Unterdrückung und Repression ge­
gen das kurdische Volk verschärft Dorfbewohner 
wurden massakriert, zwangsumgesiedelt. Diese Ver- 
nichtungs« und Unterdrückungspolitik löste einen 
Massenwiderstand unter dem kurdischen Volk aus, 
der sich im Frühling des Jahres in ganz Kurdistan aus­
breitete. Läden wurden geschlossen, Streiks und De­
monstrationen überall durchgeführt, z. B. Hunger­
streiks von Kutlu und Sargin. Sie waren gegen die 
Gesetzgebung gerichtet, die diese Notstandsmaßnah­
men erst ermöglicht Die Bundesregierung hat die 
Pflicht, hierzu Stellung zu nehmen, und ich möchte 
später auch erklären, warum.

Das, was von der Regierung özal als terroristische 
Aktion einzelner Separatisten und Tenoristen darge-

/  zun
Dann komme ich jetzt, meine Damen und Herren, 

zum Zusatztagesordnungspunkt 6:
stellt wurde, ist ein Volksaufstand, den selbst die 
.FAZ* .Intifada in Kurdistan* nennt

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß unserer Ge­
schäftsordnung die vorgenannte Aktuelle Stunde ver­
langt.

Ich eröffne die Aussprache. Zunächst einmal hat die 
Abgeordnete Frau Beer das Wort.

Aktuelle Stunde
Haltung der Bundesregierung zu Menschen­
rechtsverletzungen ln der Türkei und Ausnah­
mezustand ln den kurdischen Provinzen

Beantwortet wurde diese Bewegung mit Notstands­
gesetzen, massivster Einschränkung der Pressefrei­
heit und aller anderen grundlegenden Rechte. Es wird 
davon gesprochen, daß die Todesstrafe praktiziert 
werden soll — in einem Land, das sich demokratisch 
nennt Am 1. Mai, dem Tag der Arbeit im letzten Jahr 
gab es bereits Tote durch militärische Übergriffe. Wir 
befürchten, daß auf Grund der Massierung von Son­
dereinheiten gerade in Kurdistan in diesen Tagen vor 
dem 1. Mai und damit das Recht den Tag der Arbeit
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(A) zu begehen, mit massiven Obergriffen des türkischen 
Regimes zu rechnen ist.

Die Türkei zählt sich als NATO-Mitgliedsland, als 
Europaratsmitglied und EG-Anwärterin zu den demo­
kratischen Staaten. Daß sich die angeblich demokra­
tische Türkei immer noch darauf berufen kann, in 
einem demokratischen Völkerbund zu sein, ist für uns 
eine besondere gegenseitige Verpflichtung. Aus die­
ser Verantwortung heraus fordern wir die Bundesre­
gierung auf, aktiv auf die Türkei einzuwirken, die 
Notstandserlasse rückgängig zu machen. Dies wird 
nur durch massiven Druck und nicht durch schlei­
chende. Diplomatie zu erreichen sein.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord­
neten der SPD)

Wir fordern die sofortige Beendigung der Rüstungs­
sonderhilfe für diesen NATO-Partner, die sofortige 
Einstellung der militärischen und polizeilichen Aus­
bildungen, ein Verbot türkischer Geheimdiensttätig­
keiten in der BRD und wirtschaftliche Sanktionen.

Diese Schritte klingen massiv, aber sie haben ihre 
Begründung. Bundesdeutsche Ausbildung durch die 
GSG 9 für die Sondereinheiten, die im Moment die 
kurdische Bevölkerung terrorisieren, stellt die Verant­
wortung dar, die wir hier heute zu diskutieren haben. 
Diese Ausbildung durch militärische Sondereinhei­
ten, die Lieferung von Leopard-Panzern, von MBB- 
Hubschraubern, die im Kampf gegen das kurdische 
Volk eingesetzt werden, sind Punkte, zu denen die 
Bundesregierung hier heute leider auch nicht Stel­
lung nehmen wird, sie aber zu verantworten und sich 

ß) dazu zu äußern hat

Es geht nicht nur darum, daß irgendwelche Minder­
heiten als Terroristen dargestellt werden, sondern es 
geht auch darum, daß hier in der Bundesrepublik 
Menschen unter Verwendung der Argumentation ei­
nes Regimes wie dem der Türkei angeklagt werden, 
z. B. unter dem Verdacht der Mitgliedschaft einer an­
geblich terroristischen Vereinigung, der PKK, und ge­
rade dadurch die Menschenrechtsverletzungen in der 
Türkei, die heute passieren, legitimiert und weiterge­
führt werden können.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge 
ordnete Vogel (Ennepetal).

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Für die CDU/CSU-Frak- 
tion gebe ich folgende Erklärung ab:

Die CDU/CSU sieht in dieser wieder von den GRÜ­
NEN inszenierten Aktuellen Stunde kein geeignetes 
Mittel, ein zugegebenermaßen schwieriges und heik­
les Innenpolitisches Problem der Türkei angemessen 
zu behandeln und ihm gerecht zu werden. Deshalb 
möchte ich nur einige wenige Anmerkungen machen 
und Omen gleichzeitig mitteilen, daß wir uns an dieser

Aktuellen Stunde nicht mit weiteren Redebeiträgen (C) 
beteiligen werden.

(Frau Teubner (GRÜNE): NATO-Hilfe ist
keine Innenpolitik! — Frau Nickels 

[GRÜNE]: Totschweigen!)
Auch wir kritisieren die Art und Weise, wie in der 

Türkei die berechtigten Anliegen des kurdischen Be­
völkerungsteils behandelt werden. Wir werden das 
auch immer wieder gegenüber der Türkei zum Aus­
druck bringen. Wir fordern die türkische Regierung zu 
einem sensibleren Umgang mit der Pressefreiheit 
auf.

Andererseits können und dürfen wir nicht überse­
hen, daß seit langer Zeit die innere Sicherheit in der 
Türkei durch organisierte radikale and separatisti­
sche kurdische Gruppen erheblich gefährdet ist und 
daß das für die Türkei eine große Herausforderung 
darstellt. Wir möchten klanteilen, daß separatistische 
Bestrebungen, die die territoriale Integrität der Türkei 
in Frage stellen, von uns in keiner Weise unterstützt 
werden und daß wir jeden Eindruck einer solchen 
Unterstützung vermeiden möchten.

Eine Bemerkung zum Schluß: Sie beklagen eine 
Eskalation in der südöstlichen Türkei

(Frau Beer (GRÜNE): An der die Bundesre­
gierung Mitverantwortung trägt!)

Nach unserer Auffassung tragen Sie mit Ihrer Art 
und Weise, in der Sie dieses Thema behandeln, zu 
dieser Eskalation bei

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge­
ordnete Dr. Glotz.

Dr. Glotz (SPD): Herr-Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zwei Bemerkungen am Anfang. Die erste: 
Daß wir hier im kleinen Kreis versammelt sind, finde 
ich verständlich. Daß das Auswärtige Amt nicht ver­
treten ist, bringt mich zu der Anregung, weitere 
Staatsministerstellen zu schaffen; denn wenn jemand 
etwas konkret tun kann, dann ist es die Regierung. 
Die sollte dabei wenigstens zuhören.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN -  
Frau Teubner (GRÜNE): Und sich dazu 

äußern!)
Zweite Bemerkung. Ich finde die Grundtendenz Ih­

rer Intervention, Frau Kollegin Beer, im Unterschied 
zu Herrn Vogel richtig. Ich zitiere ein paar Sätze von 
Günter Wallraff zur PKK:

Die PKK ist eine der entsetzlichsten Guerillatrup­
pen, die es gibt Sie basiert auf Individualterror 
und einer autoritären Führerpolitik. Als wir dort 
waren, haben z. B. Anhänger dieser Organisation 
einen Bus angehalten, diejenigen, die eine Kra­
watte trugen, erschossen und diejenigen, die 
keine trugen, am Leben gelassen. So schaukelt 
sich der Terror gegenseitig hoch.

Das sollte man auch deutlich machen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD)
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(A) Ich füge hinzu: Das, worüber wir hier reden, ist kein 
Spezialproblem im Südosten der Türkei, sondern mei- 
ner Meinung nach ein zentrales Problem der Außen­
politik der 90er Jahre, nämlich wiederaufbrechender 
Nationalismus,

(Duve (SPD]: Sehr wahrl)

das Hochschaukeln von Gewalt von der einen auf die 
andere Seite und die Unfähigkeit der nationalstaatli­
chen Ideologie, mit diesem Problem fertigzuwerden.

(Stahl (Kempen] (SPD]: Sehr gut!)

Meine erste Feststellung ist: Das, was mit den kur­
dischen Minderheiten in der Türkei, aber zum Teil ja 
auch im Iran und im Irak, passiert, ist strukturell ver­
gleichbar mit vielen anderen Konflikten, beispiels­
weise mit Konflikten im Kosovo oder in Siebenbürgen 
oder auch in den baltischen Staaten oder mit dem, was 
im Süden Bulgariens stattfindet

Wenn die Nationalstaaten ihre nationale Minder­
heitenpolitik nicht so ausrichten, daß wirklich kultu-

•
 teile und politische Autonomie gegeben wird, dann 

wird es Mord und Totschlag an allen Ecken und En­
den Europas geben. Das ist es, was wir verhindern 
müssen, meine Damen und Herren.

Zweite Feststellung: Die Kurden haben nie in einem 
eigenen Staat zusammengelebt. Ich glaube auch 
nicht daß irgend jemand erreichen kann, daß sie in 
Zukunft in einem eigenen Staat Zusammenleben. Da 
wir über diese Verhältnisse im Südosten der Türkei 
sprechen: Im osmanisehen Reich ist das Problem in 
einem Nationalitätenstaat früher besser geregelt ge- 

(B ) wesen als im Nationalstaat seit Ata türk und seit An­
fang der 20er Jahre.

Ich füge hinzu, ganz praktisch, und da stimme ich 
der Kollegin Beer zu: Daß die ihre eigene Sprache 
nicht sprechen dürfen, daß beispielsweise in einer 
Schule der Lehrer, wenn er die kurdische Sprache 
benutzt, um sich mit kurdischen Kindern überhaupt 
verständigen zu können, Gefahr läuft, im Gefängnis 
zu landen und gefoltert zu werden, ist unerträglich, 
und das können wir nicht hinnehmen, auch wenn es 
ein NATO-Partner ist Dagegen müssen wir uns in der 
Tat wenden.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine dritte und letzte Feststellung lautet: Es 
könnte leicht sein, daß sich eine türkische Intifada 
bildet Die PKK hatte viele Jahre keineswegs die Un­
terstützung der kurdischen Bevölkerung. Diese Un­
terstützung wächst jedenfalls, so bedauerlich wir das 
finden mögen.

Wir mißbilligen die Methoden der PKK. Gleichzeitig 
mißbilligen wir die Minderheitenpolitik der Türkei. 
Damit das nicht bloß eine moralische Feststellung 
bleibt füge ich hinzu: Wer Vollmitglied der Europäi­
schen Gemeinschaft werden will, muß seine Minder­
heiten anders behandeln, als die Türkei sie derzeit 
behandelt

(Beifall bei der SPD, der FDP und den GRÜ­
NEN)

Das muß man so deutlich sagen.

Lassen Sie mich am Schluß sagen: Europa darf nicht (C) 
bloß eine Wirtschaftsgemeinschaft sein. Es muß eine 
Gemeinschaft von Völkern sein, in der es selbstver­
ständlich ist, daß sprachliche, kulturelle, wirtschaftli­
che und politische Rechte von Völkern respektiert 
werden. Die Kurden werden vielleicht keinen eigenen 
Staat bekommen. Aber sie sind selbstverständlich ein 
eigenes Volk. Das gilt für die Ungarn in Siebenbür­
gen, das gilt für die Albaner im Kosovo, und das Prin­
zip gilt genauso für die Kurden, ob in der Türkei oder 
im Iran, im Irak oder in Armenien.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und den GRONEN)

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her­
ren, der Staatsminister im Auswärtigen Amt, Herr 
Schäfer, hat mich gebeten, dem Hause mitzuteilen, 
daß er sich bei mir entschuldigt hat Bedingt durch die 
Verlängerung der Debatte um die Vereinigung 
Deutschlands kann er nicht an der Sitzung teilneh­
men, weil er einen anderen, unaufschiebbaren Ter­
min hat

(Jahn [Marburg] (SPD]: Es gibt doch noch 
andere in diesem Hause!)

— Herr Abgeordneter, ich habe die mir vorgetragene 
Entschuldigung weitergegeben.

Ich bitte nun den Abgeordneten Hirsch, das Wort zu 
ergreifen.

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Henrenl Herr Kollege Glotz — der Präsident hat das 
eben schon zu einem Teil gesagt —, Herr Staatsmini- (D) 
ster Schäfer — das war mein Versäumnis — hat mich 
gebeten, ihn bei den Fraktionen zu entschuldigen und 
ein Einverständnis dazu herbeizuführen. Ich habe Sie 
leider nicht angesprochen. Er mußte zur Einweihung 
der syrischen Botschaft. Ich habe hier das Manuskript 
der Rede, die er gehalten hätte. Ich stelle es Ihnen und 
jedem Mitglied des Hauses, das es haben will, gern 
zur Verfügung. Das Auswärtige Amt ist auf Beamten­
ebene vertreten. Ich bitte, das zu verstehen, da in der 
Tat diese Verschiebung durch die Verlängerung der 
Tagesordnung, nicht vorauszusehen war.

Wir begrüßen jede Unterstützung menschenrechtli­
chen Engagements, und ich sehe diese Debatte oder 
diese Aktuelle Stunde als einen Teil von Bemühun­
gen, den Einsatz der Bundesregierung für Menschen­
rechte überall in der Welt zu unterstützen. Zu Goethes 
Zeiten hat es einmal geheißen: Wenn hinten fern in 
der Türkei die Völker aufeinanderschlagen. . .  Das 
war ein Synonym dafür, daß das etwas ist, was uns 
nichts angeht Ich glaube, da hat sich unser Weltbild 
verändert Menschenrechtsverletzungen gehen uns 
überall an, wo sie stattfinden, und es ist hier von ver­
schiedener Seite ja in beredter Weise dargestellt wor­
den, wie die Verhältnisse in der Türkei sind, einem 
Land, für das wir auch sonst eine nicht unwesentliche 
Verantwortung haben, nicht nur wegen der vielen 
menschlichen Verbindungen, die zur Türkei beste­
hen, sondern weil die Türkei in vieler Hinsicht für uns 
auch ein wichtiger Partner ist und weil die Art wie wir 
uns der Türkei gegenüber einstellen, für die Zukunft 
dieses Landes von großer Bedeutung ist das sich an 
einem Scheideweg zwischen einem modernen demo-
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Dt. Hirsch
kratischen Staat aul der einen Seite und Tendenzen 
fundamentalistischer oder anderer Art auf der ande­
ren Seite befindet.

Nun muß man aber sehen, daß bei aller berechtig­
ten Kritik an der Art, wie die türkische Regierung 
Minderheiten in ihrem Land gegenübertritt, die Tätig­
keit der PKK die Verhältnisse außerordentlich ver­
schärft hat Wenn man sich die Zahlen ansieht, muß 
man feststellen, daß im Laufe der letzten zwei Jahre 
über 1 000 Menschen bei bewaffneten Auseinander­
setzungen um« Leben gekommen sind, Soldaten, un­
beteiligte Zivilisten und natürlich auch Mitglieder der 
PKK. Uber 1 000 Menschen)

Ich frage mich manchmal bei aller Kritik, die man 
von hier aus üben kann, wie wir uns eigentlich ver­
halten würden, in welche politische Situation wir in 
der Bundesrepublik geraten würden, wenn sich terro­
ristische Aktivitäten in einem solchen Umfang in der 
Bundesrepublik abspielen würden. Darum muß man 
bei dem, was man tun will, darauf achten, daß man der 
Türkei auch Bewegungsmöglichkeit gibt Wer am 
Pranger steht, kann sich nicht bewegen.

Wir haben im Deutschen Bundestag vier Aktuelle 
Stunden diesem Thema gewidmet, wir haben in der 
letzten Sitzung des Auswärtigen Ausschusses über 
eine Stunde über dieses Thema geredet

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Unteraus­
schuß!)

wir haben im Unterausschuß .Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe* über dieses Thema gesprochen. Es 
wird in Kürze eine Plenardebatte zu vorliegenden An­
trägen in diesem Hause stattfinden. Ich glaube, wir 
tun gut H*r»n, dieses schwierige Thema nicht in der 
Art einer Aktuellen Stunde abzuhandeln, sondern 
darauf Wert zu legen, in einer Sachdebatte in aller 
Ruhe das differenzierte Bild, aber auch die Möglich­
keiten und den bisherigen Einsatz der Bundesregie­
rung gerade um das Schicksal kurdischer Flüchtlinge 
aas dem Irak, wo die Bundesrepublik eines der weni­
gen europäischen Länder ist, die sich dort finanziell 
massiv beteiligt hat, tun das Schicksal dieser Men­
schen zu verbessern, darzustellen und an die Türkei in 
einer Weise zu appellieren, zu einer vernünftigen 
Menschenrechtspolitik zu kommen, die eine Chance 
auf Aussicht bietet Das ist der Grund, warum wir uns 
so wie die CDU/CSU-Fraktion an dieser Debatte mit 
keinem weiteren Redner beteiligen werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge­
ordnete Luuk.

Freu Luuk (SPD): Herr Präsident) Meine Damen und 
Herren) Ich meine, daß es aber doch angeraten ist, auf 
die besonders schwierige Situation der Flüchtlinge, 
der Kurden, die aus dem Irak in die Türkei geflohen 
sind, hinzuweisen, weil ihre Situation durch die Ver­
schärfung der Lage in dem Südostteil des Landes be­
einflußt wird. Auch wenn bei einem Besuch, den der 
Abgeordnete Hirsch und ich in der letzten Woche 
durchgefühlt haben, die Verbindung geleugnet 
wurde, die zwischen den Vorfällen in diesem Teil der 
Türkei und den Menschen in den Lagern bestehen

soll, so kann man sagen, daß die Lage dieser Men- (C) 
sehen negativ beeinflußt wird.

Ich meine auch, daß man einen Punkt, der von allen 
Rednern angesprochen worden ist, der Verlust der 
kulturellen Identität, des Rechts, sich in der eigenen 
Sprache überhaupt äußern zu können, wie es auch 
Herr Glotz hier gesagt hat, besonders hervorheben 
sollte. So können z. B. die Kinder in diesen Flücht­
lingslagern keinen Schulunternicht erfahren, nicht 
einmal dann, wenn er selbst organisiert und selbst auf 
den Weg gebracht wird. Er wird verboten. Das heißt, 
die Flüchtlingskinder, die sich seit zwei Jahren in die­
sen Lagern aufhalten, in denen 30 000 Flüchtlinge 
zusammengebracht sind, haben keine Möglichkeit, 
überhaupt eine Ausbildung oder eine Ansprache zu 
erfahren — und das deswegen, weü man sich in dieser 
Sprache nicht äußern darf.

Es gibt für diese Flüchtlinge nicht die Möglichkeit, 
sich als de facto vorhanden registrieren zu lassen. Es 
wäre doch aber wichtig, daß man eine Liste der Na­
men derer, die sich in diesen Lagern befinden, hätte, 
damit sie überhaupt einen gewissen Schutz haben.

Die Möglichkeit, das Lager zu verlassen, ist auch 
aufgehoben worden. Statt dessen müssen die Flücht­
linge eng an eng auf der Größe eines Fußballfeldes in 
Zelten untergebracht den ganzen Tag und die Nacht 
verbringen. Die Flüchtlinge sind also nicht mehr in der 
Lage, das Lager zu verlassen, oder wenn, dürfen sie 
sich nur in Diyarbakir und sehr eingeschränkt bewe­
gen.

Ich muß sagen, daß es kritikwürdig ist und hier auch 
angemerkt werden muß, daß die Bundesrepublik, die p j 
'sich an den humanitären Hilfsleistungen für diese 
Flüchtlinge beteiligt hat, nicht in der Lage war, zu 
erreichen, daß Mitglieder des Bundestages, die extra 
dort hingefahren waren, hineingehen konnten. Wir 
konnten um diese Lager herumschleichen und haben 
es auch geschafft, mit Vertretern aus diesen Flücht­
lingslagern zu sprechen. Aber es war uns wegen der 
schwierigen Sicherheitslage nicht möglich, in diese 
Lager hineinzugehen. Ich meine schon, daß man das 
hier kritisieren und anmerken muß.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aus eigener Anschauung kann ich auch sagen, daß 
die Präsenz des Militärs und die Präsenz von Sicher- 
heitskriften in diesem Teü des Landes fühlbar ist Das 
trägt sicher nicht dazu bei, daß es die Versöhnung 
einer Minderheit mit der türkischen Republik geben 
kann. Ich meine, daß sich diese besonders schwierige 
Situation im Ostteil des Landes sehr erschwerend auf 
das Leben der Flüchtlinge, das ohne jede Perspektive 
ist, aus wirkt Es ist nur darauf hinzuweisen, daß 
400 Dörfer evakuiert wurden, daß sehr viele Men­
schen, Kurden zumal, aus diesem Teil des Landes 
umgesiedelt wurden, daß ein 30 km breiter Streifen 
diesseits und jenseits der Grenze sowohl im Irak als 
auch auf der türkischen Seite völlig geräumt worden 
ist, daß die Menschen ihre Dörfer verlassen mußten, 
daß sie ihr Vieh, ihre Felder nicht mehr versorgen 
können.

Ich denke, daß dieser Ausnahmezustand zumindest 
Erwähnung finden muß, daß wir uns damit auseinan­
dersetzen müssen. Ich erwähne noch einmal, daß von
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diesen fürchterlichen Maßnahmen ganz besonders 
die Flüchtlinge in diesem Lager betroffen sind, denen 
es jetzt noch schlechter geht. Das kann nicht so wei­
tergehen. Wir sind aufgerufen, uns aus humanitären, 
aus menschenrechtlichen Gründen darum zu küm­
mern. Ich denke, daß wir das auch in den Beratungen 
der nächsten Zeit unbedingt tun müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge­
ordnete Beer.

Frau Beer (GRÜNE): Wer angesichts der aktuellen 
Lage in der Türkei von Einmischung in innere Ange­
legenheiten spricht, versucht, sich vor der eigenen 
Verantwortung zu drücken.

(Beifall bei den GRÜNEN)
Notstandsgesetze sind die Instrumente der Regieren­
den und Instrumente der Unterdrückenden. Das ist 
schon immer so gewesen. Das wird auch in der Türkei 
deutlich.

Ich gebe Ihnen durchaus recht, Herr Glotz. Aber Sie 
müssen auch dazusagen, daß die Pressefreiheit ge­
rade deswegen auch gegenüber bürgerlichen Zeitun­
gen eingeschränkt worden ist, weil diese Zeitungen 
berichtet haben, daß angebliche Mordanschläge nicht 
von der PKK, sondern von türkischen Militärs verübt 
worden sind. Das war der eigentliche Anlaß dafür.

Ich möchte noch einmal sagen: Die türkische Regie­
rang kann ihre Menschenrechtsverletzungen, die Un- 
terdrückung oder auch gar die Vernichtung von Min­
derheiten so lange ungestört fortsetzen, wie die west­
europäischen Länder ihre Kritik auf einige Demar­

chen beschränken. Hier wird der Konsens der Demo- (Q 
kraten zur Beihilfe zum Mord.

(Beifall der Abg. Frau Nickels (GRÜNE))
Schweigen wird zur Mittäterschaft.

Eine demokratische Regierung läßt der offenen An­
drohung türkischer Militärs, C-Waffen gegen den 
Aufstand oder den Unwillen des kurdischen Volkes 
einzusetzen, keine offizielle Verurteilung folgen. Wir 
haben es im Irak schon erlebt, daß die kurdische Be­
völkerung vergast worden ist, übrigens unter Beihilfe 
deutscher Finnen zur Herstellung dieses Giftgases. 
Diese Verantwortung muß hier eigentlich das Thema 
sein. Denn was wollen Sie hinterher sagen? Diese 
Frage richte ich gerade auch an Herrn Hirsch.

Wer hofft, daß diese Menschenrechtsverletzungen 
und die Vernichtung lautlos geschehen, muß sich vor­
werfen lassen, daß militärisch-strategische und wirt­
schaftliche Interessen über die Wahrung der Men­
schenrechte gestellt werden. Das war für uns der An­
laß, diese notwendige Aktuelle Stunde zu beantra­
gen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her­
ren, damit sind wir am Schluß unserer Tagesord­
nung.

Ich wünsche Ihnen ein erholsames Wochenende.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun­
destages auf Mittwoch, den 9. Mai 1990, 13 Uhr ein. p j

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung: 14.02 Uhr)

Im folgenden drucken wir die Rede, die der Vertreter der Bundesregierung, 
Staatsminister Schäfer, eigentlich halten wollte und von der er angeblich 
durch einen nicht aufschiebbaren Termin zur Einweihung der syrischen Botschaft 
abgehalten wurde. Böswillig wie wir nun einmal sind, vermuten wir, daß dieses 
Fernbleiben von der Debatte geplant war als ein Signal an die Türkei. Aber 
selbst der Inhalt der Rede für sich allein muß gewertet werden als Botschaft 
an die Türkei: Ihr könnt tun, was Ihr wollt, wir werden schweigen.

r t m < N v r i c ĵ L» vt ,ini*n<

Absender: Auswärtiges Ami Bonn, Büro  StM S ch ä fe r 

Cum- 27 .04 .1990

Az: __________

Bet? A k tu e lle  S tunde zu T ürkei am 27 .04.1990

Beug Anruf MdB B eer in  BStM S c h ä fe r  an 27 .04 .1990
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Mein« Damen und Herren,

die Kurdenfrage Ist ein Problem, das sich nicht nur In der Türkei stellt. Es Ist 

ein Problem; das tiefe historische Wurzeln hat und es wird in Zukunft nicht die 

einzige Minderheitenfrage sein, mR der wir uns ln der niheren und weheren 

Region befassen müssen.

Ich informiere gern über die neueste Entwicklung:

Oie Situation In der Südosttürkei hat sich In den letzten Monaten 

bedauerlicherweise verschärft.

Die Auseinandersetzung mR separatistischen Gruppen hat in den letzten 

Monaten insgesamt über 130 Tote gefordert Hierzu gehören auch Opfer 

in der Zivilbevölkerung, die teils auf Übergriffe der SicherheRskrifte, teils 

auf Vergeltungsaktionen der kurdischen Arbeiterpartei, der PKK, 

zurückgehen.

Auf verstärkte Angriffe von Kommandos der PKK reagierte die türkische 

Regierung am 9. April mR einer Verschärfung des Ausnahmezustandes 

in den betroffenen vier Provinzen. Hierdurch werden Im wesentlichen die 

Möglichkeiten der Presseberichterstattung über die Probleme der 

Region eingeschränkt und die Vorschriften über die Interne Exillerung 

unliebsamer Personen aus dem Krisengebiet verschärft 

Rechtsmittel gegen diese Maßnahmen sind nicht gegeben. Besonders 

die Beschränkung der Pressefreiheit ist in der Praxis bereits deutlieh 

fühlbar geworden.

Der Konflikt selbst in dieser Region Ist kein neue« Phänomen. Allein in den 

letzten zweieinhalb Jahren sind 236 türkische Soldaten oder Polizisten den 

rXK-A-Ävhagsn zum Opfer *27 Ter«*!*»*« 5 ^ »

Auch die unbeteiligte Zivilbevölkerung gerät zunehmend zwischen die 

Fronten. Im gleichen Zeitraum waren hier 417 Tote zu beklagen.

Etwa zwei Drittel der Insgesamt 15 Millionen Kurden leben heute In der Türkei. 

Dl« Leben8bedingungen der kurdischen Türken werden mitbestimmt von dem 

wirtschaftlichen und sozialen West-Ost-Gefälle in der Türkei. Die türkische 

Regierung unternimmt allerdings emeoilcbe Anstrengungen, dies zu ändern.

ANe türkischen Regierungen seit Gründung der Republik, gleichgültig von 

welcher Partei sie geführt wurden, sehen andererseits Im kurdischen 

Nationalismus und Separatismus ein« Gefahr für die territoriale Integrität der 

Türkei. Akte des politischen Terrorismus bestärken die türkische Regierung in 

dieser Sicht.
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Zwischen den im türkischen Parlament vertretenen Parteien gibt es in der 

Kurdenfrage ebenfalls einen weitgehenden Konsens. Es erscheint mir 

notwendig, da8 deshalb auch die Kontakte zwischen den Fraktionen des 

Deutschen Bundestages und den ihnen nahestehenden Parteien verstärkt 

werden.

Selbstverständlich treten wir für die Rechte der Kurden im Rahmen der von 

uns Immer wieder engagiert begleiteten Weiterentwicklung der politischen unc 

sozialen Verhältnisse in der Türkei ein. Andererseits verstehen wir türkische 

Sorgen vor Bestrebungen, die sich gegen die Integrität des türkischen Staates 

richten.

Oie Bundesregierung hat ihre Auffassung zum Kurdenproblem unter 

^  menschenrechtlichen Gesichtspunkten immer wieder deutlich zum Ausdruck 

gebracht Seit 1863 hat die Türkei eine demokratlech gewählte Regierung. Die 

Bedeutung der Militärjustiz ist In den letzten Jahren zurückgedrängt worden. 

1887 wurde mit Referendumsentscheid das politische Betätigungsverbot für 

frühere Politiker aufgehoben. Die Todesstrafe wird, wiewohl sie noch besteht, 

seit 1864 nicht mehr vollstreckt. Wir begrüßen die von der Türkei selbst 

vollzogene weitere Einbeziehung In das Internationale 

Menschenrechtsvertragssystem. Als jüngstes Beispiel hierfür möchte Ich nur 

die Anerkennung der Zuständigkeit des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte nach Artikel 46 der Europäischen 

Menachenrechtskonvention erwähnen, die die Türkei Im Januar dieses Jahres 

vollzogen hat

Daß ee gerade im humanitären Bereich trotzdem noch bedeutsame Defizits 

vor allem Im Straf* und Strafverfahrensrecht gibt, Ist hier mehrfach diskutiert

Wir haben In unseren Gesprächen mit der türkischen Regierung Immer wieder 

darauf gedrängt daß die Menschenrechtssituation ln der Türkei weiter 

verbessert werden muß. Wir verfolgen auch, wie Kultur, Sprache, Religion und 

Traditionen der Minderheiten in der Türkei gewahrt werden. Auch künftig 

werden wir gegenüber unseren türkischen Partnern den Standpunkt vertreten, 

daß ihre von uns voll anerkannte Zugehörigkeit zum westlichen 

Staatensystem weitere Fortschritte im humanitären Bereich bedingt Im 

engeren Zusammenhang mit dem Antrag der Türkei auf Beitritt zu den 

Europäischen Gemeinschaften hat dies die Europäische Kommission in ihrer 

Stellungnahme zu diesem Antrag ebenfalls getan.

Ziel der Politik der Bundesregierung kann es aber nicht sein, die Türkei zu is
o
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2000'e Dogru, 4.3.90 /Tüday
Vorschläge zur Lösung des 

Kurdischen Problems

(Tunca Arslan, der verantwortliche Redak­
teur der Zeitschrift, wurde wegen dieser 
Vorschläge verhaftet.
Man beachte in diesem Zusammenhang auch das 
Öcalan-Interview in der Hurriyet vom 
1.4.90, das eine Annäherung der PKK an 
diesen Vorschlag bedeutete. Das Interview 
ist auszugsweise abgedruckt in KA 13.)

1. Das kurdische Volk besitzt uneinge­
schränkt und bedingungslos das Recht auf 
Selbstbestimmung; wenn es möchte, so kann 
es einen getrennten Staat errichten. Es 
liegt im Interesse der Werktätigen, durch 
eine demokratische Volksrevolution auf der 
Grundlage einer vollen Gleichberechtigung 
und Freiheit eine freiwillige Einheit zu 
verwirklichen. Das Recht auf die Trennung 
ist immer eine unverzichtbare Bedingung 
einer freiwilligen Einheit.
2. Gemeinsames oder getrenntes Leben ist 
mit der Willensfreiheit der Völker verbun­
den. Damit diese Willensfreiheit artiku­
liert- werden kann, sollte in den kurdischen 
Provinzen ein Referendum durchgeführt 
werden. Vor diesem Referendum sollten auch 
diejenigen, die für die Trennung eintreten, 
die Möglichkeit einer freien Propaganda 
erhalten.
3. Unter den heutigen historischen Bedin­
gungen lautet die im Interesse der Werktä­
tigen beider Völker liegende Lösung: Eine 
föderale, demokratische Republik mit zwei 
gleichberechtigten Bundesstaaten. In dieser 
Föderation wird die Macht durch die Volks­
versammlungen ausgeübt, die in Dörfern, in 
Stadtteilen, in Städten und Provinzen, auf 
bundesstaatlicher und bundesweiter Ebene 
durch demokratische Wahlen ermittelt wer­
den. Die Führungsorgane in den Städten und 
Provinzen sowie die Landesregierungen und 
die Bundesregierung sind die Exekutivorgane 
der Volksversammlungen und diesen gegenüber 
rechenschaftspflichtig.
4. Die Bundesvolksversammlung wird durch 
bundesweite Wahlen ermittelt, wobei auf 
eine bestimmte Anzahl von Bürgern ein 
Abgeordnetensitz festgelegt ist.
Die Völkerversammlung setzt sich aus antei­
lig gleich vielen Mitgliedern aus jedem 
Bundesstaat zusammen.
Die Gesetze werden bei einem Mehrheitsvotum 
in beiden Versammlungen verabschiedet.
Ein Gesetz, das in einem der beiden Ver­
sammlungen abgelehnt wird, tritt nicht in

Kraft.
Das Arbeitsrecht, das Strafrecht, das 
Zivilrecht sowie die Prozeßordnungen haben 
für das gesamte Bundesgebiet Gültigkeit und 
werden von Bundesorganen verabschiedet.
5. In beiden Bundesstaaten wird in den 
Städten und Provinzen, wo die nationalen 
Minderheiten die Mehrheit der Einwohner 
darstellen, eine regionale Autonomie prak­
tiziert, falls dies von der betreffenden 
Bevölkerung gewünscht wird.
6. Die Bundesverfassung ist die gemeinsame 
Verfassung beider Völker. Sie tritt nach 
einem Referendum und der Zustimmung der 
Mehrheiten beider Völker in Kraft. Jeder 
Bundesstaat hat daneben seine eigene Lan­
desverfassung. Die Bundesverfassung erfaßt, 
indem sie von den Bundesstaaten übernommen 
wird, zunehmend weitere Elemente.
7. Die Flagge und die Hymne der föderalen 
Republik ist die gemeinsame Flagge uni^ 
Hymne der Türken und Kurden. Jeder Bundes^^ 
Staat besitzt außerdem eine eigene Flagge 
und Hymne. Der Name der Föderation darf 
sich nicht auf ein einzelnes Volk beziehen.
8. Die Landesverteidigung, Kriegs-und 
Friedensfragen, Vertretung in internationa­
len Beziehungen sowie Abschluß von interna­
tional gültigen Verträgen obliegen dem 
Befugnisbereich der Bundesorgane.
9. Jeder Bundesstaat kann mit ausländischen 
Staaten direkte wirtschaftliche und kultur­
elle Beziehungen aufnehmen und eigene 
Auslandsvertretungen einrichten.
10. Auf jeder Führungsebene liegt die Macht 
gänzlich in den Händen der Volksversammlun­
gen und der diesen gegenüber rechenschafts­
pflichtigen regionalen Führungsorgane. 
Organe außerhalb dieses Führungssystems 
stellen zugleich die nationale Gleichbe|A 
rechtigung und Freiheit der Völker sicher.^ 
Die regionalen Sicherheitsorganisationen 
unterliegen dem Befehl der regionalen 
Führungsorgane, die ihrerseits den regiona­
len Versammlungen gegenüber rechenschafts­
pflichtig sind. Die Sicherheitsorganisatio­
nen in den Dörfern werden von den Jugendli­
chen der Dörfer gebildet und unterliegen 
dem Befehl der DorfVersammlungen.
11. Das Großgrundbesitzertum, die Stammes­
führerschaft und jegliche Formen von mit­
telalterlichen Beziehungen, die nicht nur 
der nationalen und gesellschaftlichen 
Entwicklung, sondern auch einem brüderli­
chen Zusammenleben im Wege stehen, werden 
durch eine Bodenreform beseitigt, die sich 
auf die Mobilisierung der Bauern stützt und 
von den Bauernkomitees geleitet wird.
Die föderale Republik erhöht den Investiti­
onsanteil der wirtschaftlich zurückgeblie-
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benen Regionen, um die durch den marktwirt­
schaftlichen Mechanismus verschärfte Un­
gleichheit zwischen den Regionen zu besei­
tigen. Damit wird die ökonomische Grundlage 
für die Einheit verstärkt und fortentwic­
kelt.
12. Die Rechte und Freiheiten eines jeden 
Volkes, jeder nationalen und religiösen 
Minderheit die eigene Sprache und Kultur zu 
pflegen, sich politisch zu betätigen und zu 
organisieren, stehen unter Schutz.
13. Die offiziellen Sprachen sind türkisch 
und kurdisch. In jedem Bundesstaat ist die 
Hauptsprache jeweils die eigene Sprache des 
Bundesstaats. Die Beschlüsse der Bundesor­
gane werden zweisprachig abgefaßt. Von der 
Grundschule bis zur Universität werden in 
allen Bildungsinstitutionen und kulturellen 
Einrichtungen zweisprachige Kommunikations­
möglichkeiten in Bildung, Forschung, Pres-

te, Verlag, Rundfunk, Fernsehen u.a. ver- 
irklicht.
14. Durch die Beendigung der bis heute 
praktizierten Unterdrückung wird die demo­
kratische Kultur des kurdischen Volkes 
freie Entfaltungsmöglichkeiten erlangen. 
Die Machtorgane werden auf eine freie 
Entwicklung des demokratischen Kulturaus­
tausches mit den in anderen Ländern leben­
den Türken und Kurden sowie auf die Entwic­
klung einer gemeinsamen internationalen 
Kultur mit anderen Völkern der Erde in 
einer vielfarbigen und pluralistischen 
Atmosphäre hinarbeiten.
15. Alle Machtorgane setzen sich für die 
Verbreitung einer internationistischen 
Werktätigen-Kultur ein, die innerhalb des 
Volkes friedlich, menschenachtend und 
eewaltverabscheuend ist; sie setzen sich 
Puch für die Beseitigung der gesamten 
Grundlage der alten Kultur ein, die im 
Gesellschaftsleben und zwischen den Völkern 
die Probleme mit Hilfe von Gewalt löst und 
die Gewalt heiligspricht.
Gegen die fanatische Kultur, die die Ge­
schichte dieses Stückes Erde, auf dem wir 
leben, mit der Schlacht von Malazgirt 
(1071) beginnen läßt, und gegen jede Art 
Nationalismus wird eine demokratische, 
humane, universale und internationalisti­
sche Kultur entwickelt, die unsere durch 
eine Vielzahl von Völkern in der Geschichte 
bereicherte Kulturquellen sucht, schützt 
und von diesen Quellen gespeist wird. Die 
Änderung von Ortsnamen, die den universalen 
Kuturreichtum unseres Landes widerspiegeln, 
wird beendet, jeder Ort erhält seinen 
bekannten und eingebürgerten Namen.

Adressen für Protestschreiben:

Ministerpräsident Yildirim Akbulut 
Bakanliklar - Ankara / Türkei

Justizminister Oltan Sungurlu 
Bakanliklar - Ankara / Türkei

Devlet Güvenlik Mahkemesi
Istanbul / Türkei
(für Besikci und Arslan)

Adressen für Solidaritätsschreiben:

Ismail Besikci
Sagmalcilar cezaevi, C Blök 4. Kogus 
Istanbul / Türkei
(Ismail Besikci wurde am 12.März 90 erneut 
wegen "separatistischer und prokurdischer 
Propaganda" verhaftet. Anlaß: sein neuestes 
Buch "Internationale Kolonie Kurdistan",

Müslüm Yildirim
Belediye Baskani, Nusaybin-Mardin / Türkei 
(Müslüm Yildirim war bis zu seiner 
kürzlichen Amtsenthebeung Bürgermeister von 
Nusaybin. Ob er inzwischen schon in Haft 
ist, ist unbekannt.

Yalcin Kücük
Ortadogu Sitesi 3 Cad. nr. 25 
Karakusumlar Köyü-Ankara / Türkei 
(Yalcin Kücük, ein bekannter
Wissenschaftler und Schriftsteller, wurde 
vor kurzem vom Staatssicherheitsgericht in 
Malatya wegen "separatistischer Propaganda" 
zu 4 Jahren und 2 Monaten Haft verurteilt. 
Er hatte für die Kurden das Recht verlangt, 
ihre Muttersprache sprechen zu dürfen. 
Vier weitere Anklagen aus ähnlichen Gründen 
stehen noch zur Verhandlung an.

Tunca Arslan c/o 2000'e Dogru,
Basmausahip Sok. Nr. 16 
Talas Han Kat. 4 Cagaloglu / Istanbul 
(Arslan ist Verantwortlicher für 2000'e 
Dogru und wurde Mitte März verhaftet wegen 
des obigen Artikels.)

Bericht einer Reise von GRÜNEN in 
die Türkei vom 31.3. bis 10.4.1990

Von Lotte Incesu, Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin der Fraktion DIE GRÜNEN

Gespräch mit Mehmet Ali Eren:
... Ich sprach Mehmet Ali Eren an auf die 
geplante Gründung einer neuen
Partei/Bewegung, die von den
ausgeschlossenen bzw. ausgetretenen
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kurdischen Abgeordneten der SHP und anderen 
Fraktionen ins Leben gerufen werden soll. 
Der Stand sei der, daß es zur Zeit 18 
fraktionslose kurdische Abgeordnete im 
türkischen Parlament gebe. Für den Frak­
tionsstatus seien 20 Abgeordnete erforder­
lich. M.A.Eren ist zuversichtlich, daß sich 
die Zahl noch auf 20 erhöhen wird.
Ziel der neuen Partei soll es sein, in der 
Türkei eine demokratische ‘kurdische Lösung 
zu erreichen, die Menschenrechte zu ver­
wirklichen und den demokratischen Kampf zu 
führen. Der in der kürzlich verbotenen 
Ausgabe von 2000'e Dogru erschienene Vor­
schlag für eine demokratische kurdische 
Lösung (in diesem Heft) gehe auf seine 
Vorstellungen zurück. ...
Kurz nach diesem Gespräch beschloß am 
3.4.90 die parteiübergreifende Nationale 
Front, die sich gegen die kurdische Bewe­
gung gebildet hat, die Aufhebung der Immu­
nität folgender kurdischer Abgeordneter: 
Mehmet Ali Eren, Tevfik Kocak, Ibrahim 
Aksoy, Adnan Ekmen, Turgut Atalay, Salih 
Sümer....
Der Beschluß zur Aufhebung der Immunität 
der genannten kurdischen Abgeordneten muß 
zwar noch vom Parlament bekräftigt werden, 
aber nachdem sich die Parteien abgesprochen 
haben, dürfte dies nur noch eine Frage von 
Tagen sein.
Praktisch bedeutet dies, daß die betreffen­
den Abgeordneten wegen ihrer öffentlichen 
Äußerungen zur Kurdenfrage mit Verhaftungen 
und Strafverfahren zu rechnen haben.
Es sind jetzt dringend aus Europa Solidari­
tätsbekundungen notwendig.

Bericht von einer Veranstaltung mit Journa­
listen vom Menschenrechtsverein Istanbul:

Cengiz U. erzählte: ... Früher habe es 
viele verschiedene Vorwürfe gegenüber der 
kurdischen Bevölkerung gegeben. Jetzt 
konzentriere sich alles nur noch auf den 
einen Vorwurf: Unterstützung der PKK. Das 
ganze Volk werde als PKK-Potential angese­
hen.
Auch Journalisten seien von den Maßnahmen 
des türkischen Staates betroffen. So hätten 
sich in Cizre 2 Journalisten auf der Ter­
rasse eines großen Gebäudes befunden. Da 
habe eine Sondereinheit auf sie das Feuer 
eröffnet. Die Journalisten hätten sich zu 
Boden geworfen, einer habe sich dabei 
verletzt. Als die Sondereinheit sich dann 
genähert habe, habe sie den Journalisten 
gesagt: "Wir sind hierher gekommen, um zu 
schießen, wie schade, daß ihr Journalisten 
seid."
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Ali B. berichtete, daß jetzt bei allen 
Demonstrationen im Osten anders als früher 
große Massen zu finden seien. Man müsse 
dort gelebt haben, um die Situation zu 
begreifen. Das Volk habe jetzt eine positi­
ve Perspektive. ...

Ragip D. erklärte die jetzige Entwicklung 
anhand von 3 Bildern:
1. Für einen Teil stelle sich die neue 
Situation im Osten als positiv, für einen 
anderen als negativ dar. Die Meinungsunter­
schiede seien extrem. Die Beurteilung hänge 
von der Perspektive ab.
Als er am 1. Mai (1989 ?) in den Osten 
gegangen sei, habe er die Menschen als 
schwach, arm und ängstlich erlebt. Als sie 
jetzt jedoch da waren, hätten sie festge­
stellt, daß die einfachen Bauern ein 
Selbstbewußtsein entwickelt hätten wie da 
eines städtischen Arbeiters, der Mitglie™ 
einer linken Gewerkschaft sei.
Er habe in Cizre mit Händlern zusammenge­
standen und gesprochen. Normalerweise trete 
die Sondereinheit immer sehr frech auf. 
Dieses Mal aber hätten sie sie relativ 
höflich aufgefordert: "bitte gehen Sie, 
meine Herren." Dies zeige, daß das gestie­
gene Selbstbewußtsein der Bauern Wirkung 
gezeigt habe.
Ein 2. Bild:
Er habe gegenüber den Bauern nicht den 
Namen seiner Presseagentur erwähnt, damit 
er, da er zur ausländischen Presse gehöre, 
keine Schwierigkeiten mit den Sicherheits­
kräften bekomme. ... Als er einem jugendli­
chen Kurden seinen Namen genannt und er­
zählt habe, daß er (auch) für die BBC 
Sendungen mache, habe dieser Jugendlich^ 
eine Kassette mit einer BBC-Sendung von i n ^  
aus der Tasche gezogen. Die jungen Leute 
verfolgen die Nachrichten sehr sorgfältig.

Hintergrundgespräch mit Journalisten. 
9.4.90:

... In Kurdistan herrsche derzeit eine 
Unterdrückung, wie sie in der Geschichte 
noch nicht vorgekommen sei. Alle Arten von 
Druck würden auf das kurdische Volk ausge­
übt. Den in von den Türken besetzten Teil 
Kurdistans lebenden 15 Millionen Kurden 
habe die türkische Regierung den Kampf 
angesagt.
Gängige Meinung in der Türkei und Europa 
sei es, daß der Militärputsch vom 12.9.80 
im Lande Ruhe und Ordnung wiederhergestellt 
und dazu beigetragen habe, für die Durch-
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Setzung der IWF-Beschlüsse in Bezug auf die 
Türkei zu sorgen.
Die Folgen des Militärputsches sehe man 
jetzt deutlich. In den Memoiren der Generä­
le, die jetzt gerade herauskämen, könne man 
nachlesen, daß der wahre Grund für den 
Putsch gewesen sei, die kurdische Freiheit­
sbewegung zu stoppen. Es kristallisiere 
sich immer mehr heraus, daß in der Türkei 
inzwischen die Linken in Frieden gelassen 
und sich stattdessen auf die Bekämpfung der 
Kurden konzentriert werde. In der Türkei 
gäbe es inzwischen« 70 linke Presseorgane. 
Diese hätten keine Probleme, solange sie 
nichts über Kurden schrieben.
1989 seien allein 37 Presseorgane wegen 
Veröffentlichungen über die Kurden konfis­
ziert worden. 1990 'habe es in der Türkei 
insgesamt 10 Pressebeschlagnahmungen gege­
ben, davon seien 9 wegen kurdischer Themen 
wesen.
88/89 seien 52 kurdische Dorfbewohner 

ohne Grund und ohne Gerichtsverfahren von 
staatlichen Stellen getötet worden. Im 
gleichen Zeitraum seien 275 Dörfer und 315 
Weiler im türkisch besetzten Kurdistan 
evakuiert und insgesamt 150 000 Menschen 
vertrieben worden. Die hinterlassenen 
Häuser würden vom Staat beschlagnahmt, 
teilweise auch zerstört. Eine Entschädigung 
werde nicht geleistet.
In "Türkisch"-Kurdistan gebe es 664 Wach­
stationen. 1989 seien zusätzlich 177 neue 
gebaut worden. Nach Aussage des Gouverneurs 
der Ausnahmeprovinzen am 7.4.90 sei ge­
plant, im Jahre 1990 weitere 200 Wachsta­
tionen zu errichten.
In "Türkisch"-Kurdistan gebe es 54 Kranken­
häuser, denen 68 Gefängnisse gegenüberstün- 

{^en. 1990 sollen 10 weitere Gefängnisse
gebaut werden und zwar alles Gefängnisse 
des Typs E (für politische Gefangene).
Es gäbe in Kurdistan 300 000 Sicherheits­
kräfte, wozu Gendarmerie, normale Armee, 
Polizei und Sondereinheiten zählten. In 
dieser Zahl seien die Dorfwächter nicht 
enthalten (20 000). Das Pro-Kopf-Einkommen 
in T.Kurdistan liege bei 200-240 Dollar, 
noch unter Bangladesh. In den türkischen 
Industriestädten läge es bei 2000 Dollar 
pro Kopf.
Am 22.6.87 sei auf einer NATO-Sitzung in 
Brüssel die Frage diskutiert worden, ob ein 
Volksaufstand in Kurdistan mit Hilfe der 
NATO niedergeschlagen werden sollte. Alle 
NATO-Staaten bis auf Griechenland hätten 
dafür votiert. Der Beschluß sei bis heute 
in Kraft. Die NATO unterhalte in T.Kurdi­
stan 4 Flughäfen und habe bei Malatya 60 
nuklearbestückte Sprengköpfe untergebracht.

Jetzt, 1990, gäbe es starke Anzeichen für 
einen Aufstand in T.Kurdistan. Von seiten 
der USA und der NATO-Staaten gäbe es hier­
auf heftige Reaktionen. Die USA sähen die 
Entwicklung als "ernstes Problem". Bisher 
habe der türkische Staatspräsident gesagt, 
daß man den Ernst der Lage nicht übertrei­
ben solle, aber, nachdem die USA die Ent­
wicklung in Kurdistan als Problem ansehe, 
habe sich der türkische Staat dieser Auf­
fassung angeschlossen und sei dabei, seine 
Maßnahmen zu treffen.
Die türkischen Generäle hätten sich über 
dieses Thema am 22.3.90 mit dem US-Bot- 
schafter Abramovitz, in Izmir unterhalten. 
Dies sei 2 Tage nach dem Aufstand in Cizre 
gewesen.
Die USA behandelten die kurdische Frage als 
reine Menschenrechtsangelegenheit, eine 
kurdische Unabhängigkeit käme für sie 
absolut nicht in Frage. Denn ein unabhän­
giges Kurdistan würde ihren Interessen 
zuwiderlaufen. Das Potential Kurdistans 
gehöre heute zum westlichen Einflußbereich 
und sei wichtig wegen des dort befindlichen 
Erdöls, der Kontrolle des Golfs und der 
Größe und Bevölkerung des Landes.
Auch das Argument, nach der Perestroika in 
der Sowjetunion sei dieses Gebiet militär­
strategisch nicht mehr so wichtig, sei 
nicht haltbar. Heute seien die Staaten des 
Nahen Ostens im Besitz eines Waffenpotenti­
als, das 30% des Waffenpotentials in Europa 
erreiche, darunter auch Nuklearwaffen. 
Sämtliche Großmächte hätten ein großes 
Interesse an der Erhaltung des Status quo 
im Nahen und Mittleren Osten und könnten 
daher ein unabhängiges Kurdistan nicht 
gebrauchen. Denn 1. hinge sowieso die 
Stabilität im Nahen Osten am seidenen 
Faden, und es gäbe dort verstärkte lokale 
militärische Auseinandersetzungen.
2. würde eine Instabilität in diesem Gebiet 
die Rohstoffversorgung des Westens in Frage 
stellen. Deshalb seien die westlichen 
Staaten unbedingt an Stabilität interes­
siert und neuerdings habe Gorbatschow sich 
dem angeschlossen.
Die Großmächte und europäischen Staaten 
seien gezwungen, entweder zu versuchen, die 
kurdische Unabhängigkeitsbewegung unter die 
eigene Kontrolle zu bekommen oder sie zu 
vernichten. Deshalb lieferte die BRD Che­
miewaffen an den Irak, England chemische 
und Nuklearwaffen an den Iran und die USA 
militärische Hilfe an Syrien.
Allein die BRD habe 1987 an der Produktion 
chemischer Waffen in Libyen und Irak 4 
Mill. Dollar verdient.
Die Sondereinheit, die in Kurdistan operie­
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re, werde nicht nur mit Hilfe und z.T. in 
den Kasernen der GSG 9 ausgebildet, sondern 
auch mit Hubschraubern von MBB zu ihren 
Einsätzen geflogen und mit deutschen Waffen 
und Material (u.a. aus dem Fonds zur Be­
kämpfung des Rauschgifthandels) ausgerü­
stet.
Die weitere Entwicklung wurde folgenderma­
ßen eingeschätzt: Die Regierung werde den 
Druck auf die Kurden verstärken und unbarm­
herzig das Volk töten. In 7-10 Tagen seien 
Beschlüsse im Hinblick auf die Verhängung 
des Kriegsrechtes zu erwarten (Anm.: am 
nächsten Tag waren sie da). ...
Ausländische Fernsehteams würden bei ihrer 
Arbeit in Kurdistan von türkischen Stellen 
konkret behindert. Für Dreharbeiten brauch­
ten sie die Genehmigung des Außenministeri­
ums, welches die Sache an das türkische 
Innenministerium abgebe, dieses wiederum 
leite den Antrag an den zuständigen Gouver­
neur der Ausnahmegebiete weiter. Bis die 
Genehmigung schließlich erteilt sei, sei 
die Aktualität vorbei. Nur die ARD habe ein 
Studio in T.Kurdistan. Der Rest der Welt 
sei ausgeschlossen.
Einmal, als die ARD die Sicherheitskräfte 
bei der Arbeit beobachten und mit den 
Dorfbewohnern sprechen wollte, sei die 
Drehgenehmigung abgelehnt worden. Die 
Ablehnung wurde mit der "Besonderheit der 
dort von den Sicherheitskräfte vorgenomme­
nen Aufgabe" begründet.
Nach dem Weltspiegel vom 6.3.90 habe sich 
das türkische Außenministerium beschwert. 
Bei dieser Gelegenheit habe sich dann 
herausgestellt, daß das bundesdeutsche 
Auswärtige Amt über die Zustände im kurdi­
schen Gebiet überhaupt nicht Bescheid 
wußte.
... Bei Recherchen im kurdischen Gebiet 
würden ständig Zivilbeamte den Journalisten 
auf den Fersen sein. Dies sei ein wichtiger 
Grund, weshalb sich die Menschen dort nicht 
trauen würden, ihnen Informationen zu 
geben. Sie müßten sonst mit Repressalien 
rechnen.

dem Weg zu seinem Feld durch das von einer 
Kommandoeinheit eröffnete Streufeuer getö­
tet worden, später wurde von den Soldaten 
auch auf andere Bauern das Feuer eröffnet, 
die an den Ort des Geschehens kamen."
Ca. 200 Bauern des Dorfes machten daraufhin 
einen Protestmarsch nach Midyat. Der Bür­
germeister Isa Ekinci überredete sie ins 
Dorf zurückzugehen. Die Bauern führten auch 
mit drei SHP-Abgeordneten Gespräche, einer 
dieser Abgeordneten, Etem Cankurtaran, 
erklärte nach einem Gespräch mit dem Gou­
verneur von Mardin, Bolat Bolatoglu, fol­
gendes: "Die Haltung des Gouverneurs zu 
diesem Vorfall ist ein Anzeichen für die 
Anerkennung der Schuld der Sicherheitskräf­
te. Der Mann ist nicht einmal aufgefordert 
worden, stehenzubleiben. Und selbst wenn er 
zum Stehenbleiben aufgefordert worden wäre, 
wie kann man einen Menschen vor seinem Haus 
auffordern, stehenzubleiben. Der Gouverneur 
hat den vier Kindern Algans Unterstützur^^ 
versprochen. Welche Familie oder Kinder 
eines Terroristen haben schon Unterstützung 
bekommen? Was der Regionalgouverneur tun 
muß, ist sofort die Verantwortlichen zu 
finden und zu bestrafen."
Auffallend ist, daß es in diesem Dorf 
keinen einzigen Dorfschützer gibt und der 
Verdacht liegt nahe, daß dies ein Grund für 
die Ermordung Besir Algans war, wie auch 
der Abgeordnete Cumhur Keskin zum Ausdruck 
brachte: "In diesem Dorf gibt es keinen 
einzigen DorfSchützer. Es könnte aus diesem 
Grund als Zielscheibe gewählt worden sein. 
Ein hochrangiger Offizier hat nach diesen 
Ereignissen zu den Augenzeugen gewendet 
gesagt: "Wenn ihr nicht damit einverstanden 
seid, DorfSchützer zu werden, dann werdet 
ihr so enden."
Besir Algan ist ermordet worden. Es war 
beabsichtigt, hier das gleiche zu machen 
wie im Borf Yoncali in Hakkari. Weil die 
Frauen darauf beharrten, die Leichen zu 
bekommen, ist das verhindert worden."

2000e Dogru, 27.5.90/ KK Düsseldorf
Staatsterror in Kurdistan

(Zusammenfassung)
Am 21.Mai 1990 wurde der 33jährige Vater 
von 4 Kindern, Besir Algan von Soldaten der 
türkischen Okkupationsarmee auf dem Weg zu 
seinem Feld ermordet.
Am 23.Mai brachte der Parlamentsabgeordnete 
aus Kars, Mahmut Alinak den Fall in der 
Großen Türkischen Nationalversammlung zur 
Sprache. "Im Dorf Budakli des zu Mardin 
gehörenden Bezirks Midyat ist ein Bauer auf
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Gleichschaltung der türkischen Presse 
Desinformationskampagne gegen die PKK

Die Beschlüsse vom 9.April haben Wirkung gezeigt, die türkische Presse 
berichtet nahezu nichts mehr zu Kurdistan. Aus Protest hat in Kurdistan ein 
Boykott der türkischen Zeitungen stattgefunden. Die verkaufte Auflage ging 
drastisch zurück. Hier eine Statistik aus Dogru 2000. "Nisan" bedeutet April:

DiYARBAKIR’DAEaAZETE $ATI$LARI
17 NImmi 

(Protaitodan
OOCf)

20 Nlaan 21 Nlaan 22 Nlaan
». ii

23 Nlaan
»

24 Nlaan 25 16 Nlafn

Cumhurlyat 1450 1180 1141 941 774 741 662 486
MlUlyat 3590 2564 2462 2672 2916 2311 1676 1584

TarcOman 750 420 42S 362 476 287 339 199
Günaydin 3172 2727 2747 2871 1398 2295 2414 1814
Sabah 3574 3706 3062 3367 4341 3241 2306 3687
Gfinaf 920 777 1378 466 648 397 589 286
HOrriyat 3200 2985 800 1000 2250 2300 2300 2000

20 • klBlN'E OOÖRU • 6 MAY IS 1090

Die Türkei feilt weiter an der Gleichschaltung der Presse. Nachdem nun die 
ÄuJierung abweichender Meinungen durch Gesetz praktisch verboten ist, instal­
liert die Regierung einen amtlichen Nachrichtendienst. Ismail Besikcis Ein­
schätzung, die türkische Presse sei sowieso nur ein Büro des Nationalen Nach­
richtendienstes, wird nun auch technisch vervollkommnet.
Die untenstehende Meldung stammt aus der Zeitung NEW SPOT v. 17.5.1990, ein 
wöchentliches Propagandablatt des türkischen Informationsamtes in deutscher 
Sprache.

Staatsminister Yazar: “Das Presse- Und
Informationsamt wird die 
anatolische Presse noch 

® schneller versorgen”
KAYSERI (A.A)- Staatsmini­

ster und Regierungssprecher Meh­
met Yazar teilte mit, dass ab Juni 
durch Anwendung eines Projektes 
der Generaldirektion für Presse und 
Information sofortiger Informa­
tionszufluss in allen 71 Provinzen ge­
währleistet werden könne.

Über das Gouvernement von 
Kayseri erklärte Yazar, an der Lö­
sung der Probleme der anatolischen 
Presse und an der Entwicklung und 
Stärkung der Presse arbeite die Ge­
neraldirektion für Presse und Infor- 
mation ständig. Das erwähnte 
Projekt werde ab Juni in 7 Pilotpro­
vinzen angewendet, womit das Pro­

blem der Informationsbeschaffung 
für die anatolische Presse gelöst 
werde.

“Dieses EDV-Projekt wird in 
von der Generaldirektion für Pres­
se und Information bestimmten Pi­
lotprovinzen angewendet. Die aus 
dem In- und Ausland an die Zentrale 
in Ankara laufenden Informationen 
werden dann sofort durch das Com­
puternetz aus den zu gründenden 
Zentren dieser Provinzen an die ört­
liche Presse weitergeleitet. Wenn die 
Anwendung in diesen Pilotgebieten 
erfolgreich verläuft, wird dieses Pro­
jekt einige Monate später für alle 
Provinzen gelten.“

Entsprechend wird es immer schwerer, 
genaue Informationen aus Kurdistan zu 
erhalten. Alles, was man in der türki­
schen Presse heute über Kriegshandlungen 
in Kurdistan liest, muß man als direkte 
Äußerungen der Armee oder des Kolonial­
gouverneurs lesen. Die Darstellungen der 
PKK oder anderer kurdischer Repräsentan­
ten sollte man immer abwarten, ehe man 
ein vorsichtiges Urteil fällt. Nachrich­
ten der PKK/ERNK erscheinen uns in der 
Regel als glaubwürdiger als die der 
Regierung.

Als Beispiel, was in der Türkei gerade 
noch erlaubt ist an kritischer Bericht­
erstattung, in die immer auch Armeemel­
dungen einfließen, hier ein Kommentar 
aus der Cumhuriyet.

Cumhuriyet,13.6.90/Koen Kommentar von 
Ilhan Selcuk

Lösung im SUdosten

"Die PKK verübte einen nächtlichen 
Überfall auf das Dorf Cevrimli in Sirnak
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26 Tote, darunter zwölf Kinder und sieben Frauen. Der SHP-Vorsitzende Inönü 
bezeichnete das blutige Ereignis als Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
und Demirel fragt, wieviel Menschen denn noch sterben müßten.
Nach den Zahlen, die Ugur Mumcu gestern in seinem Artikel nannte, sind seit 
dem Überfall auf Eruh im Jahre 1984 bei den Auseinandersetzungen im Südosten 
1.837 Menschen ums Leben gekommen... Wieviele Menschen werden denn noch 
sterben?
Der Ministerpräsident und die Minister leben unter dem Schutz von 
Sicherheitsbeamten, ^egibt sich eine hochgestellte Persönlichkeit in den 
Südosten, werden besondere Sicherheitsmaßnahmen getroffen. Sollte später die 
Bevölkerung eines Dorfes, ihre Kinder, Großväter und Enkelkinder, seine Frauen 
und Mädchen vollständig ausgelöscht werden, heißt es im Fernsehen, sie seien 
nicht umsonst gestorben. Innerhalb weniger Minuten ist dies schon wieder 
vergessen, und im Südosten, in der Ferne, irgendwo in einem vergessenen Dorf 
leben die Menschen weiter in Todesangst.
Wieviele Menschen werden noch sterben?
Zweifellos beschäftigen sich wichtige Leute, Beamte, Offizielle, Zivilisten, 
Uniformierte und Experten mit der Problematik des Südostens. Nach eingehender 
Prüfung kommen sie zu dem Schluß, daß das Problem sehr komplexer Natur ist.
- "Die wirtschaftlichen, sozialen, politischen, ethnischen und moralischen 
Aspekte müssen beachtet werden."
- "Natürlich"
- "Im Westen gibt es genügend ähnlich gelagerte Probleme. Auch dort lassen sie 
sich nicht so einfach lösen."
- "Natürlich."
- "In den ersten Jahren nach Gründung der Republik gab es verschiedene 
Aufstände. Es ist ein sehr altes Problem, dessen Wurzeln weit zurück reichen."
- "Natürlich."
Viele Worte.
Wenn es jedoch darum geht, Lösungsansätze zu entwickeln, dann ist sich die 
Prominenz plötzlich einig: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt könne jeder Schritt zur 
Lösung des Problems als Zugeständnis an die Terroristen ausgelegt werden.
Die meisten Mitglieder der ANAP-Regierung haben es vielleicht noch nicht 
bemerkt, aber die Welt dreht sich. Jeden Morgen erblicken wir eine veränderte 
Natur. Als ob Traum und Wirklichkeit sich vermischten... Und was passiert 
nicht alles in Bulgarien, ds unsere Volksgenossen noch vor kurzem in 
unmenschlicher Weise unterdrückte.
Ein kurzer Blick auf die gestrigen Zeitungsüberschriften reicht aus, um diese 
Frage zu beantworten:
Hürriyet: "Türken Realität in Bulgarien"
Tercüman: "Sieg unserer Volksgenossen"
Cumhuriyet: "Zwölf Sitze für Volksgenossen"
Sabah: "Türken zufrieden"
Auch die Kurzfassung dieser Nachricht direkt unter der Überschrift ist 
interessant: "Die von Türken gegründete 'Bewegung für Recht und Freiheit' 
erhielt den ersten Hochrechnungen zufolge sechs Prozent der Stimmen und 
brachte es auf zwölf Sitze."
Gestern noch wurden die Türken von der Schiwkow-Regierung in Bulgarien unter­
drückt. Hunderttausende unserer Volksgenossen gingen auf die Straße, um ihre 
Namen behalten zu können. Ihre Vertreibung verstopfte unsere Grenze. Die in 
Bulgarin lebenden Türken wurden dort als gefährlich angesehen und wie Feinde 
behandelt. Aber plötzlich fanden in Osteuropa und auf dem Balkan derartige 
Veränderungen statt, daß alle kommunistischen Länder demokratische Prinzipien 
übernahmen. Keine Scheindemokratie nach Art der Philippinen, wie sie auch die 
Türkei kennt, sondern in Bulgarien haben die Türken bei den Wahlen zwölf Sitze 
erhalten. In Griechenland zwei.
Die Welt ändert sich, und es wird immer deutlicher, daß man auf dieser sich 
wandelnden Welt mit Waffengewalt, Brutalität, Massakern, Verbrechen gegen die
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Menschlichkeit und Terror nichts erreichen kann. Die Türkei sollte diese 
Tatsache endlich einsehen. Der tödlichste Schlag, den man der PKK versetzen 
kann, ist die Einführung einer funktionierenden Demokratie, die auch den 
Südosten umfaßt.
Ein modernes Staatswesen kann nicht seiner eigenen Bevölkerung oder auch nur 
einem Teil der Bevölkerung mißtrauen. Ankara muß endlich den überholten Arg­
wohn und die überkommene Politik überwinden.
An dem Tag, an dem wir entdecken, daß die wirksamste Waffe, den Terror zu 
beseitigen, nicht die .Kalaschnikow oder ähnliches ist, wird sich die Problema­
tik des Südostens lösen."

Wie gesagt, das ist der Spielraum, der der Kritik gewährt wird. Kritik am 
Staatsterror in Kurdistan ist verboten, darf nicht einmal benannt werden. 
Journalisten, die die Tatsachen in Kurdistan untersuchen könnten, werden 
ferngehalten. Erlaubt ist das vorsichtige Träumen von demokratischen Verhält­
nissen. Die Wirkung dieser Art von Kritik ist das Auffangen von Protest; er 
wird wirkungslos, weil die tatsächlichen Verhältnisse, die geändert werden 
müssen, nicht benannt werden dürfen.
Man mu/3 sich auch über die Funktion der Behauptungen der Türkei über Massaker 
klarwerden, die angeblich von der PKK durchgeführt wurden. (Dazu noch unten) 
Die Türkei ist sich klar darüber, daß nicht alles geglaubt wird, was von ihren 
Regierungssprechern kommt. Die Desinformationskampagne bezweckt, daß irgendet­
was an der PKK hängenbleibt, und daß sich die Öffentlichkeit sowohl in der 
Westtürkei als auch international nicht entscheiden kann, wem sie ihre Unter­
stützung gewähren soll. In Kurdistan werden solche Behauptungen über Massaker 
von der PKK sowieso nicht mehr geglaubt.
Die PKK hat zu den Behauptungen über das Massaker in Cevrimli zwei Presseer­
klärungen herausgegeben, die wir im folgenden vollständig abdrucken.

"Kurdistan Komitee in der BRD e.V.

Presseerklärung
Ein neues Massaker des türkischen 

Staates in Kurdistan!
13.Juni 1990

Im folgenden dokumentieren wir eine Presseerklärung der Europavertretung der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), die uns heute erreichte:
In der Nacht vom 9. auf den 10.Juni diesen Jahres hat eine Guerillaeinheit der 
Volksbefreiungsarmee Kurdistans (ARGK) eine Aktion gegen eine Bande durchge­
führt, die sich auf der Gere (Cevrimli)-Weide* des Dorfes Basa (Güclükonak) in 
Sirnak aufhielt.
Das Ziel der Aktion war eine Bande (Dorfschützergruppe) des Baho Aga (Bahattin 
Aktug), der für seine Verbrechen berühmt ist. Unter Anleitung der Armeeführung 
hat Bahattin Aktug und seine Bande in der Phase von 1984 bis 1990 15 Guerilla­
kämpfer und mindestens noch einmal soviele Zivilisten ermordet. Zu den Verbre­
chen dieser Bande gehört der Raub von Tieren, die Entführung und Vergewalti­
gung von Frauen, die Brandrodung von Feldern und die Ermordung und Verstümme­
lung von armen Bauern. Die bestialischen Verbrechen dieser Bande sind so 
zahlreich und umfangreich, daß sie schon zum Thema der fortschrittlichen 
Presse wurden und in den Berichten des Menschenrechtsvereins der Türkei und 
von amnesty International dokumentiert wurden (siehe Bericht vom März 1990), 
Das letzte Verbrechen dieser Bande bestand darin, einer fünfköpfigen Guerilla­
gruppe in dem Dorf Gere eine Falle zu stellen und sie zu ermorden. Die Gruppe 
befand sich dort, um eine Blutfehde in diesem Dorf zu schlichten.
Der Guerillaangriff dauerte nur kurze Zeit. Nach der Aktion griffen Soldaten, 
Spezialeinheiten und Dorf Schützer an, die sich in dem, in der Nähe liegenden

* Gere ist der kurdische Name. Alle Namen und Bezeichnungen wurden türkisiert.
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Dorf Basa aufhalten. Obwohl die geplante Guerillaaktion schon beendet war, 
dauerten die Schußsalven und Raketenbeschüsse von 23.00 Uhr bis 3.00 Uhr an.
Am darauffolgenden Tag behaupteten die Vertreter des türkischen Staates und 
die staatlichen Medien, bei "einem PKK-Angriff wären 26 Menschen ums Leben 
gekommen, wovon die meisten Frauen und Kinder gewesen seien."
Obwohl zwei Tage seit dem Ereignis vergangen sind, dürfen keine Pressevertre­
ter in das Gebiet.
Wenn es ein Massaker ‘gegeben hat, dann wurde dieses auf jeden Fall von der 
türkischen Armee und von den ihr unterstehenden Banden durchgeführt. Denn die 
PKK macht niemals Kinder, Frauen und Häuser, in denen sie sich aufhalten,,zum 
Ziel ihrer Angriffe. Eine nationale Befreiungsbewegung kann unschuldige Men­
schen ihres eigenen Volkes nicht zum Angriffsziel haben. Dies können wir mit 
den Eingeständnissen der zuständigen türkischen Stellen belegen. Der Gouver­
neur für die Gebiete im Ausnahmezustand, Hayri Kozakcioglu hat in einer Erklä­
rung am 8.Juni 1990 zugegeben, daß es in den letzten fünf Monaten 1500 Aktio­
nen gegeben hat. Bei diesen Aktionen gibt es nicht ein Kind und nicht eine 
Frau oder einen unschuldigen Menschen, der von der Guerilla getötet worden 
wäre. Im Gegensatz dazu führen die türkische Armee und die Banden massenweise 
Massaker an unschuldigen kurdischen Menschen durch. Im November 1989 haben 
Spezialeinheiten und Banden in dem Dorf Setei (Ikiyaka) in Yüksekova) ein 
Massaker angerichtet und die PKK dafür verantwortlich gemacht. Im April 1990 
wurde in dem Dorf Hilal bei Uludere ein Haus von den Spezialeinheiten und von 
den Banden (Malla Bayreler) bombardiert. Berivan (1 Jahr alt) und Behecan Kara 
(9 Jahre alt), die sich in dem Haus befanden, kamen dabei ums Leben, der Vater 
Abdullah, die Söhne Sait und Mehmet und der Onkel Mehmet Kara wurden schwer­
verletzt. Am 21.Mai wurde im Dorf Kevzenge (Dolunay) bei Midiyat der Bauer 
Besir Algan von den Spezialeinheiten erschossen. Wiederum im Monat Mai wurden 
in demselben Dorf ein dreizehnjähriges Mädchen und in dem Dorf Derik bei 
Midyat ein Bauer namens Ahmet erschossen und ihre Leichen in den Fluß gewor­
fen. Am 25.Mai wurde der 60jährige Bauer Mihe Haydo Ali (Mohammed Kana) ermor­
det. In der letzten Maiwoche wurde ein anderer Bauer in dem Dorf Mijin bei 
Uludere von der Bande des Malla Bayre erschossen. In dem Dorf Yukari Dikmen 
schossen Spezialeinheiten auf den 40jährigen Faris Demir, der dadurch quer- 
schnittsgelähmt wurde.
Der türkische Staat hat diese unschuldigen Menschen, die er ermordet hat, 
entweder als Terroristen bezeichnet oder die PKK dafür verantwortlich gemacht. 
Wir möchten dieser Grausamkeit der türkischen Armee einige weitere Beispiele 
hinzufügen:
Die Leichen von drei Guerillakämpfern (Halit Balta, Ali Algal und Kendal), die 
bei einem Gefecht in dem Dorf Heleve in Kurtalan (Siirt) ums Leben kamen, 
wurden zerstückelt und in Plastiktüten verscharrt. Ein Guerillakämpfer, der 
bei einem Gefecht in Idil (Sirnak) schwerverletzt in die Hände des Staates 
fiel, wurde bestialisch ermordet, indem man ihm zwei Nägel in den Kopf schlug. 
Einem anderen Guerillakämpfer, der am 4.Juni in Alekan (Sirmali) in Catak 
(Van) schwerverletzt gefaßt wurde, wurden die Beine und Hände abgetrennt. 
Diese Beispiele machen nur 1% des systematischen Staatsterrors der Armee, der 
Spezialeinheiten und der Banden aus.
Weshalb führt der türkische Staat Massaker durch?
Die Vertreter des türkischen Staates haben schon zigmal erklärt, daß sie das 
kurdische Volk als Feind betrachten. Die türkischen Generäle haben das Volk 
von Kurdistan mit Massakern bedroht. Der Generalstabschef flecdet Torumtay hat 
jeden, der die PKK unterstützt, zum Feind erklärt. Er selbst, der Staatspräsi­
dent T.Özal und der Ministerpräsident Yildirim Akbulut haben erklärt, daß sie 
gegen die Terroristen (das Volk) Gewalt anwenden werden. Zu diesem Zweck wurde 
zuletzt am 9.April die Verfügung mit Gesetzeskraft Nr. 413 herausgegeben.
Der türkische Staat wendet als Ausdruck seiner Hilflosigkeit Gewalt an, macht 
die PKK dafür verantwortlich und versucht damit, seinen Terror zu legitimieren 
und seiner Isolation auf internationaler Ebene vorzubeugen.



Kurdistan-Archiv 16, Juli 1990 Seite 45

Mit dem Massaker vom 9.Juni in dem Dorf Gere (Cevrimli) durch die Spezialein­
heiten und die Banden versucht der türkische Staat folgende Ziele zu errei­
chen:
- Die politische und militärische Offensive der PKK, die sie im Frühjahr 1990 
begonnen hat und die ganz Kurdistan erfaßt, soll in den Schatten gestellt 
werden.
- Man versucht den Volksaufstand aufzuhalten, der sich im März diesen Jahres 
in den Städten von Kurdistan entwickelte und in Form von Massenwiderständen 
und massivem zivilen Ungehorsam gegen die Verfügung Nr. 413 fortgesetzt wird.
- Mit dem Frühjahr 1990 ist die kurdische Frage und die Genozidpolitik des 
türkischen Staates eines der wichtigsten Themen auf internationaler Ebene. Am 
16.5.1990 hat das Europäische Parlament einen Entschließungsantrag verabschie­
det, in dem die chauvinistische Politik und die Menschenrechtsverletzungen in 
Kurdistan seitens des türkischen Staates verurteilt werden. Eine bundesdeut­
sche Delegation, die in der Zeit vom 5. bis 10.Mai Kurdistan bereiste (sie 
bestand aus drei Abgeordneten, zwei Journalisten und einer Menschenrechtsver­
treterin) hat zu einem wirtschaftlichen, militärischen und touristischen 
Baykott gegen den türkischen Staat aufgerufen. Auf der KSZE-Konferenz in 
Kopenhagen, die im Juni stattfindet, kommt die kurdische Frage unter verschie­
denen Aspekten zur Sprache und der türkische Staat wird zur Verantwortung 
gezogen. Der türkische Staat versucht seine Isolation zu verhindern, indem er 
die PKK für seine Massaker verantwortlich macht. Wir rufen die gesamte Presse 
und Vertreter der Menschenrechtsorganisation auf, den Lügen des türkischen 
Staates nicht zu glauben, das Ereignis zu untersuchen und sich gegen die 
Massaker gegen das Volk von Kurdistan zu stellen."

Die zweite Presseerklärung folgte zwei Tage später:

15.Juni 1990
"Presseerklärung

Massaker der türkischen Kolonialisten in 
Gere (Cevrimli) aufgeklärt

In der Nacht des 9.Juni erlebte man in dem Dorf Gere in Sirnak erneut ein 
Massaker. Nach dem Massaker hat der Kolonialgouverneur des türkischen Staates 
und das Innenministerium, wie schon früher, die Verantwortung für das Massaker 
der PKK zugeschoben und erklärt, daß 26 Menschen, darunter Frauen und Kinder, 
getötet worden wären.
Daraufhin hatte die Europavertretung unserer Partei gestützt auf Informatio­
nen, die sie von der einheimischen Bevölkerung erhalten hatte und die unsicher 
waren, erklärt, daß ARGK-Einheiten die Dorfschützerbanden in diesem Dorf 
angegriffen haben könnten, und daß allerdings danach Einheiten der türkischen 
Armee das Dorf unter Raketenbeschuß genommen hätten.
Das Gebiet ist vollständig eingekesselt und die Einreise der Presse ist strikt 
verboten. Deswegen konnte unsere Vertretung erst heute über den eigentlichen 
Verlauf des Vorfalles Informationen erhalten. Gemäß der Erklärung der ARGK 
(Volkbefreiungsarmee Kurdistans)-Kommandantur für das Gebiet Sirnak hat sich 
das Ereignis wie folgt entwickelt:
Am 9.Juni fand kein Angriff von ARGK-Einheiten auf das Dorf Gere statt. Der 
Angriff wurde von Konterguerilla-Einheiten verwirklicht. Vor und nach dem 
Angriff sind die beiden Kompanien der türkischen Armee, die sich in der Nähe 
des Dorfes aufhalten, nicht in Bewegung gesetzt worden. Außerdem wurden die 
Fallen, die die türkische Armee jede Nacht in diesem Gebiet aufstellt, in der 
Nacht des 9.Juni nicht gestellt. So konnte die Einheit der türkischen Armee, 
die das Massaker verwirklicht hat, problemlos in das Dorf gelangen und sich 
wieder absetzen.
Während des Angriffs wurden Raketen und schwere Waffen eingesetzt und bestimm­
te Häuser angezielt und diese ausgebrannt. Der türkische Staat und der Banden­
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chef Bahattin Aktug hatten in diesem Dorf gewaltsam 40 Waffen verteilt. Dieje­
nigen, deren Häuser zerstört wurden, hatten die Annahme von Waffen verweigert. 
Obwohl 6 Tage nach dem Massaker vergangen sind, ist das Gebiet vollkommen von 
der Außenwelt isoliert. In das Gebiet wurden zahlreiche Einheiten des Heeres 
und der Luftwaffe verlegt. Der Kolonialgoüverneur Hayri Kzakcioglu erklärt auf 
die Bitten der Presse, in die Region zu dürfen, "wir machen eine Neustruktu­
rierung, erst danach können Sie ins Gebiet." Man versucht, die Spuren des 
Massakers zu verwischen.
Als Antwort auf dieses Massaker sind die ARGK-Einheiten in die Offensive gegen 
die Operationseinheiten des türkischen Staates getreten. In der Region finden 
intensive Gefechte statt, es herrscht der Zustand des Krieges. Nach den Infor­
mationen, die uns bis jetzt erreicht haben, söllen bis zu 80 Soldaten verletzt 
oder getötet worden sein. Der türkische Staat hat erst 8 Verluste gemeldet.
Der türkische Staat beharrt darauf, die kurdische Frage mit Massakern und 
Staatsterror zu lösen und greift unter Mißachtung des internationalen Kriegs­
volkerrechts wehrlose Zivilisten, Frauen und Kinder an. Das Nicht-Verhalten 
Europas in dieser Frage bestärkt die türkische Armee in ihrer Grausamkeit in 
Kurdistan. Wir fordern, daß sofort Delegationen aus Politikern, Journalisten 
und Vertretern von Menschenrechtsorganisationen zur Untersuchung des Massakers 
in dem Dorf Gere (Cevrimli) am 9.Juni in das Gebiet reisen.

Europavertretung der PKK"

Die zwei verschiedenen Versionen, die hier angeboten werden, sollten nicht 
gegen die PKK sprechen, sondern eher für sie. Denn sie befindet sich gegenüber 
der türkischen Propagandamaschine eindeutig im Hintertreffen. Westliche Zei­
tungsredaktionen werden von der Türkei über die Nachfichtendienste beliefert, 
eine Überprüfung ihrer Behauptungen ist aber unter den gegenwärtigen Bedingun­
gen äußerst schwierig, müßte aber sehr schnell geschehen, damit eine Veröf­
fentlichung in Europa zusammen mit den Gegendarstellungen erscheinen würden. 
Journalisten sollten also auf jeden Fall erst eine Gegendarstellung der PKK 
abwarten. Hilfreich dafür ist in jedem Fall ein Anruf beim Kurdistan-Komitee 
in Köln: Tel. 0221/ 12 52 64»
Im übrigen ist jede Gleichsetzung der PKK mit der Politik des türkischen 
Staates verfehlt, das hat sich spätestens mit den Ereignissen um den kurdi­
schen Volksaufstand für jeden dokumentiert: die Türkei reagierte darauf mit 
Ausschaltung der Presse und Verstärkung des Staatsterrors, die PKK mit einem 
Waffenstillstandsangebot, um unnötiges Blutvergießen Zu vermeiden und mit dem 
Aufruf an die Öffentlichkeit, Delegationen nach Kurdistan zu schicken.
Das muß sich nur noch ein wenig mehr herumsprechen, damit die türkische Desin­
formationskampagne, die uns zu Zweiflern machen äoll, ihre Wirkung verliert.
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Cumburiyet * .  M i  1990

-  5 » t t r f t lc h  i> t  von Naffeoverkauf «berückt -  Bnver Degrr

-  ANKARA -  Ö sterreich, dal den Zuschlag fü r ein ige K rlegsgerät-A uftrlge  
erh a lten  h a tte , hat den Firnen den Verkauf von KriegsgerMten an die TUrkoi 
verboten. Es wurde n i tg e te i l t ,  daB dieses Verbot der Regierung von Öster­
re ic h , damit begründet wurde, daB " die Türkei d ie  Neffen dieser K riegsgerlte  
in  Südostanatolien gegen die Kurden einsetten könne" . Während dieses Ereignis  
aus den Unfeld des, Aussenministeriums b e s tä tig t wurde, hieB es , daB ihnen 
noch keine o f f iz ie l le  M itte ilu n g  gemacht wurde. Dieselben K reise, die 
sagen, daB Österreich der Sache eine p o litisch e  Dimension gegeben hat 
in  dem sie die "Kurdische Frage" voprgeschoben haben, e rk lä rten  : " Die 
Türkei h ä lt Trümpfe in der Hand, die sie gegen Österreich ausnützen
kenn."
V ia  zu erfahren war hatte das Nationale Verteid igungsninisterium , d ie  General- 
kommandatur der Gendarmerie und daa Generalpräsidium der P o liz e i in den
le tz te n  Monaten des Jahres 1989 fü r den Ankauf von einigen Kriegegerlten
e in e  Aueschreibung gemacht. An der Ausschreibung fü r Kalaschnikow-Munitionen 

(  und 5.56 mm Cevehrpatronen fü r daa Generalpräsidium der P o liz e i und die
Cenerelkommandatur der Gendarmerie und für 40 ran Bombenabwurfgerätc (Z ie lg e ­
rä te  d. ö° )  für daa National Verteidigungsm inisterium , des Genoralpräsidium  
der P o liz e i und die Generalkoamandatur der Gendarmerie hatten eich Firmen 
aus Ö sterre ich , den USA, der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich  
b e i t e i l i g t .  Im Rehmen der Ausschreibung war geplant gewesen 2800 Stück
Bombenabwurf ge räce, 480 000 Kalaschnikow-Munition und 400 000 Stück 3.56 
mm Cewehrpattonen zu kaufen.
D ie Aueschreibung, die im A p r il endete, hatten die Firmen aus Österreich  
gewonnen. Der Auftrag für die Kalaschnikow-Munitionen und die 40 mm Bombenab­
w urfgeräte ging an die Firme H irtenberger aus Ö sterre ich , der Auftrag für 
d ie  5.36 mm Cewehrpatronen wiederum an die Firma Argee aus Ö sterre ich .
Obwohl der Zuschlag an ihre eigenen Firmen gegangen wer, hat die Regierung 
von Ö sterreich in einem "überraschenden" BeschluB den Verkauf von Kriegsge­
r l to n  an die Türkei verboten. Die Sache wurde auch dem Innenminister vun 
Ö sterre ich  m itg e te ilt ,  der vor ein igen Monaten d ie  Türkei besuchte. Der 
Innonm inieter von Österreich ha tte  m itg e te i l t ,  deB er sich mit dem Ausaen- 
m inisterium  von Österreich in  Verbindung tre te n  werde und eich um eine 
LBeung bemühen werde» Zw ischenzeitlich versuchte der Vorsitzende der Menschen- 

( rochtekommislon von Österreich Dr. Holzlnger die Regierung von Österreich  
mu beein flußen , in dem er e r k lä r te ,  daB die Kriegsgeräte, d ie  verkauft 
werden so lle n , in Südostanatolien gegen die Kurden eingesetzt werden könnten. 
In fo lg e  d ieser Entwicklungen wurde den V ertre te rn  der Firmen aus Österreich  
mündlich m itg e te ilt ,  dal " wegen der M öglichkeit, dal die Kriegsgeräte 
d ie  verkeu ft werden s o llte n , in  SUdostanatolien gegen die Kurden eingesetzt 
werden, der Verkauf von Haffen an d ie  Türkei goatoppt wird" und von Ihnen 
g e fo rd e r t , daB eie von den V ertrlgen  zurücktrotten  z o lle n .

Kurdistan-Archiv 16, Juli 1990___________________________________
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Vor funfundsiebzig Jahren begann  eines

Vor den 
Augen des 
Waffen­
bruders
Das Massaker an den Armeniern
im Ersten Weltkrieg und
die deutsche Mitverantwortung

Von Lawrence S. Leshnik
„Heiliger Krieg“ -  Armenische Deportierte 1915 auf dem

I
n diesem Monat vor fünfundsiebzig Jahren be­
gann ein Prozeß, der erst mit der Ausmerzung 
der Hälfte der christlich-armenischen Bevölke­
rung Kleinasiens endete. Unter dem Deckmantel 

des Weltkrieges hatten die Ottomanen mit einer 
ihrer unbequemsten christlichen Minderheiten 
endgültig abgerechnet. Auf Buchtiteln von Neuer­
scheinungen zu diesem Thema liest man vom »er­
sten Genozid des Jahrhunderts“, vom „vergesse­
nen“ oder „verschwiegenen“ Völkermord. Solche 
Formulierungen rufen dazu auf, das Geschehen 
anzuerkennen. Anerkennung heißt, die Wahrheit 
bekannt machen. Ohne die Wahrheit können die 
heilenden Schritte nicht beginnen, um das kollek­
tive Trauma des armenischen Volkes zu über­
winden.

Der Verlauf des deutsch-jüdischen Gespräches 
in der Zeit nach 1945, das vor fünf Jahren in der 
Rede Bundespräsident von Weizsäckers gipfelte, 
steht den Armeniern stets als Modell vor Augen. 
Sein mutiges, unzweideutiges Bekenntnis zur 
Wahrheit lieferte einen unschätzbaren dauernden

Beitrag zum Aussöhnungsprozeß: die Anerken­
nung der menschlichen Würde aller Opfer des 
Nazi-Wahns. Das gleiche fordern die Armenier 
für ihre Verfolgten der Jahre 1915-1921. Aber 
nicht einmal erste Ansätze für ein Gespräch mit 
den Türken sind in Sicht. Seit drei Generationen 
behaupten sie unverändert, es sei alles ganz anders 
gewesen und die heutige Regierung trage keine 
Verantwortung für das Tun der Ottomanen.

1
 Massaker im großen Umfang erlitten die 

Armenier des Ottomanischen Reiches be- 
•  reits um die Jahrhundertwende. In den 

Jahren 1894 und 1897 wurden insgesamt 200 000 
Armenier vom rasenden Pöbel getötet, im Jahre 
1909 etwa weitere 30 000. Keiner der mit den Ver­
hältnissen des Ottomanischen Reiches Vertrauten 
kann daran zweifeln, daß solche Ausschreitungen 
mit Zustimmung der Zentralregierung stattfanden. 
Ein einflußreicher Journalist aus dem Kreis Fried­
rich Naumanns, Paul Rohrbach, befand sich 1909 
zufälligerweise in der syrischen Stadt Adana, als

dort die Abschlachtung der Armenier begann. In 
sein Tagebuch schrieb er: „Die Türken möchten 
die Armenier ausrotten, weil sie glauben, wenn es 
keine Armenier mehr gibt, wird es keine Einmi- 
schung wahrer oder falscher Armenierfreunde . . .  
mehr geben.“

Einige Jahre später, nach Beginn des Weltkrie­
ges, begann die systematische Verfolgung der Ar­
menier. Unter dem Vorwand, sie aus Sicherheits­
gründen aus den Kriegsgebieten zu entfernen, 
wurden sie zwischen Apnl und November 1915 
brutal aus ihrer Heimat vertrieben. Angeblich 
sollten sie in Mesopotamien neu angesiedelt wer­
den. In der Wirklichkeit war dafür gesorgt, daß 
die große Mehrzahl auf dem Weg ums Leben kam 
und nur ein jämmerlicher Bruchteil die brutaleh 
Strapazen des Weges überlebte.

Schon vor dem Deportationsbefehl waren alle 
in der Armee dienenden Armenier entwaffnet 
worden. In den Dörfern mußten die Männer 
ebenfalls ihre Waffen abliefem. Fast überall wat  
der Ablauf der gleiche. Ein öffentlicher Ausrufer
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ZEITLÄUFTE

verlas eine Proklamation, wonach sich alle armeni­
schen Männer zum Abmarsch an einem gegebenen 
O rt einzufinden hatten. Oft blieb den Männern 
nur eine Frist von 48 Stunden. Mitnehmen durften
sie nur ein wenig Handgepäck. Bauern ohne Pflug 

hs, Tischler ohne Beil und Säge, Ärzteund Ochst
ohne Medikamente, alle ohne eine einzige Vertei­
digungswaffe.

Im Morgengrauen wurden sie von Gendarmen 
abgeführt. Nach einigen Stunden erreichte die Ko­
lonne eine Stelle, die keine Flucht erlaubte. Dann 
kam der Überfall durch kurdische Räuber und or­
ganisierte Banden, zusammengesetzt aus gemeinen 
Verbrechern, die eigens zu diesem Zweck aus den 
Gefängnissen entlassen worden waren. Oft nah­
men die begleitenden Gendarmen an den Überfäl­
len teil. Sie erschossen, zerhackten oder prügelten 
die wehrlosen Armenier zu Tode, bevor sie sie

gebunden und hinuntergestoßen. Im Frühling tru ­
gen die Hochwasser die Leichen in die Ebene, wo 
sie die Beute der elenden, immer hungrigen Dorf­
köter wurden.

Nach den Männern wurden Frauen, Kinder, 
Kranke und Greise abtransportiert. Auch diese 
Kolonnen wurden überfallen und ausgeraubt, die 
Frauen vergewaltigt oder verschleppt. N ur selten 
wurde ihnen die Gnade eines schnellen Todes ge­
gönnt. Die Schwächeren, schwangere und kranke 
Frauen, Greise und Kinder, die nicht mehr Schritt

Türken und Europäer, die sich den Kolonnen 
mit Wasser, Nahrung oder Kleidern für die De­
portierten näherten, verjagte man. Die Kolonnen 
wurden kleiner und kleiner, als Sonne, Hunger,

Durst und Fleckfieber ihre Opfer forderten. Die 
Überlebenden der brutalen Strapazen waren noch 
nicht am Ende ihres Leidensweges angekommen.
In den Lagern der Wüste mangelte es an Nah- 

g, Trink'
kuntt. Selbst wenn diese Menschenschatten noch
rung, Trinkwasser, Medikamenten und Unter­

halten konnten, blieben am Wegesrand zurück.
3VS

nicht selten auch sich selbst. Herumirrende, zer-

egei
Verzweifelte Mütter ertränkten ihre Babys und

lumpte, dreckige, kranke, zu Tode erschöpfte
' ic h -

ausraubten. W em « überlebten diese_Angriffe, In 
“  entder Kemachschlucht, nahe der Stadt Erzurum, wo 

der Euphrat tief in die Berglandschaft schneidet, 
wurden die Männer in Fünfergruppen zusammen­

Menschenkolonnen beherrschten die Landschaft 
Oftanatoliens und Syriens in jenem Frühling und 
Sommer. Wochenlang zogen sie in glühender 
Hitze über die staubigen Wege, der mesopotami- 
schen Wüste zu. Hie und da führte man sie ab­
sichtlich im Kreis herum. Immer wieder kamen 
die Überfälle, bis nichts mehr zu holen war.

Kraft besessen hätten, das neue Land zu bearbei­
ten, wären die Geräte dazu nicht vorhanden ge­
wesen.

Die Behandlung der Armenier in den großen 
Städten verlief, wegen der Anwesenheit von Aus­
ländem, nicht ganz so brutal. Am 24. April 1915 
wurden 270 armenische Schriftsteller, A n te , An­
wälte, Akademiker, Geschäftsleute und kirchliche 
Würdenträger in einer Nacht-und-Nebel-Aktion 
in Konstantinopel verhaftet. In kleinen Gruppen 
schaßte man sie ins Landesinnere, wo viele für 
immer verschwanden. Schlagartig verlor die arme-
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nische Gemeinde ihre Führung. In Trapezunt, 
einer Stadt am Schwarzen Meer, deportierte man 
nur einen Teil der Armenier. Den Rest ertränkte 
man, zusammen mit einigen Griechen. Sie wurden 
in Boote verladen und aufs Meer geschleppt. Dort 
wurden die Boote einfach versenkt.

Landbesitz, Tiere, Häuser, Läden und alle hin- 
terlassenen Güter der Deportierten gingen in den 
Besitz der muselmanischen Nachbarn und Beam­
ten über oder kamen neuen Flüchtlingen aus den 
Balkangebieten zugute.

2 Erst im vorigen Jahr erklärte sich die türki­
sche Regierung bereit, Forschem ihr Ar- 

•  chiv aus dieser Zeit zugänglich zu machen, 
ein begrüßenswerter Schritt, der auf eine Bereit­
schaft für offene Diskussionen hoffen läßt. Den­
noch ist nichts grundsätzlich Neues von diesem 
Archiv zu erwarten. Neue, lückenfüllende Einzel­
heiten ja. Aber das Gesamtbild, das durch Mate­
rial in englischen, deutschen, amerikanischen, 
österreichischen und anderen offiziellen Archiven 
sowie durch Augenzeugenberichte von Missiona­
ren, überlebenden Armeniern, zeitgenössische Re­
portagen und durch Memoiren ausländischer Di­
plomaten und Militärs geformt wurde, wird 
dadurch nicht geändert.

Wahrscheinlich gab man die Anordnungen, die 
den Genozid betrafen, weitgehend mündlich. In 
einem Fall weigerte sich ein Bezirksbeamter, die 
Deportationen ohne schriftliche Anweisung aus- 
zunihren. Statt des verlangten Schriftstückes er­
hielt er seinen Abschied — er wurde durch eben 
weniger offiziösen Beamten abgelöst.

1916, als der Geruch der Vernichtung noch b  
die Nasen der b  der Türkei lebenden Europäer 
drang, erschienen zwei ausführliche Berichte. Das 
ebe Buch war ebe Veröffentlichung der briti­
schen Regierung mit dem Titel „The Treatment of 
the Annemans in the Ottoman Empire 1915-16“. 
Das andere Werk, eb „Bericht über die Lage des 
armenischen Volkes b  der Türkei“, hatte der 
deutsche Armenierfreund Johannes Lepsius zu­
sammengestellt. Beide Bücher lassen auf eine kalt­
blütige Planung schließen, die zur völligen Aus­
rottung der Armenier führen sollte.

Der amerikanische Botschafter Henry Morgen- 
thau und der b  der Türkei dienende österreich­
ungarische General Pomiankowski behaupten 
beide das gleiche b  ihren Memoiren. Hier nur 
zwei Zitate aus deutschen Konsularberichten: 
Dem Konsul b  Aleppo habe eb türkischer Beam­
ter erklärt: bN ohs voulons une Armenie sans Ar­
meniens.* Und b  Erzurum bestätigte „ebe maß­
gebliche Persönlichkeit“ dem Konsul: „Die Arme­
nier müssen ganz ausgerottet werden, so daß es 
nach dem Krieg keine Armenier in der Türkei 
mehr gibt.“ Auch der Russe Andrej Mandelstam 
schreibt von der „systematischen Vernichtung der 
Armenier auf Befehl der Regierung".

3 Welchen Grund hatten die Ottomanen, 
ihre armenische Minderheit mit b  moder- 

•  ner Zeit beispielloser Unmenschlichkeit zu 
behandeln? Weil sie im Wege stand. Durch ihren 
entschlossenen Nationalismus blockierten sie, po­
litisch wie auch geographisch, den Weg, den die 
Türken zur Verwirklichung ihrer eigenen nationa­
listischen Ziele gehen wollten.

Die regierenden Jungtürken b  der Vorkriegszeit 
wollten das alte, korrupte, bankrotte, von Auslän­
dern erpreßbare Reich umstrukturieren. Wahr­
scheinlich hätte es genügt, wenn sich die Armenier 
hätten türkifizieren lassen, wie es schon früher an­

dere Völker getan hatten und heute b  der Türkei 
noch mit den Kurden versucht wird. Sprache, Re­
ligion und jahrtausendealte Traditionen hätten die 
Armenier aufgeben müssen. Dann wäre die physi­
sche Vernichtung nicht erforderlich gewesen.

Die Ideologie der Jungtürken lehnte den Rassis­
mus, also Verfolgung aus biologischen Gründen, 
ausdrücklich ab. Sprache und Kultur machen den 
Türken, nicht die Rasse. Dieses Denken zeigte 
sich gelegentlich während der Deportationen. 
Manchmal holten die Peiniger gefällige junge 
Frauen und K bder aus den Kolonnen, um sie bei 
sich zu Hause als Muselmanen weiterleben zu las­
sen. In einigen wenigen Fällen stand den Arme­
niern der formelle Obertritt zum Islam offen. Im 
ganzen jedoch waren sie nicht assimilierbar.

Im Jahre 1913, vor eber Versammlung eber 
politischen Organisation, dem Komitee für Eb- 
hdt und Fortschritt (KEF), erklärte der promi­
nenteste Jungtürke, Enver Pascha, die Mbderhei- 
ten seien nunmehr ebe „quantite nigligeable*. 
Diese Erklärung legten kurdische und tscherkessi-

Das Triumvirat der Vernichtung

Talat Pascha

sehe Banditen, die ohnehin mehr oder weniger 
ungestraft armenische Dörfer überfielen, als Frei­
brief aus.

Nach Kriegsbeginn war Deutschland die ebzige 
Auslandsmacht, die einen bedeutenden Einguß auf 
die Hohe Pforte ausübte. Rußland, England und 
Frankreich, die nominellen Beschützer der christ­
lichen Minderheiten, konnten der neuen Mbder- 
heitspolitik nur noch machtlos Zusehen. Die In­
itiative zur Vernichtung und ihre Ausführung 
gbgen von der KEF aus. Diese Organisation war 
die eigentliche Macht im Reich. Aus dem Hbter- 
grund traf die „vielköpfige Hydra, die keber zu 
vernichten vermochte“, so eb deutscher Diplo­
mat, alle wichtigen Entscheidungen. Die Befehls­
kette für die Vernichtung begann bei der KEF- 
Exekutive b  der Hauptstadt, lief zu den KEF- 
Ortsverbänden und von dort an die Regierungsbe­
amten am Ort.

Als die Vernichtung ihren Höhepunkt erreicht 
hatte, erklärten die Ententemächte ihre Absicht, 
die Verantwortlichen vor Gericht zu bringen. 
1919 begann eb halbherziger Prozeß. Ebe Rebe 
führender KEF-Mitglieder wurde zu Gefängnis­
strafen verurteilt. Über das Führungstriumvirat — 
Enver, Talat und Djemal — verhängte man die 
Todesstrafe, b  deren Abwesenheit, denn sie wa­
ren mit deutscher Hilfe schon längst außer Reich­
weite.

Am Ende sorgten die verzwickten politischen 
Verhältnisse der Nachkriegszeit dafür, daß auch 
die anderen Verurteilten fast völlig unbestraft da­
vonkamen. Talat Pascha, der allgemeb als Urhe­
ber der Vernichtung galt und sich vor Botschafter 
Morgenthau brüstete, er habe zur Lösung der Ar­
menier-Frage b  drei Monaten mehr geleistet als 
Sultan Hamid in dreißig Jahren, war nach Berlin 
entkommen. Dort lebte er mit seber Frau in der 
Nähe des Bahnhofs Zoo, bis er im März 1921 der 
Kugel ebes jungen armenischen Rächers zum Op- 
fer fiel.

4 Unter den alten Ottomanen genossen die 
Armenier weitgehende Autonomie im Kui- 

•  tur- und Gesellschaftsbereich. Feste Rechte 
hatten sie jedoch nicht, wie die Massaker der 
neunziger Jahre beweisen. Diese Blutbäder waren 
weder unprovoziert noch unerwartet. Sie folgten 
als Vergeltung der Regierung für die Unruhen, die 
verschwörerische armenische Gruppen ausgelöst 
hatten. In der Absicht, den nie endenden Aus­
plünderungen der Bergbanditen und der Willkür 
des despotischen Sultans eb Ende zu setzen, sag­
ten die Verschwörer Ende des Jahrhunderts der 
Hohen Pforte den Kampf an. Bald wurde der Ter­
rorismus zu ihrer Hauptwaffe.

Es ist schwer zu sagen, was bei dieserWRrro- 
risten größer war: ihre politische Naivität oder 
ihre Unverantwortlichkeit. Ihre Strategie, so ein­
fach wie kaltblütig, war, durch Terrorismus den 
Staat zu gewaltigen Gegenschlägen an das armeni­
sche Volk zu provozieren. Dadurch werde die 
Weltöffentlichkeit die hoffnungslos exponierte 
Lage der ottomanischen Armenier erkennen. Aus 
Solidarität mit ihren christlichen Brüdern in Asien 
würden dann die europäischen Mächte die Hohe 
Pforte zu durchgreifenden Verbesserungen 
zwingen.

Frühere Gespräche der Großmächte über Ar­
menier-Reformen nahmen die Verschwörer als 
bare Münze. Sie sahen nicht, daß im grand jeu der 
Großmächte ihr kleines Volk nur eine sehr unbe­
deutende Nebenrolle hatte. Ihre Möglichkeiten, 
auf die Politik der Großmächte einzuwirken, hat­
ten sie ebenso maßlos überschätzt wie die Bereit­
schaft der Europäer, sich für Menschenrechte ein­
zusetzen. Von vornherein hatte die Strategie des 
Terrors keine Chancen auf Erfolg. Sicher nur, 
daß das Volk zahlen mußte.

Zu Kriegsbeginn bemühten sich die offiziellen 
Vertreter der Armenier, ihre Treue zum Reich 
glaubhaft zu machen. Diese ohnehin fast unmögli­
che Aufgabe wurde durch russische Armenier un­
tergraben, die ihre Brüder jenseits der Grenze 
zum Aufstand gegen die Hohe Pforte aufhetzten 
oder gar aufriefen, das Land zu verlassen, um auf 
der Seite der Russen zu kämpfen. Einige Armenier 
folgten dem Ruf über die Grenze. Wahrscheinlich 
waren es nicht viele, aber unter ihnen befanden 
sich Personen von Rang und Einfluß.

Ferner wußten die Jungtürken, daß viele Arme­
nier den Sieg der Ententemächte wünschten. Das 
ganze Volk als unzuverlässig, sogar verräterisch 
darzustellen, fiel ihnen leicht. Zwar haben armeni­
sche Schriftsteller versucht nachzuweisen, daß 
vom Volk als Ganzem keine Gefahr drohte. Ob­
jektiv mag das richtig gewesen sein. Aber der Au­
genschein sprach damals gegen die Armenier.

Im Frühjahr 1915 brach ein Aufstand der Ar­
menier im Van-Gebiet aus. Der Tat­
bestand zu diesem Schlüsselereignis 
ist noch unklar. Armenier behaupten, 
sie hätten in Selbstverteidigung zu ih-
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ren Waffen gegriffen. Nach türki­
scher Auslegung war der Aufstand 
der Wegbereiter für die vorstoßende 
russische Armee. Etwa vier Wochen 
lang dauerte der Aufstand, bis die 
anrückenden Russen den Abzug der 
Türken erzwangen. Die russischen 
Einheiten bestanden hauptsächlich 

Armeniern. Sobald der Wider-aus
stand versickerte, überfielen die Rus­
sen muselmanische Dörfer. Viele 
Tausende sind dem Massaker zum 
Opfer gefallen. Natürlich nahm da- »

\ nach der Armenierhaß zu, wie auch 
der Ruf zur Rache anschwoll. Daß «
die Van-Rebellion die dringend an 

l der Front benötigten Truppen so 
i lange festhielt, machte das Maß voll.

Auch wenn also die Armenier 
keine unschuldigen Lämmer waren,

{ rechtfertigt diese Tatsache das gigantische Verbre­
chen am armenischen Volke nicht im geringsten. 
Es lassen sich überhaupt kein Umstand und keine 
Provokation vorstellen, die einen Völkermord 
rechtfertigen oder entschuldigen können. Es gab 
Deutsche, die der Meinung waren, die Armenier 
hättei^nur geerntet, was sie säten. Talat ge- 
braufl) keine kläglichen Ausflüchte. Vom Berli­
ner Mgeblatt später befragt, warum so viele un­
schuldige Menschen zusammen mit den Schuldi­
gen sterben mußten, antwortete er, Unschuldige 
könnten sich eines Tages zu Schuldigen entwic­
keln. Letztlich ist aber die Frage der Provokation 
sekundär. Die zweifelhafte Treue der Armenier 
erleichterte den Jungtürken nur das, was ohnehin 
schon beabsichtigt war. Der Krieg bot die Gele* 
genheit und die Methode dazu.

Wie viele Armenier bei dem Völkermord ums 
Leben kamen, ist ungewiß. Wahrscheinlich fand 
eine Million Menschen aus einer Gesamtbevölke­
rungszahl von achtzehn Millionen den Tod. Nach 
der physischen Vernichtung folgte die kulturelle 
Ausradierung. Heute zeigt die Landkarte keine ar­
menischen Ortsnamen mehr. Auch die Denkmäler 
der armenischen Vergangenheit sind verschwun­
den oder verfallen.

gehen. Bei Deutschland, der einzigen Macht, die 
den Armeniern helfen konnte, sprachen alle prag­
matischen Überlegungen gerade gegen eine solche 
Hilfe. Nur die Menschlichkeit sprach dafür, aber 
diese Stimme war zu schwach, um die Schallmauer 
der Realpolitik zu durchbrechen.

Die Haltung der deutschen Botschaft in Kon­
stantinopel zu den Armeniern war von vornherein 
ablehnend. Botschafter Hans von Wangenheim 
hielt auch in der schlimmsten Zeit an der Nicht­
einmischungspolitik fest. Der Marineattache, Kor­
vettenkapitän Hans Humann, in der Türkei gebo­
ren und eng mit dem „kleinen Napoleon“ Enver 
befreundet, war Wangenheim eine starke Stütze. 
Bei diesen beiden Männern stießen die Armenier 
nicht nur auf kalte Verschlossenheit, sondern auch 
auf aktive Gegnerschaft.

Im Oktober 1915 richteten deutsche Angehö­
rige der Technischen Schule in Aleppo eine Mah­
nung an das Auswärtige Amt: Wenn nicht sofort 
durchgreifende Schritte zur Linderung der Not 
der überlebenden Deportierten unternommen 
würden, werde der Ruf der Deutschen in Asien 
schwer beschädigt. Bei der dortigen arabischen 
Bevölkerung werde erzählt, die Armenier-Verfol­
gungen seien „die Lehre der Deutschen“. Die An­
klage wurde in Frankreich in Zeitungsartikeln und 
einem Buch, „Methode allemande, ex^cution 
turque", aufgenommen. Auch in England wurde 
sie wiederholt.

Im Kriegsjahr 1915 verlangten die deutschen In­
teressen unbeugsame Passivität in der Armenier 
frage. Gleich zu Beginn, als die armenischen Sol­
daten entwaffnet wurden, standen die deutscher 
Militärberater, die für diese Soldaten verantwort 
lieh waren, kritiklos beiseite. Als die Vernichtung 
im vollen Gang war, protestierte der deutsch« 
Botschafter nur, um den Schein zu wahren, be 
der Hohen Pforte. In Berlin erklärte Arthur Zim­
mermann, Unterstaatssekretär des Auswärtiger 
Amtes, einer Versammlung besorgter Zeitungsre­
dakteure, man dürfe dem Waffenbruder nicht der 
eigenen Willen aufzwingen.

Und selbst diese Worte verdrehten die Wahr­
heit, da auch der Wille fehlte, den Armeniern zt 
Hilfe zu kommen. Hie und da haben einzelne 
Deutsche getan, was sie konnten, aber ihre Mög­
lichkeiten waren sehr beschränkt. Nur einmal kam 
es zu einem bedeutenden Eingriff: Als die Depor­
tationen in Izmir begannen, befahl der Oberkom­
mandant der Region, der deutsche General Otto 
Liman von Sanders, dem türkischen Gouverneur  ̂
die Aktion sofort abzubrechen. Er, Liman, könne 
nicht dulden, daß die Bewegungsfreiheit seiner 
Armee durch endlose Menschenkolonnen beein­
trächtigt werde, und sei bereit, seine Truppen ein­
zusetzen, sollte der Gouverneur seinen Anord­
nungen nicht Folge leisten. Dieses entschlossene 
Handeln hat das Leben Tausender von Armeniern 
gerettet und stand im starken Kontrast zur Politik 
der deutschen Botschaft.

5 Das Reich der Ottomanen hatte einen pro­
minenten Platz in den wachsenden impe-

«
alistischen Bestrebungen des wilhelmini- 
jutschlands. Nicht nur als riesiger, poten-

Djemal Pascha

tieller Abnehmermarkt, sondern auch als Tor zu 
Persien, Afghanistan und schließlich zum fabelhaf­
ten Indien. Mit der Türkei fest in deutschen Hän­
den konnte man dem Engländer, der zur See un­
besiegbar war, seine Vormachtstellung im Orient­
handel durch eine Landstraße streitig machen.

Am Vorabend des Krieges betrugen die deut­
schen Investitionen in der Türkei fast soviel wie 
die der Engländer und Franzosen zusammenge­
nommen. Deutsche Offiziere bekleideten die 
höchsten Posten in der Armee des Sultans. Krupp 
und Mauser lieferten Waffen, die Deutsche und 
die Dresdner Bank hatten Schlüsselrollen im wirt­
schaftlichen Leben der Türkei. Siemens baute. 
Deutsche Politiker, Geschäftsleute und Militärs 
waren sich darin einig, daß die Integrität des Ot- 
tomanischen Reiches im Interesse Deutschlands 
erhalten bleiben müsse.

Während des Krieges war es die Aufgabe der 
Ottomanen, dem deutschen Heer Bewegungsfrei­
heit zu verschaffen, indem sie die Russen in 
Schach hielten. Die stete Sorge, daß die Türken 
einen separaten Frieden schließen würden, gab 
Berlin weiteren Grund dafür, mit dem empfindli­
chen Waffenbruder besonders nachsichtig umzu-

Die wohl wichtigste dieser Beschuldigungen, 
weil aus einer neutralen Ecke kommend, war die 
des amerikanischen Botschafters in Konstantino­
pel, Henry Morgenthau. Ihm habe der deutsche 
Admiral von Usedom bestätigt, daß die Deporta­
tionspläne deutschen Ursprungs seien. Sicherlich 
haben Vorträge, die Paul Rohrbach und der alte 
Türkei-Kenner, Feldmarschall Colmar Graf von 
der Goltz, in den Vorkriegsjahren gehalten hatten, 
diesen Eindruck bekräftigt. Beide Redner sprachen 
sich dafür aus, die Armenier aus ihrer Heimat zu 
entfernen und sie entlang der Strecke der neuen 
Bagdadbahn anzusiedeln.

In dem damals herrschenden geistigen Klima, 
wo man ungeniert über die „Lebensfähigkeit“ 
oder gar den „LebenswertM dieses oder jenes klei­
nen Volkes diskutierte, war die Idee, Menschen­
gruppen wie Schachfiguren zu verschieben, nicht 
besonders radikal. Der soziale Darwinismus hatte 
einen breiten Kreis von Anhängern im wilhelmini­
schen Deutschland. Doch die Jungtürken brauch­
ten nicht belehrt zu werden. Der Begriff Völker­
umsiedlung (Sürgiin) war den Ottomanen als 
Staatsräson längst bekannt.

Was die Botschaft bei der Hohen Pforte errei­
chen konnte, wenn sie wollte, beweist ein Fall, in 
dem sich Wangenheim für die in Palästina leben­
den Juden einsetzte. Einige Monate nach Kriegs­
anfang befahl der Gouverneur die Umsiedlung al­
ler in der Stadt Jaffa lebenden Juden, etwa 60C 
Menschen. Da sie fast alle die russische Staatsan­
gehörigkeit hatten, erklärte sie der Gouverneur, 
Djemal Pascha, zum Sicherheitsrisiko. Erschreckt 
wandten sich die Juden an die deutsche Botschaft 
und baten um Hilfe. Wangenheim, der, wenn es 
um Minderheitsfragen ging, sonst bei den Junetür­
ken so vorsichtig war, machte sich stark und er­
reichte den Widerruf des Umsiedlungsbefehls. Die 
historische Bedeutung dieses Erfolges konnte er 
damals nicht ahnen. Er hatte den Kern, aus dem 
später der Staat Israel hervorging, bewahrt.

Dieser Erfolg kam bestimmt nicht leicht. Dje­
mal Pascha war einer der mächtigsten Männer des 
Reiches und ebenso allergisch gegen die Einmi­
schung von Ausländern in innere Angelegenheiten 
wie seine beiden Kollegen Enver und Talat. Dabei 
teilte er durchaus nicht die Deutschfreundlichkeit 
der beiden anderen. Allein die Demarche zugun­
sten von Staatsbürgern eines Landes, mit dem die 
Türkei Krieg führte, muß Djemal als sonderbar 
empfunden haben. Hinzu kam, daß sie Angehö­
rige der Zionistischen Bewegung waren, einer Or­
ganisation, deren Ziele die Jungtürken als eine Ge­
fahr für die Integrität des Reiches ansahen.

Wangenheim nahm die große Hürde, weil es 
ihm wichtig war. Das Schicksal der palästinensi­
schen Juden interessierte das Auswärtige Amt nur, 
weil man damit den guten Willen der Juden in den 
damals noch neutralen Vereinigten Staaten gewin­
nen konnte. Die Juden in Jaffa waren eine Brücke 
zu den Juden in New York und Chicago, von de­
nen sich das Auswärtige Amt bedeutende Gegen­
leistungen versprach: In charakteristischer Verken­
nung der Lage hatte Berlin angenommen, daß sich 
die amerikanischen Juden im Krieg für die deut­
schen Interessen einsetzen und dafür arbeiten 
würden, daß Amerika auf der Seite der Mittel­
mächte in den Krieg eintrete oder zumindest sein« 
Neutralität bewahre.
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6 In Deutschland erfuhr die Öffentlichkeit 
über das Schicksal der Armenier nur auf 

•  Umwegen. Die Militärzensur erlaubte 
keine Reportagen, aber Gerüchte über türkische 
Exzesse schwirrten dennoch herum. Soldaten auf 
Heimaturlaub erzählten ihre Erlebnisse. Zu ihnen 
gehörte der Dichter Armin Wegner, der versuchte, 
die Öffentlichkeit wachzurütteln. Zeitungen in 
Dänemark, der Schweiz und die der Entente- 
Presse berichteten über die Greueltaten.

General Kress von Kress^nstein, der an der Su­
ez-Front diente, schreibt in seinen Erinnerungen, 
das deutsche Volk sei aufs, genaueste unterrichtet 
gewesen. Ohne Frage wußten die politischen und 
religiösen Führungsspitzen, was im Gange war. 
Im Oktober, als in der Schweizer Presse ein Hil­
feaufruf für die Armenier, unterschrieben von 
hundert Prominenten, erschien, hielt auch Johan­
nes Lepsius vor dem Reichstag einen Vortrag über 
die Lage der Armenier. Die Vertreter des Volkes 
ließen sich nicht beeinflussen. Lepsius und seine 
Mitarbeiter, so beruhigten sie sich, würden aus 
überspitzter christlicher Besorgtheit übertreiben.

Zu Beginn des Jahres 1916 befaßte sich der 
Reichstag abermals mit den Armeniern. Im April 
verschickte Lepsius 20 000 Exemplare von seinem 
„Bericht über die Lage des armenischen Volkes“ 
an die Mitglieder des Reichstages, an die Kirchen 
und andere meinungsbildende Kreise in Deutsch­
land. Die Bücher, die auf dem Titel die fettge­
druckte Warnung „Streng vertraulich“ trugen, 
sind nur sporadisch angekommen, weil die mei­
sten beschlagnahmt wurden.

Im Herbst 1916 schließlich, als die Deportatio­
nen längst beendet waren und die Nothilfe für die 
Überlebenden am wichtigsten war, wurden die 
beiden deutschen christlichen Konfessionen beim 
Reichskanzler vorstellig und forderten sofortige 
Hilfsaktionen von der Regierung. Doch fehlte es 
ihnen an Entschlossenheit und Durchsetzungsver­
mögen. Sie gaben sich mit Beschwichtigungen zu­
frieden und beugten sich der Staatsräson.

Daß die Diskussion der Armenierfrage in 
Deutschland unterdrückt wurde, ist niemandem 
mehr zu verdanken als Ernst Jaeckh. Zum Aus­
wärtigen Amt hatte dieser tüchtige Draufgänger so 

glänzende Beziehungen, daß ihm als 
Privatmann Durchschriften offizieller 
Korrespondenz zugestellt wurden. Er 
wußte besser als jeder andere in 
Deutschland über , die Vorgänge im 
türkischen Osten Bescheid und ver­
schwieg, verdrehte oder vemied- 

|  lichte, was nach seinem Ermessen der 
3 deutschen Sache nicht dienlich war. 
|  Auch andere, wie seinen vom Gewis- 
|  sen gequälten Freund Paul Rohrbach, 
|  verpflichtete er zum Schweigen. Eine 
|  Weile schwieg Rohrbach. Als seitens 
« der Regierung nichts geschah, schrieb 
|  der beschämte Realpolitiker an 
g Jaeckh, er werde „aufhören, Deut- 
I scher zu sein, im politischen Sinne“.
< Die blinde Treue zum türkischen 
e Waffenbruder überlebte nicht nur 
|  den Krieg, sondern auch die wilhel- 
< minische Regierung. Jaeckh hielt die 

Enver Pascha Grabrede für Talat Pascha auf dem
islamischen Friedhof in Berlin. Auf 
dem Grabe lag' ein Kranz, den das

Auswärtige Amt mit der Widmung geschickt 
hatte: „Einem großen Staatsmann und treuem 
Freund". Und das in der Weimarer Zeit! Später 
mußte sich Jaeckh das Urteil eines Wiener Journa­
listen gefallen lassen: „Er gehört anscheinend zu 
den vielen Deutschen, die während des Krieges 
ihre Menschlichkeit verstaatlicht haben.“

Talat Pascha und einige seiner Kollegen, die 
Schlüsselrollen in der Vernichtung hatten, führten 
drei Jahre lang ein ruhiges Leben in Berlin, bis die 
Selbstjustiz der Armenier sie einholte. Der Prozeß 
gegen Talats Mörder im Juni 1921 war eine inter­
nationale Sensation. Der Täter, dessen Eltern und 
Geschwister getötet worden waren und der selber 
nach einem Beilhieb auf dem Weg für tot liegen­
gelassen wurde, hatte einige der fähigsten Anwälte 
Deutschlands als Verteidiger. Lepsius und Liman 
von Sanders gehörten 
zu den Zeugen. Zum er­
stenmal wurde öffent­
lich über die grausamen 
Details der Armenier­
verfolgungen gespro­
chen und die Frage der 
deutschen Mitverant­
wortung erörtert. Der 
Prozeß endete mit Frei­
spruch aufgrund der 
„Störung der Geistesfä­
higkeit" des Täters, eine 
bewährte Handhabung 
jener Fälle, wo der An­
geklagte schuldig ist, 
aber das Gericht ihn 
nicht verurteilen will.

Bemerkenswert war 
die Kürze des Verfah­
rens. Innerhalb von 
zwei Tagen wurde der 
verwickelte Prozeß be­
endet. Der Eindruck, daß eine unsichtbare Hand 
dafür sorgte, den Fall schnellstens abzuwickeln, 
wird durch das Verhalten der Presse und der Poli­
zei bekräftigt. Niemand war den vielen Indizien, 
daß der Täter, wie wir heute wissen, nicht allein 
gehandelt hatte, nachgegangen.

Wessen Hand beschwichtigte, zeigt ein Brief 
des Auswärtigen Amtes an den preußischen Ju­
stizminister. „Es sei zu befürchten", schreibt der 
Leiter der Politischen Abteilung, daß „durch Auf­
rollung einer ganzen Anzahl politischer Fragen in 
der Öffentlichkeit allergrößtes Aufsehen [erregt 
wird, und daß] eine Störung der öffentlichen Ruhe 
zu befürchten ist. . . Vielleicht wird die Verteidi­
gung sogar versuchen, auf die Stellungnahme der 
deutschen Regierung zu diesem Armeniergreuel 
einzugehen . . .  Eine Diskussion dieser ganzen 
Angelegenheit im gegenwärtigen Augenblick [wä­
re] außerordentlich unerwünscht.“

Inzwischen haben die Vereinten Nationen und 
das Europäische Parlament den Völkermord an 
den Armeniern anerkannt. Vor kurzem hat sich 
der amerikanische Kongreß erneut mit dem Ent­
wurf einer Anerkennungserklärung befaßt und ihn 
wie früher abgelehnt. Das erfolgreiche Gegenargu­
ment klingt wie ein Echo aus früheren Zeiten: 
Man müsse auf den türkischen Waffenbruder (hier 
der Nato-Partner) Rücksicht nehmen . ..

Der Autor ist Professor für Ethnologie und Inter­
nationale Studien / Pace Universität, New York

Rettete Tausenden das 
Leben: General 
Liman von Sanders
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Todesmärsche nach Mesopotamien
Vor 75 Jahren begannen die Deportationen der Armenier im Türkischen Reich /

Von Wolfgang Günter Lerch

Vor wenigen Tagen haben Vertreter der 
Türkei und Großbritanniens zusammen 
mit Veteranen aus allen beteiligten Armeen 
jener Schlacht gedacht, die zu Beginn .des 
Ersten Weltkriegs auf der schmalen Halb­
insel Gallipoli, am „Hellespont“ der Alten, 
ausgetragen wurde. Doch über den teils 
pathetischen, teils stolzen Worten des 
Gedenkens geriet nahezu in Vergessenheit, 
daß sich zum selben Datum auch der 75. 
Jahrestag des Beginns jener blutigen Ereig­
nisse jährte, die als „Armeniermassaker“ 
oder „Genozid an den Armeniern“ in die 
Geschichte eingegangen sind. Durch die 
jüngsten Entwicklungen im Transkaukasus, 
wo ebenfalls Armenier und (aserbaidscha- 

ische) Türken aufeinanderprallten, haben 
iese Geschehnisse noch eine zusätzliche 

Aktualität erhalten.
Am 24. April des Jahres 1915 begannen 

die Osmanen, damals geführt von dem 
jungtürkischen Triumvirat Enver Pascha, 
Talaat Pascha und Dschemal Bey, mit einer 
Verhaftungswelle unter armenischen Intel­
lektuellen und Politikern (die später ermor­
det wurden) in Istanbul. Dies war der 
Auftakt zu Massendeportationen, denen 
am Ende mehr als eine Million Armenier 
zum Opfer fallen sollten. Vorhaltungen des 
deutschen Verbündeten der Türken, etwa 
des Botschafters von Wangenheim, die 
zudem relativ zaghaft vorgebracht wurden, 
fruchteten nichts. Ebensowenig war der 
Kriegsminister Enver -  Franz Werfel 
beschrieb die Szene in seinem Buch „Die 
vierzig Tage des Musa Dagh“ in dichteri­
scher Ausschmückung ergreifend -  bereit, 
etwa den Bitten von Johannes Lepsius zu 
entsprechen und mit den Verschleppungen 

^aufzuhören. Lepsius, protestantischer Pfar­
r e r  und Sohn des berühmten Ägyptologen 

Richard Lepsius, war Gründer der 
Deutsch-Armenischen Gesellschaft und do­
kumentierte die folgenden Geschehnisse 
gewissenhaft und voller Engagement für die 
armenische Sache.

Schwerpunkte der Massaker wurden die 
östlichen Gebiete der Türkei, die in der 
Literatur als die „sechs armenischen V«Iay- 
ets“ aufscheinen. Für die Armenier slftd5ie 
„Westarmenien“. Dort wurden Hundert­
tausende von Christen aus Städten und 
Ortschaften vertrieben, zu Trecks zusam­
mengepfercht, deren Ziel die Wüsten 
Mesopotamiens und Syriens waren. Was 
auf diesen Trecks geschah, haben nicht nur 
die Konsuln und Botschafter westlicher 
Mächte, denen man türkenfeindliche oder 
christliche Voreingenommenheit vorwerfen 
könnte, in ihren Berichten beschrieben, 
sondern auch Offiziere, die in der mit dem 
Osmanischen Reich verbündeten deutschen 
Armee die Vorgänge an Ort und Stelle 
beobachten konnten. Neben Johannes Lep­

sius, der die grauenhaften Massaker in 
seinem Buch „Der Todesgang des armen­
ischen Volkes“ und in dem Werk 
„Deutschland und Armenien“ festgehalten 
hat, war es vor allem der Schriftsteller 
Armin T. Wegener, der wiedergab, was er 
an Greueltaten sah. Auch seine Versuche, 
die Öffentlichkeit in Deutschland wie in der 
übrigen Welt wachzurütteln, fruchteten 
nicht. Die Armenier, Männer, Frauen und 
Kinder, wurden auf ihren Zügen oder in 
den Lagern zwischen 1915 und 1917 von 
türkischer oder kurdischer Soldateska er­
schlagen; oder sie verhungerten zu Tausen­
den in den unfruchtbaren, menschenfeindli* 
chen Gegenden, in die man sie verschickt 
hatte.

Dabei hatten Türken und Armenier 
lange Zeit friedlich zusammengelebt. Im 
Osmanischen Reich stellten die Türken 
meistens die Soldaten (Angehörige nicht- 
islamischer Glaubensgemeinschaften waren 
als die „Schutzbefohlenen“ des Islams vom 
Kriegsdienst befreit) und die „ulema“, die 
islamischen Schriftgelehrten, während Han­
del und Wandel in den Händen von 
Armeniern und Griechen lagen. Die Arme­
nier sahen sich wegen ihrer vielseitigen 
Begabungen sehr geschätzt. Ein Wende­
punkt wurden die neunziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts, als das Osmanische 
Reich von Sultan Abdülhamit II. regiert 
wurde. Der Padischah, selbst Sohn einer 
Armenierin, der Haremsfrau Tirimüjgan, 
war Panislamist und versuchte, das ausein­
anderstrebende Vielvölkerreich mit Klug­
heit, Verschlagenheit und auch Brutalität 
zusammenzuhalten. Er gründete eine vor­
nehmlich im Osten Anatoliens operierende 
Miliz, die nach seinem Namen „Hamidiye“ 
genannt wurde. Die Hamidiye bestand vor 
allem aus Kurden. Mit der Schaffung dieser 
bewaffneten Macht schlug der Sultan, wie 
er glaubte, zwei Fliegen mit einer Klappe: 
Er spannte die zu politischer Unruhe 
neigenden Kurden für die Osmanen ein 
und nutzte die Rivalitäten zwischen Kur­
den und Armeniern aus, um mögliche 
nationale Umtriebe und Aspirationen unter 
den letzteren niederzuhalten. Es war eine 
Zeit, in der sich nicht nur auf dem Balkan, 
sondern auch in den asiatischen und 
afrikanischen Besitzungen des einst mächti­
gen Türkischen Reiches sezessionistische 
Bewegungen immer heftiger und teilweise 
auch gewaltsam zu Wort meldeten.

Unter Abdülhamit, nicht erst nach 
seinem Sturz, kam es zu den ersten 
Armenierverfolgungen, die etwa in Kili- 
kien, dem ehemaligen Kernraum des 
mittelalterlichen Kleinarmenischen Rei­
ches, aber auch in Konstantinopel und 
anderen Gegenden Anatoliens, mehrere 
hunderttausend Opfer forderten. Diese

Politik gewaltsamer Unterdrückung, die 
dem Herrscher unter den europäischen 
Mächten den wenig schmeichelhaften Bei­
namen des „roten Sultans“ einbrachte und 
die zunächst auch von den Jungtürken 
bekämpft wurde, fand nach dem Sturz des 
Autokraten ihre konsequente Fortsetzung. 
Im April 1909 kamen in Kilikien etwa 
30 000 Armenier ums Leben. Doch diese 
Aktionen sollten nur das Vorspiel für die 
viel grauenhafteren Massaker des ersten 
Weltkriegs sein.

Die Türkische Republik, von A tatürk in 
bewußter Antithese zum alten Sultanat 
gegründet und für die Vorgänge gar nicht 
direkt verantwortlich, reagiert gleichwohl

bis heute gänzlich ablehnend auf die 
Anschuldigungen der Armenier. Entgegen 
kam der Haltung der Türken in den 
siebziger und frühen achtziger Jahren der 
aberwitzige Terror der armenischen Un­
tergrundorganisation „Asala“, die vom 
Libanon aus eine terroristische Hexenjagd 
auf türkische Diplomaten überall in der 
Welt unternahm. Doch das kann kein 
Hindernis sein, sich mit diesen histori­
schen Ereignissen zu beschäftigen, zumal 
diese in die Tagesaktualität hineinreichen.

Nach Zeiten des Ableugnens sind nun 
türkische Historiker in die „Offensive“ 
gegangen. Sie versuchen sich in einer zum 
Scheitern verurteilten historischen Apolo­
gie, die auch mit dem Argument arbeitet, 
die Armenier bekämen als Christen von 
den christlichen Staaten des Westens
immer recht; für die türkische Seite habe 
man kein Ohr. Folgt man den Yersionen 
etwa von Mim Kemal öke oder Türkkaya 
Ataöv, so hat es sich bei den Armenier­
massakern nicht um einen geplanten 
Genozid gehandelt, sondern um D eporta­
tionen, die aus Gründen, die djer Krieg 
vorgab, notwendig und unvermeidlich 
waren. Die Argumentation lautet ungefähr 
so: Das Osmanische Reich, im Krieg 
schwer bedrängt, von armenischen Terror­
gruppen und Aufständischen im Inneren 
bedroht, habe um seiner Sicherheit willen 
die „Fünfte Kolonne“ der Armenier 
deportieren müssen. Die türkischen Histo­
riker verweisen au f das Zusammenspiel 
radikaler Armenier mit dem feindlichen 
Rußland oder den westlichen Mächten, sie 
Führen Anschläge armenischer Terroristen 
(etwa auf die Banque Ottomane) und 
Aufstände (wie den von Van) am, um die 
Maßnahmen der Jungtürken zu „rechtfer­
tigen“. Johannes Lepsius hat freilich schon 
überliefert, daß der deutsche Botschafter 
einem osmanischen Verantwortlichen, der 
diese „G ründe“ nannte, zur Antwort gab, 
in einem Rechtsstaat bestrafe man allen­
falls die Schuldigen, nicht aber ein ganzes 
Volk. , ,  . ^ 4
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Prozeß
gegen
die PKK
Im größten „Terroristenprozeß” 
in der Geschichte der Bundesre­
publik, wie Generalbundesan­
walt Rebmann das Verfahren ge­
gen die 18 Kurdinnen und Kur­
den nannte, fielen erste Ent­
scheidungen. In dem Verfahren 
vor dem Oberlandesgericht 
Düsseldorf wurde, nachdem be­
reits 2 Kurden Haftverschonung 
erhalten hatten, am 30. Ver­
handlungstag das Verfahren ge­
gen einen der Angeklagten ein­
gestellt, sieben weitere erhielten 
Haftverschonung. Auch der Ple­
xiglaskäfig, der die Angeklagten 
bisher im Gerichtssaal von den 
übrigen Prozeßbeteiligten 
trennte, wurde abgebaut.

Z
weifellos ist das ein Erfolg der öf­
fentlichen Bewegung gegen diesen 
Prozeß. Vor allem sorgten tausende 

von Kurdinnen und Kurden aus der gesam­
ten BRD mit ihrem Engagement und ihrer 
ständigen Präsenz vor dem Düsseldorfer 
Sicherheitstrakt und im Gerichtssaal für 
Öffentlichkeit. Auch die zunehmende Zahl 
der kritischen westdeutschen Beobachter 
bis hinein in die liberalen M edien und mas­
sive Proteste aus anderen Staaten nahmen 
Einfluß auf den Prozeßverlauf. Doch dieser 
Erfolg ändert nichts an der Tatsache, daß 
die Verteidungsrechte weiterhin stark ein­
geschränkt sind und nach wie vor gravie­
rende Übersetzungsprobleme bestehen. 
Noch immer sind acht Angeklagte unter ex­
trem en Bedingungen in Untersuchungs­
haft (Isolation, Zeitungsverbote). Offen­
sichtlich spekuliert man darauf, daß der in­
ternationale Protest durch wenige Zuge­
ständnisse im Verfahrensbereich abge­
schwächt werden kann. Das eigentliche 
Ziel, eine ausländische Befreiungsorgani­
sation nach Paragraph 129a zu kriminali­

sieren , besteht weiter. D aher halten Bun­
desanwaltschaft und Gericht hartnäckig an 
dem  A nklagekonstrukt fest, mit dem  die 
Durchführung dieses Prozesses vor einem 
bundesdeutschen Gericht steht und fällt.

Das Anklagekonstrukt
Nur vordergründig geht es im PKK (kurdi­
sche A rbeiterpartei) -Prozeß um angebli­
che Freiheitsberaubungen und M orde aus 
den Reihen der PKK gegen „Abtrünnige” 
in der BRD. Selbst die Bundesanwaltschaft 
bringt nur vier der Angeklagten in unmit­
telbaren Zusam m enhang mit den M ord­
vorwürfen. Die meisten müssen sich neben 
dem  Vorwurf der „Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung” (§ 12 9a StGB) 
wegen geringen Einzeltatvorwürfen ver­
antworten, wie z.B. Urkundenfälschung 
durch Verwendung eines falschen Passes. 
Noch 1985 verurteüte das Landgericht 
D arm stadt einen der heute in Düsseldorf 
Angeklagten wegen eines M ordes als E in­
zeltäter ohne politischen Zusammenhang. 
Die Bundesanwaltschaft versucht nun, die­
sen M ord nach § 129a zur Anklage zu brin­
gen.
Was zwischen ’85 und heute geschehen ist, 
daß es zur Konstruktion einer „terroristi­
schen Vereinigung” kommten konnte, ver­
deutlicht die Chronologie der Ereignisse: 
Im O ktober ’86 traf sich G eneralbundesan­
walt Rebmann mit dem türkischen Bot­
schafter. Beide erklärten, man wolle den 
„gemeinsamen Kampf gegen den Terroris­
mus” verstärken. Zu diesem Zeitpunkt war 
das türkische Regime durch den Befrei­
ungskampf in Nordwestkurdistan (Südost­
türkei) in erhebliche Bedrängnis geraten 
und wurde auch mit Hinrichtungen, Folter 
und Massenprozessen nicht mehr H err der 
Lage. Am 01.01.1987 trat das neue, von 
Rebmann maßgeblich forcierte „Terroris- 
musgesetz” in Kraft. Es sieht erhebliche 
Ausweitungen des § 129a StGB bis hin zur 
Möglichkeit der Kriminalisierung von 
Streiks als „terroristisch” vor. Weiter stellt 
der § 120 Gerichtsverfassungsgesetz erst­
mals eine Ausweitung der Zuständigkeit 
des Generalbundesanwalts (und damit 
auch des BKAs) auf Katalogtaten dar, die 
geeignet sind die „äußere Sicherheit” der

—  Kurdenprozeß-----

Bundesrepublik bzw. der Nato-Truppen zu 
beeinträchtigen. V ier Tage später erstellte 
das BKA den ersten Vermerk zur Einlei­
tung des Erm ittlungsverfahrens wegen 
Verdachts von „terroristischen Straftaten” 
aus der PKK in der BRD. Seit diesem Tag 
sind Razzien in W ohnungen von Kurdin­
nen und Kurden in der BRD, Beschlagnah­
mung von M aterialien und Geld sowie Fest- 
nahm en an der Tagesordnung. K ontakt- 
und Zeitungsverbote, selbst H ausarrest 
nach dem Ausländergesetz wurden ver­
hängt. Ab diesem Z eitpunkt läßt sich G ene­
ralbundesanwalt Rebm ann auf jeder seiner 
„Pressekonferenzen über die terroristi­
sche“ PKK aus, ohne daß auch nur die E r ­
mittlungen über geringe A nsätze hinausge­
kommen sind. Die Verfassungsschutzäm­
ter widmen sich der PKK als „verfassungs­
feindlicher A usländerorganisation“. Allge­
mein wird in den bürgerlichen M edien von 
zunehm ender terroristischer G efahr durch 
A usländerorganisationen gewarnt. Das 
Bundesinnenministerium nützt die auslän­
derfeindliche Stimmung, um die aus ihrer 
Sicht notwendigen Verschärfungen im 
Ausländergesetz voranzutreiben.
Bereits im Februar 1988 begannen die Pla­
nungen für einen umfangreichen Um bau 
des Sondertrakts im Polizeikasemengelän- 
de in Düsseldorf. Die acht Millionen DM  
teure Gerichtsfestung sollte sogar gegen 
Luftangriffe geschützt werden. Im O ktober 
1988 mündete die schon vorhergegangene 
Stigmatisierung der PKK als „terroristische 
Vereinigung“ in einer Anklage. Diese er­
schien trotz großer Mengen beschlag­
nahm ter Schriften und drei Kronzeugen­
aussagen juristisch konfus und fadenschei­
nig. Die BAW (Bundesanwaltschaft) be­
mühte sich, im Rahmen der bisherigen 
Bundesgerichtshofs-Rechtsprechung, eme 
„terroristische” Inlandsteilvereinigung in 
der PKK zu konstruieren. Als Beweis für 
die geheime Teilvereinigung innerhalb der 
PKK mußte ein Sammelsurium von ca. 20 
angeblichen oder tatsächlichen Gremien 
und G ruppen herhalten. Ein Zusam m en­
hang mit der angeblichen Liquidierungsli­
nie der PKK konnte allerdings nicht nach­
gewiesen werden. Laut BAW hatten diese 
Anstrengungen mit außenpolitischen In­
teressen der BRD nichts zu tun, sie dienten



E nde D ezem ber 1988 erhob  die BAW ge­
gen zwei der Kurden eine weitere Anklage. 
Ihnen werden zwei M orde im Guerilla- 
Cam p der A R G K  (dem  bewaffneten A rm  
der PKK) im Libanon zur Last gelegt. E ine 
Erklärung, die den Versuch unternom m en 
hätte, die Anwendung deutschen Straf­
rechts auf Vorgänge im Ausland und im 
Rahm en eines Befreiungskampfes zu 
rechtfertigen, blieb aus. Die Verteidigung 
wies in einer Einwendungsschrift darauf 
hin, daß laut Zusatzprotokoll I von 1977 zu 
den G enfer Abkom m en von 1949 Kriegs­
völkerrecht, auch auf antikoloniale Befrei­
ungskämpfe angewendet werden muß. 
Dies schließt die Beurteilung von Vorgän­
gen auch in Zusam m enhang nach deut­
schem Strafrecht aus. In ihrer Reaktion auf 
diese Einwendungsschrift ließ die BAW 
vollends ihre M aske fallen: Sie behaupteten 
im Stil der gängigen türkischen Regierungs­
propaganda, daß auch die Guerillaaktio­
nen der A RG K  in Nordwestkurdistan 
durchweg „terroristisch” seien und Kriegs- 
völkerrecht deshalb nicht gelten könne. 
U nter diesem  Gesichtspunkt ist es nur noch 
eine Frage der politischen O pportunität, 
ob auch die Guerillaaktionen in Kurdistan 
selbst in der BRD angeklagt werden.

Die umfangreiche Einwendungsschrift der 
Verteidigung, die die juristische U nhaltbar­
keit der § 129a-Anklage vom O ktober
1988 darlegt, veranlaßte die BAW im Juni
1989 zu einer Flucht nach vom: Kurzer­
hand wurde die gesamte PKK in der BRD, 
später sogar die ganze PKK in Europa zur 
„terroristischen Vereinigung” erklärt. D er 
5. Strafsenat des Oberlandesgerichts Düs­
seldorf, hatte trotz dem  offenkundigen hin 
und her der Bundesanwaltschaft keine 
Skrupel, das Verfahren am 31.8.89 mit ei­
ner 3. Varianten der „terroristischen Verei­
nigung“ zu eröffnen: E r behauptet, es sei in­
nerhalb der PKK zur Durchsetzung des A l­
leinvertretungsanspruches und zur Diszi­
plinierung der Parteimitglieder eine mit 
Parteisicherheit, Kontrolle, Nachrichten­
dienst bezeichnete eigene Organisation 
entwickelt worden. Diese reiche vom G ene­
ralsekretär der PKK ö ca lan  über das Zen­
tralsekretariat der Gesam tpartei, das E u­
ropäische Zentralkom itee in Köln, das E u ­
ropäische Exekutivkomitee in Köln, das 
Komitee für Parteisicherheit, Kontrolle 
und Nachrichtendienst beim ZK  in Köln, 
nach Bedarf einberufenen Untersuchungs­
ausschüssen und Parteigerichten, Leitern 
der Parteigebiete bis zu speziellen A rbeits­
gruppen. D er 5. Strafsenat macht dam it 
erstmals in der Geschichte der BRD unmit­
telbar eine angeblich „terroristische” Aus­
landsvereinigung zum Gegenstand eines 
Strafverfahrens. Noch 1982 lehnte dage­
gen der Bundesgerichtshof sogar hinsicht­
lich der ausschließlich aus Deutschen be­
stehenden, neofaschistischen „Wehrsjfcrt- 
gruppe Hoffmann” die Anwendung des § 
129a StGB „aus Rechtsgründen” ab, weil es 
sich um eine Auslandsorganisation mit Sitz 
in Frankreich handle. Damit ist über die er­
wähnte ausgeweitete Verfolgungszustän-

q ig fett von BKA und BAW hinaus nun
auch der § 129a StGB selbst so zugeschnit­
ten worden, daß er prinzipiell gegen jegli­
che ausländische, angeblich „terroristi­
sche” Befreiungsorganisation Anwendung 
fmden kann. Und wie zu vernehmen ist, hat 
die BAW auch schon die Aufstockung ihrer 
Mittel und ihres Personals verlangt, unter 
Berufung auf weitere Erm ittlungsverfah­
ren gegen ausländische Organisationen.

Hintergründe und politische Di­
mension
Das Vorgehen von Bundesanwaltschaft 
und 5. Strafsenat ist nicht Folge irgendeiner 
verschrobenen Festungsmentalität. E s ent­
spricht vielmehr der sicherheitspolitischen 
Linie, die die BRD seit Jahren verfolgt, aus­
baut und international durchzusetzen 
sucht. Das konkrete Interesse (im Fall der 
Türkei und Kurdistan ist greifbar: D er Be­
freiungskampf in Kurdistan, bei dem  nach 
allen vorliegenden Inform ationen die PKK 
die wichtigste politische Kraft ist, ist inzwi­
schen für BRD-Kapital und NATO-Inter- 
essen unerträglich geworden. So wurde 
über die kaum noch verdeckte militärisch­
polizeiliche U nterstützung des türkischen 
Regimes im Kam pf gegen die kurdische 
Guerilla und gegen die kurdische Bevölke­
rung eine westeuropäische Propaganda- 
und Repressionskampagne eröffnet. Spä­
testens dam it wurde aus Strafverfahren ge­
gen Einzeltäter ein § 129a-StGB-Verfahren 
gegen die PKK.
Zugleich konnte die BRD ihre Führungs­
rolle in Sachen Sicherheitspolitik der EG - 
und Europaratsstaaten nun voll zur Gel­
tung bringen. Nach der Bom bardierung 
von Tripolis durch die US-Air Force hatten 
sich insbesondere Genscher und andere 
bundesdeutsche Politiker dam it hervorge­
tan, angesichts der Kritik an der offen völ­
kerrechtswidrigen militärischen Interven­
tionspolitik der USA, klarzustellen, daß  die 
EG -Staaten subtilere Vorgehensweisen 
vorziehen. Das heißt konkret, Befreiungs­
bewegungen unter dem  Terrorismus-Vor­
wurf zu kriminalisieren und die Strafverfol­
gungsbehörden einzuschalten. Die schon 
vor 1986 in diesem Sinne betriebenen Be­
mühungen, die PKK in anderen europäi­
schen Staaten (Schweden, Frankreich, 
Schweiz) zu kriminalisieren, zeigte nur ge­
ringe Erfolge. So der Versuch, für den 
M ord an Olaf Palme die PKK verantwort­
lich zu machen. Es bot sich daher die Z en ­
tralisierung des Vorgehens in der BRD an: 
In keinem anderen westeuropäischen Staat 
gibt es — gewachsen aus den Wurzeln preu- 
ßischer-polizeistaatlicher und faschisti­
scher Erfahrungen — ein solch ausgefeiltes 
Instrumentarium der politischen Krimina­
lisierung wie in der BRD. Nirgendwo sonst 
in W esteuropa läßt sich eine solche Bereit­
schaft einer Sonderjustiz in der Anwen­
dung von sog. Organisationsdelikten fin­
den. Also bei Straftatbeständen, bei denen 
keine fremdschädigende Handlung, son­
dern die bloße Mitgliedschaft in einer (poli­
tische) Organisation verfolgt wird.

--------  Ufi i r r i ^ n n r r > 7 p R  --------

Nicht zu uineisctittizen 
öffentliche Kriminalisierung einer großen 
kurdischen Organisation mit zahlreichen 
Anhängern in der BRD (hier leben ca.
400.000 Kurden), die Verschärfung des 
Ausländer- und Asylrechts erleichtert. G e­
neralbundesanwalt Rebm ann hat in einem 
NRD-Interview angesichts der großen 
Schwierigkeiten seiner Behörde und des 
Gerichts mit diesem Prozeß den abenteu­
erlichen G esetzesänderung vorgetragen. 
Danach sollen in Zukunft allein aufgrund 
einer Anklageerhebung nach § 129 a StGB 
die betroffenen A usländer abgeschoben 
werden können. Dies würde eine Beseiti­
gung der bis zur rechtskräftign Verurtei­
lung geltenden Um schuldungsvermutung 
und eine Liquidierung des Auslieferungs- 
shurtzes für politische Angeklagte und G e­
fangene bedeuten: Im Fall der angeklagten 
K urdinnen wäre dies die Abschiebung in 
die Türkei. D ie A nerkennungsqoute für 
Asylantragssteller in der BRD, die zu ei­
nem großen TeU Kurden sind, ist m ittler­
weile auf 3,2 Prozent gesunken. U nd in den 
Paragraphen 35,36 des neuen A usländer­
gesetztes soll praktich jede oppositionelle 
und antiimperialistische Betätigung verbo­
ten und mit M aßnahm en bis hin zur A b­
schiebung geahndet werden können.
A uf dieser Linie liegt auch die neueste Bun­
desverfassungsgerichtsentscheidung vom 
22.2.90. Sie betraf einen Kurden. D anach 
hat dieser keinen Asylanspruch, da er ter­
roristische Aktivitäten im Heim atstaat un­
terstützt habe und diese Unterstützung in 
der BRD fortsetze.
Es liegt auf der Hand, daß die Bedeutung 
des gegenwärtigen PKK-Verfahrens weit 
über sein unmittelbares Bezugsfeld hinaus­
geht.
Gelingt es Regierung, BKA, BAW und der 
Sondergerichtsbarkeit mit dem  § 129 a- 
Konstrukt und mit der „Libanonanklage" 
durchzukommen, wäre ein entscheidender 
Schritt beim A usbau der westeuropäischen 
Linie gegen Befreiungsbewegung getan. 
Aus diesem G rund greift eine - sicherlich 
begrüßenswerte - liberale Kritik an den 
rechtswidrigen Verfahrensbedingungen zu 
kurz. Ein inhaltlicher Angriff und dam it 
auch eine umfassend wirksame Mobilisie­
rung gegen den PKK-Prozeß in D üsseldorf 
wird nur durch Verstärkung der öffentli­
chen Kritik an der imperialistischen Agita­
tion der BRD in Kuidistan und anderswo 
sowie durch massiven W iderstand gegen 
die Kriminalisierung von Befreiungsbewe­
gungen möglich sein.

M ichael Schubert
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Türkei

Weise
Entscheidung
Ankara knebelt seine Kurden- 
Provinzen, die kurdische 
Guerilla will dafür ihren Terror auf 
die ganze Türkei ausdehnen.

D ie Soldaten stürzten sich auf alles, 
was die Farben Rotgelbgrün trug. 
Sie konfiszierten Schmuck, Schals 

und Pullover. Aus einer Drogerie nah­
men sie sogar importierte Medikamente 
mit, weil die Schachteln mit den drei 
Farben bedruckt waren.

„Wenn es bei uns Verkehrsampeln gä­
be“, meinte Müslüm Yildirim, Bürger­
meister der Stadt Nusaybin nahe der sy­
rischen Grenze, „dann hätten sie die wo­
möglich auch noch verboten.“ 

Rotgelbgrün sind die Nationalfarben 
der Kurden, eines Volkes, das es nach 
offizieller Auffassung der ^irkei gar 
r ’ 1,t gibt, r  - neun Mim en Kurden 
im Land gelten amtlich als „Bergtür­
ken“, ihre Sprache wird von Ankara 
nicht zugelassen.

Seit bald sechs Jahren versucht die 
kurdische Guerillaorganisation PKK 
(Arbeiterpartei Kurdistans) im Südosten 
der Türkei eine Autonomie für ihre 
Landsleute herbeizuschießen. Fast 2500 
Tote forderte der Versuch bisher.

Die Regierung in Ankara suchte die 
PKK-Überfälle als Werk einiger weniger 
Banditen darzustellen, die keinerlei 
Rückhalt im Volk hätten. In den kurdi­
schen Regionen des Landes hat sich 
aber längst eine Massenbewegung ent­
wickelt, die Menschen verlangen Frei­
heit für ihre Sprache und ihre Kultur.

„95 Prozent der Menschen hier unter­
stützen die PKK freiwillig mit Wasser, 
Lebensmitteln und anderen Leistun­
gen“, erklärt Bürgermeister Yildirim, der 
selbst Kurde ist. Beim Begräbnis eines 
PKK-Kämpfers kam es in Nusaybin zu 
Straßenschlachten mit der Armee und 
den von der deutschen GSG 9 ausgebil­
deten Antiterrorkommandos. Es gab ei­
nen Toten und viele Verletzte. Bei Zu­
sammenstößen zwischen Demonstran­
ten und Truppen kamen in Cizre minde­
stens vier Menschen ums Leben.

Aus Protest gegen die Brutalität der 
Ordnungskräfte rasselten im Kurden- 
land die Rolläden der Händler herunter. 
Selbst in Diyarbakir, der größten Stadt 
im Südosten der Türkei, blieben viele 
Geschäfte geschlossen.

In Ankara geht die Furcht vor einer 
kurdischen Intifada um, vor einem 
Volksaufstand, der sich für die Armee 
auf Dauer als ähnlich verlustreich erwei­
sen könnte wie die Auseinandersetzun­
gen der Israelis mit den Palästinensern

| in den besetzten Gebieten. Schon grei­
fen junge Kurden die türkischen Solda­
ten und Panzer mit Steinen an.

Und die Guerrilleros verstärken ihren 
Druck. Ende März stoppten sie auf ei­
ner einsamen Straße einen Autokonvoi 
und erschossen neun türkische Inge­
nieure.

j. Vor Ostern lieferte sich eine etwa 100 
Mann starke PKK-Einheit ein 40stündi- 

I ges Feuergefecht mit der Armee im äu­
ßersten Südostzipfel der Türkei. Ankara 

| meldete 29 getötete und 15 verletzte 
i Kurden, die eigenen Verluste verschwieg 
| die Regierung. Anfang vergangener Wo- 
i che starben weitere fünf Menschen.

Die Untergrundkämpfer sind für die 
Armee nur schwer zu packen, weil sie 
leicht über die nahen Grenzen in den 
Iran, den Irak und nach Syrien entwi-

weggeputscht haben. Per Dekret, unter 
Umgehung des Parlaments, erhielt der 
Kurden-Gouverneur weitere Notstands­
befugnisse.

Ankaras Mann in Südostanatolien 
kann nun Zeitungen verbieten und ihre 
Druckereien schließen -  selbst wenn Re­
daktionen und technische Betriebe im 
Westen der Türkei zu Hause sind. Er 
kann Streiks aussetzen und unliebsame 
Einwohner in andere Teile des Landes 
deportieren lassen. Die Haftstrafen für 
„Separatisten“ und ihre Helfer werden 
verdoppelt: von fünf auf zehn Jahre.

Erstes Opfer der Presseknebelung 
wurde das Istanbuler Nachrichtenmaga­
zin Ikibin'e Dogruy das stets offen und 
kritisch über die Zustände in den kurdi­
schen Regionen berichtet hatte. Die 
Druckerei des Zeitungskonzems Hür-

Kurden in Diyarbakir: Furcht vor einer Intifada

sehen und sich dort mit Duldung der je­
weiligen Regierungen -  die ihre eigenen 

| Kurden genauso unterdrücken wie die 
Türkei -  reorganisieren können. In der 
von syrischen Truppen kontrollierten 
Bekaa-Ebene im Libanon unterhält die 
PKK eigene Ausbildungslager.

Die elf Kurden-Provinzen der Türkei 
stehen schon seit 1987 unter Ausnahme­
recht. Sie werden von einem Gouverneur 

j regiert, der auf nahezu diktatorische 
j Vollmachten zurückgreifen konnte.
\ Nun erhöhte die Regierung auf Emp­

fehlung des Nationalen Sicherheitsrats, 
dem die führenden Generale des Landes 
angehören, den Druck noch weiter. Was 
an bürgerlichen Freiheiten und Men­
schenrechten übriggeblieben war, geht 
jetzt auch verloren -  wenig verwunder­
lich bei der Geisteshaltung von Offizie- 

| ren, die in drei Jahrzehnten schon drei­
mal die Demokratie in ihrem Lande

riyet kündigte Knall auf Fall den Druck­
vertrag mit dem Blatt, das vorerst nicht 
mehr erscheinen kann. Innenminister 
Abdülkadir Aksu zufrieden: „Das war 
eine weise Entscheidung, sonst hätten 
wir die Druckerei geschlossen.“

Damit auch in den entlegensten Dör­
fern der aufsässigen Region stets die 
richtige Wahrheit ankommt, läßt die Re­
gierung gegenwärtig Hunderte von Farb­
fernsehern verteilen. Sie werden im Tee­
haus auch des kleinsten Ortes aufgestellt 
und sollen allen Einwohnern die regie- 

j rungsfromme Version der Ereignisse 
durch das Staatsfemsehen nahebringen.

Den Vorschlag von PKK-Führer Ab­
dullah Öcalan, einen Waffenstillstand 

| zu vereinbaren, lehnte Ankara strikt ab.
| Darauf kündigte öcalan an: „Nun wird 

es noch mehr Blutvergießen geben. Wir 
j werden den Terror in die ganze Türkei 

tragen.“ ◄
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N T E R V I E W

„Sich zum Sarg bekennen, heißt Tabus 
durchbrechen“ türkische Kurden stehen mit dem 
Rücken zur Wand
Kurs vor seiner Amtsenthebung hat sieh Müsllm Yildirlm, Bürgermeister der kurdischen Stadt Nusaybin,

zur Intifada bekannt / Die taz sprach mit dem Stadtoberhaupt über die aufgestaute Wut der Demonstranten und über

das Kesseltreiben des türkischen Militärs bei den jüngsten Kurdenaufständen

view — das letzte Interview des Bürgermei­
sters.

taz: Die Folge der Beerdigung eines Kämpfers 
der Kommunistischen Partei Kurdistans: 
Tausende von Kurden demonstrieren und lie­
fern sich Straßenschlachten mit dem Militär; 
Kinder werfen mit Steinen auf Soldaten; Uni­
formierte schießen auf Zivilisten in den Gas­
sen. Was hat sich in Nusaybin geändert?

ben. Er hatte eine wichtige Stellung in der 
PKK inne und war vom Militär erschossen 
worden. Er wurde sang- und klanglos begra­
ben. Heute ist die Situation ganz anders. Sich 
zu einem Sarg bekennen, heißt Tabus durch­
brechen.

Wo waren Sie während der Straßen­
schlachten?

Der Bürgermeister der kurdischen Stadt 
Nusaybin, Müslim Yildirim, ist vom türkischen 
Innenministerium seines Amts enthoben wor­
den. Aufgrund eines Interviews mit der Nach­
richtenagentur ’Reuter * hatte kurz zuvor das 
Staatssicherheitsgericht gegen den Bürger­
meis*. > Ermittlungsverfahren wegen „se-
paratishocner Propaganda “ und „ Unterstüt­
zungeinerterroristischen Vereinigung “ einge­
leitet. Nusaybin war in den vergangenen Wo­
chen eines der regionalen Zentren der kurdi­
schen Intifada.

Nachdem Militärs während der Beerdigung 
eines erschossenen Mitgliedes der Kommuni­
stischen Partei Kurdistans (PKK) in die Trau­
er gemeinde geschossen und den zwanzigjähri- 
genSemsettin Ciftci getötet hatten, kameszuei- 
nem regelrechten Volksaufstand in der Kreis­
stadt.

Bürgermeister Yildirim verteidigte den kur­
dischen Widerstand. Unmittelbar vor seiner 
Amtsenthebung gab Tildirim der taz ein Inter-

Yildirim: Sie fragen wohl, ob ich mich zur 
Beerdigung bekenne. Wenn Tausende Bür­
ger zu dieser Beerdigung hingehen, dann 
kann man nur den Schluß ziehen, daß sich das 
Volk dazu bekennt. Die Unterdrückung hat 
bei allen die Wut angestaut. Nur ein kleiner 
Funke genügt heute zur Explosion. Früher 
hatten die Menschen Angst, sich zu einem 
Sarg zu bekennen.

Vor wenigen Jahren wurde ein ehemaliger 
Schüler von mir, Ramazan Karatay, begra-

Hier in der Stadtverwaltung. Journalisten 
und Abgeordnete hatten hier Schutz gesucht.
Alles lief vor unseren Augen ab. An den Haa­
ren wurden Menschen bis zur Polizeiwache 
geschleppt. Unsere städtischen Linienbusse 
wurden beschlagnahmt, um die Festgenom­
menen abzutransportieren. Die Stadtverwal­
tung wurde behandelt wie ein Nest der PKK.

Was bedeutet die Verschärfung des Aus­
nahmezustandes , die die Regierung verfügt 
hat?

Yildirim: Der schwerste Schlag ist die 
Pressezensur. Früher wurde über Massen­
festnahmen und Morde berichtet. Nun ist die 
Presse zum Schweigen gebracht. Die Region 
soll von der Öffentlichkeit abeekapselt wer­
den. Die Menschen hier fürchten, daß dem­
nächst das Militär ein Massaker anrichten 
wird.

rugged Hakkari pro vi nee,
which lies in the comer 
formed by the borders with 
Iran and Iraq.

As more Kurds were 
arrested yesterday and as 
more peasants abandoned 
their ancestral villages to 
escape the fighting in the 
countryside, there were signs 
that the newly enlarged pres- 
ence of the troops in the towns 
was itself deepening the alien- 
ation of the Kurds.

Nearly 2,500 people have 
been killed on both sides since 
Mr Abdullah Ojalan, a lawyer, 
formed the first band of the 
guerrillasin 1984.

He is said to have his main 
headquarters in the Bekaa 
Valley of Lebanon.

The new press restrictions 
met immediate cnticism by 
Opposition parties.

T H E  >gga&  T IM E S
WEDNESDAY APRIL 11 1990

Turkey clam ps down on press
By H azhir Teimourian

TURKEY yesterday imposed controlled radio and tele- 
press censorship and other vision would be censored to 
restrictive measures in its ensure that they “reflected the 
battle against Kurdish truth” and “do not pose a 
insurgents. threat to the rule of law”.

The action came a day after Regional govemors would 
President Ozal declared that have lhe P°wer t0 confiscate 
the Government would pur- presses and fme offenders up 
sue a “military solution” to to 100 million Turkish lira 
the problem. (£25,000).

The official gazette in An- In addition, the govemor of 
kara announced that all re- the south-eastem region has 
ports and analyses of the been empowered to send in- 
south-eastem region of the dividuals into internal exile in 
country about to appear in the other regions if he “deemed 
press or broadcast by state- them a threat to public order”.

Despite earlier hopes that 
the Government might reform 
the state Constitution to give 
limited rights to the countrv’s 
“mountain-Turks”, Mr Ab- 
dulkadir Aksu, the Interior 
Minister, declared at the 
weekend that “force is the 
only fitting response to terror- 
ism.” He was speaking about 
Sunday’s clash between the 
Turkish Army and guerrillas 
of the Marxist Kurdistan 
Workers’ Party.

More than 20 guerrillas 
were said to have been killed 
when govemment forces am- 
bushed their column in the



Seite 58

DER TAGES SPIEGEL
5 .5 .1990

Kurdistan-Archiv 16. Juli 1990

Heftige Auseinandersetzungen mit 
kurdischen Separatisten in der Türkei
Zahlreiche Guerilleros bei Zusammenstoß mit Sicherheitskräften getötet

Ankara (Reuter). Bei den bisher blutigsten 
Auseinandersetzungen zwischen türkischen 
Sicherheitskräften und kurdischen Rebellen 
sind gestern 17 Guerilleros der marxistischen 
Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) ums Leben 
gekommen. Die halbamtliche Anatolische 
Nachrichtenagentur berichtete, das Gefecht 
habe im zerklüfteten Gebiet nahe der Grenze 
zu Irak stattgefunden. Seit Beginn des Kampfes 
der PKK um Unabhängigkeit seien noch nie bei 
einer einzigen Aktion so viele Menschen 
getötet worden. Bei einem weiteren Gefecht in 
der Provinz Hakkari kamen vier weitere 
Personen ums Leben. Der Konflikt zwischen 
den Kurden und der Regierung in Ankara hat 
westlichen Experten zufolge einen neuen 
Höhepunkt erreicht.

Allein in den ersten drei Monaten dieses 
Jahres waren 93 Menschen, darunter viele 
unbeteiligte Zivilisten, ums Leben gekommen. 
Vor einem Jahr waren es im gleichen Zeitraum 
16. Allein im April dieses Jahres fielen dem 
Vernehmen nach 48 PKK-Kämpfer. Neben dem

Einsatz paramilitärischer Polizei vesucht die 
Regierung mit zahlreichen neuen Bestimmun­
gen verstärkt gegen die Separatisten vorzuge­
hen. Westliche Beobachter sagten, die Türkei 
sei nicht weit vom Kriegsrecht entfernt, die 
Rebellen hätten es nicht leicht. Zu den neuen 
Maßnahmen zählen Einschränkung der Presse­
freiheit und die Möglichkeit der Ausweisung 
von sogenannten Unruhestiftern.

In der Türkei leben rund zehn Millionen 
Kurden, in Syrien, Irak und Iran sechs bis sieben 
weitere Millionen. Die PKK strebt für sie einen 
eigenen Kurdenstaat an.

Die Zwischenfälle in der Türkei ereignen sich 
fast immer in den Grenzgebieten zu den drei 
genannten Staaten, denen Ankara schon wie­
derholt vorgeworfen hat, die PKK-Kämpfer 
unbehelligt über die Grenze zu lassen. Mini­
sterpräsident Akbulut dürfte das Thema wäh­
rend seines Besuches in der irakischen Haupt­
stadt Bagdad, der am Wochenende beginnt, 
ansprechen.

DER TAGES SPIEGEL
MITTWOCH, 30. MAI 1990

Kurdische Asylsuchende in der 
Tschechoslowakei gestrandet

Reiseziel Deutschland — Fluchthelfer kassieren ab
Prag (dpa). Der Tschechoslowakei droht ein 

Flüchtlingsproblem, falls innerhalb der näch­
sten Zeit keine angemessene Lösung gefunden 
wird: Rund 1000 Kurden aus der Türkei halten 
sich in der CSFR auf. Ihr Reiseziel ist die 
Bundesrepublik oder die DDR« wo sie sich noch 
vor dem Inkrafttreten der W ährungsunion 
niederlassen wollen. Doch hierfür fehlen ihnen 
die notwendigen Reisedokumente. Wie ein 
Beamter des tschechoslowakischen Außenmi­
nisteriums gestern erklärte, ist die Zahl weiter 
am Steigen: Deshalb müsse schnell eine Lösung 
gefunden werden.

Die Kurden kommen mit Linienflügen aus 
Istanbul, Belgrad oder Bukarest legal in die 
CSFR: Sie sind in der Regel im Besitz eines 
achttägigen Transitvisums. Was ihnen jedoch 
fehlt, ist ein Einreisevisum in die DDR oder 
in die Bundesrepublik. Deshalb versuchen nach 
Angaben der CSFR-Behörden viele von ihnen, 
über die »grüne Grenze" in die Bundesrepublik 
zu gelangen. W enn sie von Grenzsoldaten 
ertappt werden, werden sie nach Prag zurück- 
geschickt Meist versuchen sie dann, die Grenze 
zur DDR zu passieren.

Fluchthelfer machen seit Wochen entlang der 
Grenze glänzende Geschäfte. Für den Grenz­
übertritt werden bis zu 4000 DM kassiert hierzu 
kommen noch die Kosten für die Fahrt zur 
Grenze. Eine Prager Zeitung sprach gestern 
bereits offen von »Menschenhandel an der 
Nordgrenze". Leiter der Menschenschmuggler­
organisation soll ein in der Bundesrepublik 
lebender Türke sein. Seit der Einführung der 
Visumspflicht für türkische Staatsbürger durch 
die DDR wird die Situation immer schwieriger, 
denn die Kontrollen auf beiden Seiten der 
Grenze werden immer genauer.

Den tschechoslowakischen Behörden bereitet 
auch die Frage Probleme, ob es sich bei den 
Kurden um politische Flüchtlinge oder um 
W irtschaftsemigranten handelt Wie der 
Beamte des Außenministeriums erklärte, wolle 
man den Menschen, die meist mit ihren ganzen 
Familien ohne finanzielle Mittel angereist sind, 
durch eine Zwangsrückführung in die Heimat 
nicht noch größere Schwierigkeiten bereiten. 
Nach den Worten des Ministeriumssprechers 
herrscht bei der Regierung Ratlosigkeit wie das 
Problem gelöst werden könne.
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„Deportationen in kurdischen Gebieten“
D ie tü rk isc h e  R eg ie ru n g  v e rsc h ä rft die D ro h u n g  gegen  „ S e p a ra tis te n “

wgl. FR A N K FU R T, 11. April. Die 
türkische Regierung ist entschlossen,'ener­
gischer als bisher gegen die kurdischen 
Militanten der PKK vorzugehen' Der 
Ministerrat in Ankara hat auf einer 
Sondersitzung, an der auch Staatspräsident 
Özal und Ministerpräsident Akbulut teil- 
nahmen, ein Paket von Sondermaßnahmen 
beschlossen, die in den südöstlichen Gebie­
ten der Türkei, wo der kurdische Aufstand 
stattfindet, gelten sollen. Staatsminister 
Yazar gab die geplanten Schritte anschlie­
ßend vor Journalisten in Ankara bekannt. 
Die Maßnahmen lauten im einzelnen: Die 
von Kurden bewohnten Gebiete von 
Batman und $irnak werden zur Provinz 
erklärt; in der armen Region des südöstli­
chen Anatolien sollen 40 000 Arbeitsplätze 
geschaffen werden, außerdem werden 
50 000 Beamte in die Region entsandt oder 
dort ausgebildet; Berichte von Zeitungen 
oder des Fernsehens in der Region sollen 
kontrolliert, mithin gegebenenfalls zensiert 
werden; die Gouverneuere erhalten die 
Vollmacht, Streiks und Aussperrungen in 
ihrer Provinz zu beenden oder zu verbieten; 
die Gefängnisstrafe für „Separatisten“ (dies 
ist die offizielle Bezeichnung für gegneri­
sche Kurden) oder Sympathisanten und 
Helfer der Separatisten soll auf zehn Jahre 
verdoppelt werden: Verdächtige sollen in­
nerhalb des Landes „verbannt“, also depor­
tiert werden können. Kurden, die ihren 
Zielen abschwören und „Reue“ zeigen, 
können mit einem Strafnachlaß rechnen, 
mit Schutz durch die Sicherheitskräfte und 
finanziellen Zuwendungen.

Die Tageszeitung ..Tercüman“ hat weite­
re Einzelheiten über das jüngste, fitst drei 
Tage dauernde schwere Gefecht zwischen

PKK-Kurden und den Sicherheitskräften 
bei Oymakaya veröffentlicht. Bei dieser 
Aktion waren 29 PKK-Leute getötet 
worden. Die Kurden sollen nach dem 
Bericht der Zeitung aus einem Ausbil­
dungslager in der iranischen Stadt Maha- 
bad über die nördlichen, mittlerweile fast 
menschenleeren Territorien des Irak in die 
Provinz Hakkari eingedrungen sein. Maha- 
bad war nach dem Zweiten Weltkrieg für 
einige Monate Hauptstadt der kurzlebigen 
„Kurdenrepublik von Mahabad“ unter 
Ghazi Mohammed gewesen. Die aus Iran 
kommenden Kurden hätten sich am Ort 
des Gefechtes mit PKK-Leuten aus der in 
der Türkei gelegenen Stadt Siirt vereint. 
Durch die schweren Verluste der PKK bei 
Oymakaya sei die großangelegte „Früh­
jahrsoffensive“ der Organisation vereitelt 
worden.

Die Führung des kurdischen Jirki- 
Stammes, die schon seit geraumer Zeit mit 
den türkischen Behörden zusammenarbei­
tet, geht nun ihrerseits verstärkt gegen die 
PKK-Kurden vor. Die Jirki-Kurden stellen 
in der Provinz Hakkari die Mehrheit der 
kurdischen Bevölkerung. Der Stammesfüh­
rer Scheich Tahir Adiyaman hatte schon 
vor einiger Zeit gesagt, er könne „effektiver 
gegen die Terroristen Vorgehen als der von 
der Regierung eingesetzte Generalgouver­
neur Kozak^ioglu“. Man solle ihm den 
Posten des Gouverneurs übertragen. Die 
türkischen Zeitungen berichten nun, Teile 
des Jirki-Stammes schnürten PKK-Militan- 
te ein u id  „belagerten“ sie. Das Haus 
Scheich Adiyamans soll in den vergangenen 
Monaten mit Raketenwerfern angegriffen 
worden sein. Der Stammesführer gilt in den 
Augen der PKK als größter Verräter.

y .t), >.m JjH.1 >r

Montag.

Prag: 1000 Kurden wollen 
in die Bundesrepublik

Prag, (dpa) Rund 1000 türki­
sche Kurden wollen von der 
CSFR aus in die Bundesrepu­
blik oder die DDR noch vor In­
krafttreten der Währungsuni­
on reisen. Wegen fehlender 
Visa versuchen sie, die Grenze 
schwarz zu passieren. Der 
Grenzzaun zwischen der 
CSFR und der Bundesrepu­
blik ist inzwischen beseitigt.

dietati6 szdtun£
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Montag, 23. April 1990

Kurden demonstrieren
Protest gegen den Ausnahmezustand in Türkisch-Kurdistan

Köln (ap) — Rund 10.000 Kurden 
haben am Samstag in Köln gegen den 
von der türkischen Regierung ver­
hängten Ausnahmezustand in ihrer 
Heimat demonstriert. Sieforderten 
die Regierung in Ankara auf, die vor 
zwei Wochen verhängten Sonder­
maßnahmen zur Beendigung des 
Aufstands der kurdischen Minder­
heit in der Türkei aufzuheben. Die 
Kundgebung verlief nach Angaben 
der Polizei ohne Zwischenfälle.

Nach Darstellung der Veranstal­
ter will die türkische Regierung mit 
ihren Maßnahmen die Deportation

von Kurden vorbereiten. Die Regie­
rung erweiterte unter anderem die 
Machtbefugnisse des Regionalgou­
verneurs und schränkte die Bericht­
erstattung über die Lage im Süd­
osten des Landes ein. Bei den Unru­
hen , die Ende März an der Grenze zu 
Syrien begonnen haben, sind bisher 
mehr als 2.500 Menschen getötet 
worden. Der von der Kurdischen 
Arbeiterpartei (PKK) unterstützte 
Aufstand zielt vor allem auf die An­
erkennung eines autonomen Kur­
denstaates durch die türkische Re­
gierung.

ta2
Mittwoch, 4. April 1990

Türkischer Geheimdienst in BRD aktiv
Stuttgart (dpa) — Gegen mehrere 
Beamte der Türkischen General­
konsulate in Stuttgart und Hamburg 
wird wegen geheimdienstlicher 
Agententätigkeit ermittelt. Das 
teilte die Stuttgarter und die Ham­
burger Generalstaatsanwaltschaft 
mit. Nach Informationen des Fern­
sehmagazins Panorama sollen rund 
30 hauptamtliche Mitarbeiter des 
türkischen Geheimdienstes MIT — 
als Konsularbeamte getarnt — in der 
BRD lebende Landsleute ausspio­
niert, überwacht und versucht ha­
ben, diese durch Drohungen und Er­
pressungen zu Spitzeldiensten zu nö­
tigen. Ziel dieser Ausforschung

seien vor allem religiöse, nationali­
stische und politische Gruppen. Die 
Stuttgarter Staatsanwaltschaft be­
stätigte, daß gegen drei türkische 
Konsularbeamte ermittelt wird. Die 
Ermittlungsverfahren seien am 
Montag vom Generalbundesanwalt 
an die Stuttgarter Behörde abgege­
ben worden. Sie wurden eingeleitet, 
nachdem ein türkischer Staatsange­
höriger von Anwerbeversuchen be­
richtet hat. Nach Angaben von Pan­
orama soll nun versucht werden, die 
Spionageaffare diplomatisch zu lö­
sen. Die Türkei soll 15 namentlich 
bekannte MIT-Beamte aus der Bun­
desrepublik abziehen.
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Rangelet mit Kurden
Kurz vor Beginn der Plenarsitzung kam es 

am Eingang der Brandenburghalle . zu Hand« 
greiflichkeiten zwischen den PArlamentsord- 
nem und einer Gruppe von kurdischen De­
monstranten. Die Kurden hatten versucht, unter 
Sprechchören in die Halle einzudringen und 
dort Flugblätter zu verteilen, mijt denen sie 
gegen die Politik der türkischen Regierung 
protestierten. Beim Versuch diä Groppe hin­
auszudrängen, erlitt ern^T; der Ordner eine 
blutende Gesichtsverletzüfcjj. FatfeUnentspräsi- 
dent Wohlrabe kündigte an; er wörde Stfafan- 
trag wegen Hausfriedensbruch. _  "■
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Krawalle vor türkischem 
Konsulat in Frankfurt

Frankfurt a. M. (dpa). Zwei Gruppen türki­
scher Kurden lieferten sich gestern bei einer 
Demonstration vor dem türkischen Generalkon­
sulat in Frankfurt eine heftige Auseinanderset­
zung mit der Polizei. Die etwa 60 bis 80 
Demonstranten warfen nach Angaben der 
Polizei mit Steinen auf die Beamten und 
beschädigten einen Einsatzwagen. 40 Kurden 
wurden festgenommen. Die Demonstranten 
beschuldigen die türkische Regierung, sie gehe 
völkerrechtswidrig gegen Kurden türkischer 
Abstammung vor.

T AZ
MITTWOCH, 25. APRIL 1990

Pause im 
Kurden-Prozeß?

D ü s s e ld o r f  ( d p a ) — Im Düsseldor­
fer Kurdenpro/.eß haben die Ver­
teidiger am Dienstag eine mehr­
wöchige Verhandlungspause be­
antragt Zur Begründung erklär­
ten die Anwälte, vor der Verneh­
mung von Belastungszeugen 
müßten sie sämtliche für den Pro­
zeß relevanten Ermittlungsunter­
lagen der Bundesanwaltschaft 
überprüfen und mit ihren Man­
danten besprechen können. Die 
Karlsruher Behörde habeder Ver­
teidigung aber noch nicht alle 
Verfahrensakten zugänglich ge­
macht.

d i e  o w e
Mittwoch. 4. April 1990

DIE S  WELT
FREITAG. 20. APRIL 1990

Gewaltwelle von 
links und rechts 
erfaßt die Türkei

VOLKERS. STAHR, Bonn
In Ankara und Istanbul häufen 

sich Attentate und Scharmützel zwi­
schen Polizei und Terroristen. In der 
ganzen Türkei werden Terrometze 
aufgedeckt, die linke, kurdische und 
islamische Untergrundorganisatio-,
nen mit Verbindungen untereinander 
und in die Nahost-Szene unterhalten.

Die Terrorwelle begann im Januar, 
Mitglieder einer kommunistischen 
Untergrundgruppe in Istanbul ermor­
deten einen Polizisten, der 1989 auf 
Demonstranten geschossen hatte. 
Kurz darauf wurde in Ankara der Ju ­
rist Aksoy umgebracht, der sich im 
Streit gegen den Fundamentalismus 
exponiert hatte. Anfang März wurde 
der Journalist Eme? ermordet. Bei 
Großfahndungen in der ganzen Tür­
kei gingen mehrere mutmaßliche lin­
ke und kurdische Terroristen ins 
Netz; nach Presseberichten wurden 
weitere Attentatspläne und Verbin­
dungen nach Syrien, Libanon und zu 
palästinensischen Splittergruppen 
aufgedeckt. Bei einer Großaktion in 
mehreren Städten nahm die Polizei 
etwa vier Dutzend Personen fest, die 
eine islamische Republik errichten 
wollten. Die Fundamentalisten sollen 
Verbindungen zur Hisbollah im Liba­
non, aber auch zu einem bisher unbe­
kannten Revolutionären Islamischen 
Kurdistan und zur kommunistischen 
Kurdischen Arbeiter-Partei haben -  
eine neue Entwicklung. Wohlorgani­
sierte und bestgerüstete kommunisti­
sche Untergrundgruppen, kurdische 
Separatisten und islamische Funda­
mentalisten wecken Erinnerungen an 
die siebziger Jahre. Damals trugen sie 
ihre Gegensätze mit Waffengewalt 
aus. Im Kurdengebiet tobte ein Bür­
gerkrieg. Die Politiker rangelten der­
weil um Ämter und Pfründe in einer 
zersplitterten Parteienlandschaft. Zur 
Wahl eines an sich machtlosen Präsi­
denten reichten im Parlament 100 
Wahlgänge nicht aus -  bis’ die Armee 
putschte.

Heute scheint die Lage ähnlich zu 
sein. Die Regierungspartei Anap ist 
mehr mit inneren Machtkämpfen 
denn mit dem Regieren beschäftigt. 
Ihr islamischer Flügel drückt immer 
mehr seine Interessen durch und 
trifft sich mit der zunehmenden Isla- 
misierung im Lande. Als Gegenpol 
agitieren die Kommunisten für ihre 
Vorstellungen. Erstmals wird bei den 
Kurden von einem organisierten 
Volksaufstand nach Intifada-Muster 
berichtet. _______ ______ ______

Türkei zieht 
Diplomaten ab

AP, Ankara
Die türkische Regierung hat ge­

stern 15 eigene Diplomaten aus der 
Bundesrepublik abberufen und die 
Bundesregierung aufgefordert, ihrer­
seits acht deutsche Diplomaten und 
Konsularbeamte aus der Türkei abzu­
ziehen. Der Schritt ist die Folge einer 
Magazinsendung im Ersten Deut­
schen Fernsehen, wonach die Türkei 
ihre konsularischen Vertretungen in 
der Bundesrepublik benutzt, um  
oppositionelle Türken zu überwa­
chen und zu Spitzeldiensten anzu­
werben. Der Sprecher des A u ß e n n A  
nisteriums in Ankara, Ferhat A tam an ^  
berichtete, Bonns Botschafter Ekke­
hard Eickhoff sei in das Ministerium 
zitiert und von Unterstaatssekretär 
Tugay Ozceri über die Entscheidun­
gen unterrichtet worden. Der Spre­
cher sagte, die 15 türkischen Diplo­
maten würden abberufen, weü ihre 
Sicherheit bedroht sei und sie nicht 
mehr in Frieden tätig sein könnten.

TagwsdMiiung t& Z

DONNERSTAG, lö.APRILISÖO

PKK-Prozeß:
Beweisaufnahme
Düsseldorf (dpa) -  Nach 45 Ver­
handlungstagen steht im Düsseldor­
fer Kurdenprozeß der Beginn der 
Beweisaufnahme bevor. Die Ange­
klagten beendeten am Mittwoch ihre 
Einlassungen. In der kommenden 
Woche sollen als erste Zeugen Er­
mittlungsbeamte gehört werden.

Indem Verfahren wird den 17 An­
geklagten von der Bundesanwalt­

schaft vorgeworfen, einer terro­
ristischen Vereinigung innerhalb 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) anzugehören. Fünfvonihnen 
sollen dabei an Morden und Rache­
aktionen gegen abtrünnige PKK- 
Mitglieder beteiligt gewesen sein. 
Sieben Angeklagte befinden sich in 
Untersuchungshaft, die übrigen 
sind auf freiem Fuß.
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Türkei weist 
deutsche 
Diplomaten aus

Co Je. e. a. Bonn/Ankara

Die traditionell guten deutsch-tür­
kischen Beziehungen haben den tief­
sten Punkt seit der Einführung des 
Anwerbungsstopps für türkische 
Gastarbeiter Anfang der siebziger 
Jahre erreicht. Dies machte gestern 
ein Streit um die Ausweisung von 
acht deutschen Diplomaten aus der 
Türkei und den Abzug von 15 türki­
schen Diplomaten aus der Bundes­
republik deutlich.

Die türkischen Botschaftsangehö­
rigen waren von ihrer Regierung ab­
berufen worden, nachdem in einer 
Magazin-Sendung im Ersten Deut­
schen Fernsehen berichtet worden 
war, daß es sich bei mindestens 15 
Angehörigen der türkischen Vertre­
tungen in der Bundesrepublik um 
Mitarbeiter des Geheimdienstes MIT 
handeln solle. Das Außenministerium 
in Ankara betrachtete danach die Si­
cherheit der Diplomaten angeblich 
als bedroht und teilte seinerseits dem 
deutschen Botschafter Eickhoff mit, 
daß acht Diplomaten und Konsular­
beamte der Bundesrepublik aus der 
Türkei abgezogen werden müßten. 
Zur Begründung erklärte Unter­
staatssekretär Özceri, die Betroffenen 
seien in „Aktivitäten verwickelt, die 
mit ihren Aufgaben nicht im Ein­
klang“ stünden. Damit ist in der Re­
gel Spionagetätigkeit gemeint. -

Als dies bekannt wurde, bestellte 
Staatssekretär Sudhoff gestern mor­
gen sofort den türkischen Botschafter 
Arim ins Bonner Auswärtige Amt. Er 
wies ihm gegenüber die türkischen 
Vorwürfe zurück und betonte, daß 
die Maßnahme Ankaras keineswegs 
im Sinne der deutsch-türkischen Be­
ziehungen liege. Praktisch würde da­
mit die Arbeitsfähigkeit der deut­
schen Vertretungen in der Türkei auf 
Null reduziert. Sudhoff bat die türki­
sche Regierung, ihre Einscheidung zu 
überdenken. Nach Bonner Angaben 
hatte es bisher noch keinen Fall gege­
ben, bei dem deutsche Diplomaten 
von anderen Nato-Staaten ausgewie­
sen worden waren.

Ungeachtet dessen zeigte sich die 
Regierung in Ankara gestern ent­
schlossen, die Ausweisungen durch­
zuführen. Westliche Diplomaten äu­
ßerten die Meinung, daß die türki­
sche Entscheidung mit großer Wahr­
scheinlichkeit auf eine Inititative des 
türkischen Geheimdienstes zurück­
zuführen sei.

Sam stag, 21. A pril 1990, N r. 93/16 D

Verstimmung 
zwischen Bonn 

und Ankara
C.G. BONN, 20. April. Zwischen Bonn 

und Ankara herrscht Verstimmung. Der 
türkische Botschafter in der Bundesrepu­
blik Deutschland, Ari, ist am Freitag ins 
Auswärtige Amt einbestellt worden; Gen­
schers Staatssekretär SudhofT ersuchte die 
türkische Regierung, ihre Aufforderung zur 
Abberufung von acht deutschen Diploma­
ten aus den Vertretungen in der Türkei 
„noch einmal zu überdenken“. Andernfalls 
werde sich die Arbeitsfähigkeit der Bot­
schaft der Bundesrepublik in Ankara „auf 
Null reduzieren“. Damit deutete das Aus­
wärtige Amt an, die Ausfertigung von Visa 
für Türken, die in die Bundesrepublik 
reisen wollen, könne eingestellt werden, 
wenn Ankara auf dem Verlangen nach dem
Abzug der Diplomaten beharre. Der Bot­
schafter der Bundesrepublik in Ankara war 
am Donnerstagabend ins türkische Außen­
ministerium bestellt worden. Dort wurde 
ihm die Forderung nach Abberufung der 
acht Diplomaten mit der Begründung 
mitgeteilt, die Beamten hätten Aktivitäten 
entfaltet, die nicht mit ihren Aufgaben 
vereinbar gewesen seien. Das Auswärtige 
Amt sah in dem türkischen Vorgehen eine 

, „Gegenmaßnahme“, mit der auf das Bon­
ner Ersuchen geantwortet werde, die Tür­
kei solle 15 Botschafts- und Konsulatsange­
hörige aus der Bundesrepublik Deutsch­
land abziehen. Nach Bonner Einschätzung 
sollen die Diplomaten türkische Staatsbür­
ger, besonders Kurden, in der Bundesrepu­
blik überwacht und bespitzelt haben, m

Jranffurtrr̂llgrivinf

Mittwoch, 4. April 1990

Jlnlutra* <*>djeimi»ien|t
wgl. Der türkische Geheimdienst M IT 

entfalte in der Bundesrepublik illegale 
Aktivitäten, heißt es. Unter den einein­
halb Millionen Türken, die bei uns 
leben, sind nicht alle ihrem Staat 
gewogen. Radikale Islamisten, die -  wie 
etwa die Anhänger des „türkischen 
Chomeini“ Cemalettin Kaplan - einen 
religiösen Staat in der Türkei begründen 
wollen, haben unter den freiheitlichen 
Bedingungen des Grundgesetzes mehr 
Möglichkeiten für ihre Propaganda als 
in ihrer Heimat. Dasselbe gilt für 
Linksextremisten aller Schattierungen 
oder auch für kurdische Gruppen. Ein 
Fünftel der türkischen Gastarbeiter in 
der Bundesrepublik ist kurdischer Her­
kunft. Mit der kurdischen PKK, die 
teilweise Terror ausübt, führt Ankara^

seit sechs Jahren einen blutigen Klein­
krieg im Osten Anatoliens. Doch sosehr 
man verstehen kann, daß die Regierung 
in Ankara sich vor dem Einfluß von 
Extremisten schützen möchte, so wenig 
kann man es billigen, daß ihr Geheim­
dienst in der Bundesrepublik tätig wird. 
Was in der Bundesrepublik gegen 
mutmaßliche Extremisten unternommen 
wird, ist Sache der deutschen Behörden. 
Für sie sind das Grundgesetz und unser 
Strafrecht maßgebend.jg

dietageszeitung
31.5.J 990

Kurden in der CSFR
gestrandet

Prag (dpa) — Der Tschechoslowa­
kei droht ein Flüchtlingsproblem, 
falls innerhalb der nächsten Zeit 
keine angemessene Lösung gefun­
den wird: Rund 1.000 Kurden aus 
der Türkei halten sich in der CSFR 
auf. Ihr Reiseziel ist die Bundesre­
publik oder die DDR. Doch hiefur 
fehlen ihnen die notwendigen Reise­
dokumente. Wie ein Beamter des 
tschechoslowakischen Außenmini­
steriums erklärte, steige die Zahl 
immer weiter an: Deshalb müsse 
schnell eine Lösung gefunden wer­
den. Die Kurden kommen mit Lini­
enflügen aus Istanbul, Belgrad oder 
Bukarest legal in die CSFR: Sie sind 
inderRegel im Besitz eines achttägi­
gen Transitvisums. Was ihnen je­
doch fehlt, ist ein Einreisevisum in 
die DDR oder in die Bundesrepu­
blik. Deshalb versuchen nach Anga­
ben der CSFR-Behörden viele von 
ihnen, über die „Grüne Grenze** in 
die Bundesrepublik zu gelangen. 
Wenn sie von Grenzsoldaten ertappt 
werden, werden sie nach Prag zu­
rückgeschickt. Meist versuchen sie 
dann, dieGrenze zur DDRzu passie­
ren. Fluchthelfer machen seit Wo­
chen entlang der Grenze glänzende 
Geschäfte. Für den Grenzübertritt 
werden 4.000 D-Mark berechnet. 
Eine Prager Zeitung sprach am 
Dienstag bereits offen von „Men­
schenhandel an der Nordgrenze**.
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Ankara ersucht Bonn um 
Abberufung von acht Diplomaten
Ankara (dpa). Die Türkei hat Bonn um die 

Abberufung von acht bundesdeutschen Diplo* 
maten aus Ankara ersucht, weil „ihre Aktivi­
täten mit ihren Aufgaben unvereinbar* seien. 
Das verlautete gestern aus dem türkischen 
Außenministerium. Botschafter Eickhoff sei in 
das Außenministerium einbestellt worden, um 
ihm das Ersuchen Ankaras mitzuteilen.

Offenbar handelt es sich bei der türkischen 
Forderung um eine Art Vergeltungsaktion, 
nachdem Bonn seinerseits die Türkei ersucht 
hatte, 15 ihrer Botschafts- und Konsularbeamte 
abzuziehen. Ihnen wurde vorgeworfen, türki­
schen Arbeitern in der Bundesrepublik nach­
zuspionieren. Ankara hatte in der vergangenen 
Woche behauptet, bundesdeutsche Nachrich­
tendienste hätten Telefongespräche von türki­
schen diplomatischen Büros abgehört, und 
dagegen protestiert.

Erneut PKK-Funktionär verhaftet
Karlsruhe (Reuter). In Aachen ist ein weiterer 

mutmaßlicher Funktionär der »Arbeiterpartei 
Kurdistans“ (PKK) verhaftet worden. Nach einer 
Mitteilung der Bundesanwaltschaft wurde der 
unter dem Decknamen ,n  hit" bekannte 30jäh- 
rige Adil Kilic am Mitrw<ch bei der Einreise 
in die Bundesrepublik festgenommen. Kilic wird 
Beihilfe zum Mord und Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung vorgeworfen. Er 
soll bei der Ermordung des ehemaligen 
PKK-Mitgliedes Abdullah Hosgören mitgewirkt 
haben. Die Leiche Hösgörens war am 24. Fe­
bruar in der Nähe von Gummersbach aufgefun­
den worden.

DER TAGES SPIEGEL
Samstag, 28. April 1990

Kritik an der Türkei 
wegen Unterdrückung der Kurden

Bonn (dpa). Die Fraktion der Grünen im 
Bundestag hat gestern die Bundesregierung 
aufgefordert, wegen der Menschenrechtsverlet­
zungen in der Türkei politischen und wirtschaft­
lichen Druck auf den südöstlichen NATO- 
Partner auszuüben. 15 Millionen Kurden wür­
den in der Türkei unterdrückt, ihrer elemen­
taren Rechte wie der eigenen Kultur und 
Sprache beraubt, sagte die Grüne Angelika Beer 
in der von ihrer Fraktion beantragten Aktuellen 
Stunde. Schweigen werde hier zur Mittäter­
schaft.

Die Bundesregierung beteiligte sich nicht an 
der Fragestunde. Der CDU-Abgeordnete Vogel 
kritisierte zwar die »Art und Weise, wie in der 
Türkei die berechtigten Anliegen des kurdi­
schen Bevölkerungsteils behandelt werden". Er 
meinte jedoch, man wolle keine separatisti­
schen Bestrebungen in dem Land unterstützen.

Peter Glotz (SPD) stimmte »in der Grundten­
denz" der Haltung der Grünen zu, sagte aber, 
die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) sei an der 
Eskalation der Gewalt in der Türkei mitschul­
dig: »Wir akzeptieren weder den Terror der PKK 
noch das kaschierte Kriegsrecht des NATO- 
Partners gegenüber der kurdischen Minderheit." 
Zwischen Januar und März dieses Jahres haben 
nach Angaben des Bundesamts für die Aner­
kennung ausländischer Flüchtlinge 8096 Türken 
um politisches Asyl in der Bundesrepublik 
gebeten. Der größte Teil gehört zur kurdischen 
Minderheit.

D I E #  WELT
DON N ERSTAG . 19. A PRIL 1990

Ein ausgewogenes Türkeibild
„Turfut Ösal: Die Türkei wird ihre Chance 
im Osten mitten“; WELT vom 9. April

Herr Präsident Özal beklagt sich 
darüber, daß sein Land ein „Image- 
Problem“ habe. Das Erscheinungs­
bild der Türkei im Ausland sei „ver­
zeichnet“. Um dieses Problem anzu­
gehen, solle ein stetig wachsender 
Touristenstrom aus Europa in die 
Türkei kommen und sich ein exaktes 
Bild vom Land machen.

Zu einem ausgewogenen Bild von 
diesem wunderschönen Reiseland ge­
hört meines Erachtens auch ein Blick 
in die Berichte der Menschenrechts­
organisation amnesty international 
(ai). Als ai-Mitarbeiter betreue ich ei­
nen 39jährigen Familienvater, der nur 
aufgrund seiner Mitgliedschaft in ei­
ner in der Türkei verbotenen Partei 
zu acht Jahren Haft verurteilt wurde. 
Artikel 141 des türkischen Strafge­
setzbuches schreibt derartig harte 
Strafen vor.

Unser Mandant wurde in der Un­
tersuchungshaft gefoltert, und ihm 
wurde dringend notwendige ärztliche 
Versorgung erst nach Intervention 
der deutschen Botschaft in Ankara 
gewährt. Die Folter ist zwar gesetzlich

verboten, ein Blick in die Publikatio­
nen unserer Organisation zeigt je­
doch, daß Folter in der Türkei nach 
wie vor gängige Praxis ist.

Die EG-Kommission hat den türki­
schen Antrag auf Beitritt zur EG nicht 
nur aus ökonomischen Gründen fürs 
erste vertagt. Auch die Menschen­
rechtssituation spielte hierbei eine 
Rolle. Es ist schön, daß Herr Präsi­
dent Özal sich aufrichtig wünscht, 
daß in den osteuropäischen Ländern 
„politische Regime geschaffen wer­
den, welche die Menschenrechte und 
Grundfreiheiten achten“. Er sollte je­
doch nicht vergessen, vor der eigenen 
Tür zu kehren.

FREITAG, 20. APRIL 1990

PKK-Funktionär
festgenommen

KarttnaN(afp) —In Aachen ist un- 
terdemVerdachtderBeihilfezum 
Mord und der Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereinigung 
ein Funktionär der »Arbeiterpar­
tei Kurdistans“ (PKK) verhaftet 
worden. Nach Angaben der Bun­
desanwaltschaft in Karlsruhe 
handelt es sich um den 30jährigen 
Adil Kilic. Er soll im Auftrag der 
PKK-Zentrale im syrischen Da­
maskus an der Ermordung des frü­
heren PKK-Mitgliedes Abdullah 
Hosgören mitgewirkt haben.

H e r b e r t  O tto , G ie ß e n
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Flüchtlingslager von 
türkischem Militär umstellt
Aus dem Irak geflüchtete Kurden befürchten Deportation /Aufforderung 
zur freiwilligen Rückkehr greift nicht /Bewaffnete Polizei zerstörte 
Zelte und schoß auf Menschen /Jeder Kontakt z /
11.500Menschen vegetieren in dem Lager von Mardin

vom irakischen Geheimdienst, der 
sich mit den türkischen Bäckern ver­
bündet haben soll. Schreibutensi­
lien wie Bleistifte und Papier werden 
konfisziert, um die selbstorgani­
sierte Erziehung der Kinder in den 
Lagern hinter Stacheldraht zu ver­
hindern. Die Gesundheitsversor­
gung ist nach wie vor katastrophal.

Nach Berichten der Hilfsorgani­
sationen „medico-international“ 
und „Gesellschaft für bedrohte Völ­
ker“ drangen in der Nacht zum 
13. Mai bewaffnete Polizisten und 
Mitglieder der militärischen Son­
dereinsatzkommandos unter Füh­
rung des türkischen Provinzgouver­
neurs in das mit Stacheldraht abge­
riegelte Lager ein, wo sie wahllos 
auf Menschen schossen und einprü­
gelten. Die Uniformierten zerstör­
ten bei dem Einsatz mit gepanzerten 
Fahrzeugen auch mehrere der von 
der Bundesregierung finanzierten

Von PorottwHihn
Berlin (taz) — Seit Tagen ist das 
Flüchtlingslager Kiziltepe nahe der 
kurdischen Stadt Mardin von türki­
schen Truppen belagert. Jeder Kon­
takt der rund 11.500 eingeschlosse­
nen irakischen Flüchtlinge zur Au­
ßenwelt ist abgebrochen. Das La­
gerkomitee, ein von den Flüchtlin­
gen gewähltes Gremium, befürchtet 
nun, daß die türkischen Behörden 
mit ihrer Aktion die Deportation der 
Familien in den Irak vorbereiten. 
Anlaß für diese Befürchtungen sind 
die seit einiger Zeit intensivierten 
Kontakte zwischen der türkischen 
und irakischen Regierung. Bereits 
einige Tage vor Beginn der Belage­
rung hatten Vertreter der Flüchtlin­
ge in einem Appell an den deutschen 
Bundestag dringend um Hilfe gebe­
ten.

„Außer offiziellen Verlautba­
rungen ist jetzt nichts mehr aus den 
Flüchtlingslagern zu hören“, be­
schreibt liker Maga, türkischer Fo­
tograf und Journalist, die Situation. 
Seit Inkrafttreten der Bestimmung 
413 im April ist es unmöglich, in den 
in der Türkei erscheinenden Zeitun­
gen Nachrichten über die kurdi­
schen Flüchtlinge aus dem Irak zu 
veröffentlichen. Bei der Eröffnung 
einer Fotoausstellung mit dem Titel 
Flucht vor dem Giftgas über das 
Flüchtlingsleben in den Lagern Ki­
ziltepe, Diyarbakir und Mus, die 
jetzt in Bremen zu sehen ist, berich­

tete liker Maga über die Stimmung 
unter den Flüchtlingen. In der ver­
gangenen Woche, so sein Bericht, 
seien 2.250 bis 2.500 kurdische 
Flüchtlinge in den Irak zurückge­
kehrt, ohne daß es ein offizielles 
Protokoll über diese „Rückfüh­
rung“ gibt. Damit ist jegliche Kon­
trolle der Sicherheit der Rückkehrer 
unmöglich.

Am21. Februar dieses Jahres war 
eine Delegation mit dem türkischen 
Innenminister im Irak. Danach be­
gannen die Aufrufe zur Rückkehr. 
Am 26. Februar hatte der irakische 
Präsident Saddam Hussein eine Am­
nestie für Rückkehrer verkündet —

gleichzeitig sagten die Vereinten 
Nationen ein 14,5-Millionen- 
Mark-Projekt für ein Flüchtlings­
projekt in Yosgat ab. „Danach wa­
ren die Kurden völlig desillusio- 
niert“, erklärte liker Maga. Saddam 
Hussein befristete die Amnestie zu­
nächst bis zum 11. April, verlänger­
te sie dann jedoch bis zum 11. Juni. 
Aufgrund des zunehmenden Drucks 
und aus Furcht vor weiteren Repres­
salien forderte inzwischen der Gou­
verneur des Lagers Mus die Flücht­
linge auf, daß aus jeder ihrer Woh­
neinheiten einer in den Irak zurück­
kehren solle.

In den drei Flüchtlingslagern ist 
die Stimmung zweigeteilt. Während 
die einen das Leben dort nicht mehr 
aushalten und den über Lautspre­
cher verbreiteten Aufrufen „Kehrt 
zurück in die Dörfer“ Glauben

schenken wollen, fordern die KDP 
(„Kurdische Demokratische Par­

tei “) und die Sprecher der Lager zum 
Bleiben auf. KDP-Führer Barzani 
teilt den Flüchtlingen per Flugblatt 
mit, daß in den Dörfern ihr Hab und 
Gut längst bes dpgnahmt worden 
sei. Man weiß au- daß Rückkehrer 
mit einem rotei Paß ausgestattet 
werden sollen, der sie künftig ge­
genüber den gebräuchlichen gelben 
als Rückkehrer aus der Türkei aus­
weist und sie von der irakischen Be­
völkerung abgren:

Die Repressionen in den Lagern 
sind seit Februar verschärft worden. 
Im Lager Kiziltepe wird seit zwei 
Monaten die wöchentliche Fleisch­
ration nicht mehf jsgegeben. Bis 
dahin durften die Flüchtlinge noch in 
den umliegenden Dörferneinkaufen 
— seit zwei Monaten ist ihnen auch 
dies verboten, um sie von der tür­
kisch-kurdischen Bevölkerung 
fernzuhalten. Dreimal war die tägli­

che Brotration vergiftet, angeblich

Foto.epd/Suhan
Flüchtlingszelte. Sämtliche Läden, 
die Flüchtlinge in Selbstorganisati­
on am Lagereingang errichtet hat­
ten, wurden niedergemacht. Seither 
befindet sich das Lager im Belage­
rungszustand. Die Wasserversor­
gung wurde unterbrochen, Mitglie­
der des Lagerkomitees inhaftiert. 
Die Menschen trauen sich aus Angst 
vor weiteren Übergriffen und Fest­
nahmen nicht mehr aus den Zelten 
heraus.

Kiziltepe isteinesvondrei großen 
Lagern im Südosten der Türkei, in 
denen rund 32.000 kurdische und 
christlich-assyrische Flüchtlinge 
interniert sind. Sie waren nach den 
irakischen Giftgasangriffen vom 
August 1988 in die Türkei geflohen. 
Damals wurden im Irak rund 500 
Dörfer zerstört und mehrere tausend 
Menschen getötet und gefangenge­
nommen. Dennoch haben die türki­
schen Behörden sie nicht als politi­
sche Flüchtlinge anerkannt. 4^
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Kurdisches Dorf unter Anklage
155 Dorfbewohner aus Cizrk wegen Separatismus

Am Ptyarbalür Usty Schmidt
155 Bürger der kurdischen Kreis­
stadt Cizrfe (Türkei) stehen zur Zeit 
vor dem Staatssicherheitsgericht 
vonDiyarbakir. Sie sind angeklast, 
den Volksaufstand in der Stadt an der 
türkisch-syrischen Grenze im März 
(s. toz vom 28.4.) verursacht und 
vorangetrieben zu haben.

Den 155 Angeklagten, von denen 
sich 74 in Haft befinden, wird vorge­
worfen, in der Zeit vom 20. bis 23. 
März 1990 gegen das Versamm­
lungsgesetz verstoßen und staatli­
ches Eigentum mutwillig beschä­
digt zu haben. Zwei weitere Ankla­
gepunkte sind Widerstand gegen die 
Staatsgewalt und separatistische 
Propaganda. All diese strafbaren 
Handlungen sollen gemäß der An­
klageschrift auf Geheiß der verbote­
nen Kurdischen Arbeiterpartei 
(PKK) begangen worden sein.

Zu Beginn des Prozesses am 
Montag schloß der Richter nach 
Feststellung der Personalien und 
Verlesung der Anklageschrift die 
Öffentlichkeit und die Presse aus, 
was er mit der Gegenwart eines 
14jährigen unter den Angeklagten 
begründete. Danach forderte der 
Staatsanwalt für jeden der Ange­
klagten in allen vier Begehen eine 
Gefängnisstrafe von zehn bis fünf­
zehn Jahren. Die zwanzig Anwälte, 
die bei ihrer Verteidigung eine ge­
meinsame Strategie verfolgen, for­
dern Freispruch für die Angeklag­
ten. In ihren Plädoyers versuchen

Frankfurter A llgem eine Zeitung

U f.5 .1990

die Anwälte nachzuweisen, daß es 
sich bei dem Aufstand in der Kreis­
stadt um Notwehr gegen die Über­
griffe der Sicherheitskräfte gehan­
delt habe und um ein legitimes Auf­
begehren gegen eine jahrzehnte­
lange Repressionspolitik der türki­
schen Regierung gegen die kurdi­
sche Bevölkerung.

Der „Cizrfe“-Prozeß unterschei­
det sich insofern von allen anderen 
zahlreichen Massenprozessen, (he 
seit dem Militärputsch 1980vor dem 
Kriegsgericht oder seinem „Nach­
folger“, dem Staatssicherheitsge­
richt, in Diyarbakir stattgefunden 
haben, insofern als daß zum ersten 
Mal nicht Vorwürfe wie Mitglied­
schaft oder Unterstützung einer ille­
galen Organisation Gegenstand der 
Anklage sind. Es ist außerdem der 
erste Massenprozeß gegen Kurden 
seit der Verschärfung des Ausnah­
mezustandes am 9. April, als das 
Höchststrafmaß für „separatisti­
sche Aktivitäten“ verdoppelt wur­
de. Ungefähr die Hälfte der Ange- 
klagten sind Analphabeten, vielebe- 
herrschen die türkische Sprache 
nicht, so daß das Gericht gezwungen 
ist die Verhandlung mit Dolmet­
schern zu führen. Ein Paradoxum, 
da die Existenz der kurdischen Spra­
che von den offiziellen türkischen 
Stellen immer noch nicht anerkannt 
ist.

Von so gut wie allen Angeklagten 
liegen Aussagen vor, in denen sie 
eine Teilnahme an den Aktionen zu­
geben . Diese Aussagen stammen al­

lerdings alle von den ersten Verhö­
ren aus den Tagen direkt nach der 
Festnahme. Vor Gericht erklärten 
die Angeklagten jedoch einhellig, 
daß diese Aussagen nicht von ihnen, 
sondern von 'den Polizeibeamten 
verfaßt worden seien und daß sie ge­
zwungen worden seien, zu unter­
schreiben.

Nach Angaben des Rechtsanwal­
tes Orhan Dogan aus Cizrt, „wird 
dasGericht versuchen, den Masseo- 
prozeß so schnell und reibungsipi 
als möglich über die Bühne zu be­
kommen, um die Akte Cizrä endgül­
tig schließen zu können. “ Dogan be­
schwert sich auchüber die angeblich 
mangelnde Solidarität von sehen 
türkischer Kollegen: „IneinemVef- 
fshren wie das gegen die Vorsitzen­
den der Kommunistischen Ptttei 
Kutlu und Sargin stehen Hunderte 
von Anwälten bereit. Diese Men­
schen hier, die zumgroßen Teil okd* 
lesen und schreiben können und die 
Sprache des Gerichts nicht beherr­
schen, sind noch mehr auf die Soli­
darität der demokratischen Öffent­
lichkeit und der fortschrittlichen 
Anwälte angewiesen. “ * t >

Auch der „Cizrfe-Prozeß“ ist Op­
fer der weitgehenden Zensurbe­
schlüsse gegen die türkische Presse 
geworden. Trotz der Dimension des 
Verfahrens und trotz der Schlagzei­
len, die die „Intifada" selbst ge­
macht hatte, waren nach dem ersten 
Sitzungstag gar keine oder nur spär­
liche Meldungen in der Presse zu le­
sen.

t u

, A •' ' .

30.5 .1990

200 Kurden bol Demo
fftifnawn—i—amTßsigßiKm liPl

Ankara (dpa) — Die Polizei hat 
am Montag bei Zusammenstö­
ßen mit Demonstranten in Diyar­
bakir rund zweihundert Kurden 
festgenommen. Zu dem Vorfall 
war es gekommen, als Polizeibe­
amte einige hungerstreikende 
Kurden aus einem Büro der So­
zialistischen Partei heraustragen 
wollten. Die Kurden solidari­
sierten sich mit ihrer Aktion mit 
hungerstreikenden Gefangeneg^ 
in verschiedenen türkischen G c^P  
fänenissen. Mehr als tausend 
Getangene hatten vor einer Wo­
che einen Hungerstreik begon­
nen, um gegen die Zustände in 
Gefängnissen und auf die Inhaf­
tierung einiger angeblich kom­
munistischer Journalisten auf­
merksam zu machen.

Grüne: Türken benutzen deutsche 
Waffen im Einsatz gegen Kurden

BO N N, 13. Mai (dpa). Die Abgeordne- 
te der Grünen Oesterle-Schwerin hat der 
Bundesregierung vorgeworfen, sie habe 
mit Militärhilfe Einsätze der Türkei gegen 
die Kurden des Landes unterstützt. Nach 
Rückkehr von einer einwöchigen Delega­
tionsreise in den Südosten der Türkei sagte 
Frau Oesterle-Schwerin, es bestehe für sie 
kein Zweifel daran, daß die Türkei ein 
Polizeistaat und Türkisch-Kurdistan ein 
besetztes Land sei. Die Demonstrationen 
in den türkischen Ostprovinzen würden 
„mit Hilfe von Waffen bekämpft, die von 
der Bundeswehr ausrangiert wurden und 
im Rahmen des Militärsonderhilfeabkom­
mens -  jährlich 280 Millionen Mark -  an 
die Türkei geliefert werden“, sagte die 
Abgeordnete.

J r a n f f i ir te r Ä llg c m e in e
10.5.1990 

Amnesty bezichtigt die 
Türkei weiter der Folter

LONDON, 9. Mai (AFP). A uf Men- 
schenrechtsverletzungen in der Türkei hat 
die Gefangenenhilfsorganisation amnesty 
international am Mittwoch in London 
hingewiesen. Die Organisation legte einen 
Bericht über die Situation der Menschen­
rechte in dem Land vor. Danach würden 
Oppositionelle in der Türkei häufig wider­
rechtlich festgehalten, mit Elektroschocks 
und Hochdruck-Wasserpistolen gefoltert 
sowie sogar getötet. „Der Gebrauch der 
Folter bleibt weitverbreitet und systema­

tisch und führt in einigen Fällen zum Tod“, 
berichtete die in London ansässige Organi­
sation. Die Reformen, welche die Regie­
rung in Ankara angekündigt habe, seien 
Ende März noch nicht umgesetzt gewesen. 
Die Ergänzungen des türkischen Straf­
rechts und der Strafprozeßordnung ent­
sprächen in wichtigen Teilen nicht interna­
tionalen Standards. Gefoltert worden seien 
Mitglieder politischer Organisationen, Ge­
werkschaftler, Kurden und Journalisten. ^
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„Also, der Mümin, der konnte das nicht"
Nach Ablehnung seines Asylantrags wegen politischer Verfolgung in der Türkei beging Mümin Kurt Selbstmord /  
Schwere Depressionen und eine klinische Behandlung waren vorausgegangen /
Angst vor weiterer Folter plagte den Oppositionellen, der 1979erstmals in die BRD floh

Au> Livirkmin B. Markiwyr
Ein kopiertes Foto, auf dem er nur 
undeutlich zu erkennen ist, und dar- 
untereinkleiner,mitRosenundFre- 
sien geschmückter Kranz hängen an 
der Wand. Gegen die blendende 
Sonne sind an den Fenstern die Ja­
lousien heruntergelassen. In dem 
verqualmten Raum sitzen die Freun­
de.

„Im städtischen Krankenhaus ha­
ben die Ärzte zu ihm gesagt: Du bist 
kein Fall für ein normales Kranken­
haus. Er müßte nach Langenfeld 
oder nach Hause gehen“, erzählt 
sein Freund E. Mümin Kurt ging. 
Das war am Donnerstag, dem 
26. April. Vermessungsarbeiter 
fanden ihn am frühen Freitag mor­
gen. Er hatte sich in der Nacht an ei­
nem Baum erhängt. Nicht weit von 
seiner Wohnung in Leverkusen-Op­
laden.

Es war nicht das erste Mal, daß 
Mümin Kurt Hilfe bei Ärzten ge­
sucht hatte. Letztes Jahr verbrachte 
er zwei Monate in der Rheinischen 
Landesklinik Langenfeld. Freiwil­
lig hat er sich einweisen lassen, bei 
seiner Aufnahme zeigt sich der da­
mals 43jährige, wie ein Psychologe 
notiert, „stark depressiv und ängst­
lich“ . Dabei handele es sich „offen­
bar um eine Reaktion auf die bei ihm 
besonders schwierigen Migrations­
bedingungen (laufender Asylan­
trag, Familie in der Türkei, Selbst­
mord des Bruders vor einigen Jah­
ren) “ . Als es Kurt etwas besser geht, 
entläßt man ihn. Heike Schrempf, 
Sozialpädagogin bei der Leverkuse­
ner Arbeitwohlfahrt kümmert sich 
um ihn: „Ich konnte ihn aber nur be­
raten. Ich habe 330 Flüchtlinge zu 
betreuen.“ Für eine psychosoziale 
Betreuung von Asylbewerberin­
nen, kritisiert sie, „fehlen die Mit­
tel“. „Mümin“, sagt sie „baute 
schnell wieder ab.“

„Er zog den Tod der unmenschli­
chen Asylsituation in Deutschland 
vor.“ Das durften seine Freundin­

nen nicht in die Todesanzeige 
schreiben, die am vergangenen 
Montag in der Leverkusener Ausga­
be des 'Kölner Stadtanzeigers* er­
schien. „ErgingdenWegKemal Al- 
tuns“, schrieben sie daraufhin. Für 
den heutigen Samstag ist eine Ge­
denkdemonstration gegen die bun­
desdeutsche Asylpolitik in Leverku­
sen geplant.

Gelebt hat Mümin Kurt in den 
letzten beiden Jahren in einer vollge­
stellten Einzimmer-Paterre-Woh- 
nung in Opladen. Der Blick aus dem 
Fenster geht auf wohlgeordnetes 
Grün. „Die Nachbarn haben mich 
für verrückt erklärt, daß ich so einen 
Asylbewerber hier wohnen lasse“, 
erzählt die Vermieterin. „Doch das 
ging an mir vorbei. Sollten die re­
den. “ Sie hatte, auf ihre Weise, ein 
Herz für Mümin Kurt. Hat ihm Sa­
chenbesorgt, das Zimmer miteinge­
richtet, „ist doch besser als vorher, 
wo er im Heim mit fünf Leuten auf 
der Bude gehockt hat“. Er müsse 
sich in Deutschland integrieren, hat 
sie ihm gesagt, seine Wohnung in 
Ordnung halten, auch mal die Müll­
tonne rausstellen, wie die anderen 
Mieter. „Aber der Mümin, der 
konnte dat nich. Dat hat den nicht in­
teressiert.“ Anfangs sei er lebhaft 
gewesen, habe Freunde eingeladen. 
„Aber in letzter Zeit war er nicht 
mehr ansprechbar, blieb immer in 
seiner Wohnung, hat auch gar nichts 
mehr gegessen. Ich dachte, der ver­
hungert noch.“ Und auch sein 
Deutsch habe er wieder vergessen, 
„sprechen konnte man gar nicht 
mehr mit ihm“.

Die Freunde wußten um Mümin 
Kurts panische Angst, in die Türkei 
abgeschoben zu werden. Er sprach 
öfters davon, sich umzubringen. Er 
fürchtete sich vor erneuter Verhaf­
tung und Folter, fürchtete, die Na­
men politischer Gesinnungsge 
sen preiszugeben. Er war ben 
zum zweiten Mal in der BRD. IS '9 
floh er erstmals aus der Türkei und 
beantragte hier Asyl. Er war wegen

seiner Unterstützung der linksge­
richteten Organisation Halkin Kur- 
tulusu verfolgt worden. Sein Asyl­
antrag wurde abgelehnt. Dann be­
ging sein Bruder, Ali Kurt, der 1980 
in die BRD geflohen war, im Herbst 
1982 Selbstmord. Ali Kurt lebte mit 
Frau und Kind in Sulzbach am Main. 
Sein Asylantrag war, trotz massiver 
politischer Verfolgung in der Tür­
kei, ebenfalls abgelehnt worden.

Nach dem Selbstmord seines 
Bruders flog Mümin Kurt zurück in 
die Türkei. Unmittelbar nach seiner 
Ankunft auf dem Istanbuler Flugha­
fen wurde er festgenommen und ver­
hört. Man warf ihm vor, sich auch in 
der BRD politisch betätigt und einen 
Asylantrag gestellt zu haben. In den 
folgenden Jahren arbeitete er in 
Samsun, wo seine Frau und seine 
beiden Kinder leben, wieder in sei­
nen kleinen Laden. Erneut nahm er 
Kontakt zu seinen politischen 
Freunden auf. „Mümins Laden war 
Anlauf-und Treffpunkt. Er war kei­
ner, der sich profiliert, aber einer 
von denen, ohne die es nicht geht, 
ohne die oppositionelle Arbeit in der 
Türkei nicht möglich wäre“, sagt 
Mümins Freund E. Nachdem ihn die 
Polizei zunächst in Ruhe gelassen 
hatte, verhaftete sie ihn 1983 erneut, 
hielt ihn drei Wochen fest und folter­
te ihn. Fortan wurde Kurt, bis zu sei­
nererneuten Flucht im Frühjahr ’86, 
immer wieder festgenommen, ge­
schlagen, verhört. Kurz zuvor wa­
ren Bekannte von ihm festgommen 
worden, und er mußte befürchten, 
daß sie unter Folter gegen ihn aussa- 
gen würden. In der BRD engagierte 
er sich bei vielen Aktionen weiter für 
Demokratie und Menschenrechte in 
der Türkei.

Sein erneuter Antrag auf Asyl 
wurde im Herbst 1988 abgelehnt. 
DieFurchtvorVerfolgunghabeerin 
seiner Anhörung nicht ausreichend 
begründen können. Sein Anwalt 
führt in der Klage gegen den Ableh­
nungsbescheid an, Mümin Kurt 
habe nicht nur wegen seiner politi­

schen Aktivitäten in der Türkei, son­
dern auch aufgrund seines Engage­
ments hier bei einer Abschiebung 
„mit sofortiger Verhaftung und 
langjähriger Haftstrafe zu rechnen, 
da die türkischen Behörden durch 
ihre umfassende Spitzeltätigkeit in 
der Bundesrepublik... auf ihn auf­
merksam geworden sind“.

Bis die Klage nicht entschieden 
war, bestand keine unmittelbare Ge­
fahr, daß Mümin Kurt abgeschoben 
werden würde. Doch er hielt den 
Schwebezustand nicht aus. „Auch 
nicht das Leben hier, das ihn zum 
Bittsteller machte“, sagt ein 
Freund. „In der Türkei werden wir 
verfolgt, hier werden wir von oben 
herab behandelt, dürfen nicht arbei­
ten , viele wohnen in Heimen. Das ist

für uns alle schwer. Wir haben ver­
sucht, ihm zu helfen. Er hatte Sehn­
sucht nach seinen Kindern. Ich weiß 
nicht, wieviele Menschen in diesem 
Zustand hier leben, manche halten 
es nicht aus. Mümin war depressiv, 
aber er hat aus der Asylsituation her­
aus Selbstmord begangen. Das ist 
für uns das Wesentliche. “

Am Donnerstag voriger Woche 
wurde Mümin Kurt auf dem Lever­
kusener Reuschenberg-Friedhof 
begraben. Eine Überführung war zu 
teuer. Der Name auf dem Holz­
kreuz, das ein Friedhofsgärtner auf­
gestellt hat, bis der Grabstein gelie­
fert wird, ist falsch geschrieben. 
„MueminKurt“ steht da. „Mu-emin 
hieß er nicht“, sagt sein Freund E. 
„Er hieß Mümin, Mümin Kurt.“
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Jranffurter Allgemeine
Mord im wilden Kurdistan

14. 5.1990

Die lange Geschichte eines schwierigen Verhältnisses / Wolfgang G ünter Lerch

FRANKFURT, 13. Mai. Der türkische 
Ministerpräsident Akbulut hat in den 
vergangenen Tagen das Nachbarland Irak 
besucht. Er sprach mit der Baath-Führung 
in Bagdad unter anderem auch über 
Möglichkeiten, das Einsickern kurdischer 
Separatisten über das Gebiet des Irak auf 
türkisches Territorium zu verhindern. Der 
Irak verfolgt die Kurden schon seit Jahren 
mit brutaler Gewalt, die Türkei will nach 
den jüngsten Beschlüssen des Ministerra­
tes vom April ebenfalls mit aller Härte 
gegen die Banden der kurdischen PKK 
vorgehen, die den türkischen Sicherheits­
kräften seit nun sechs Jahren immer 
wieder schwere Gefechte liefern, aber auch 
unbewaffnete Zivilisten massakrieren. In 
den vergangenen Jahren haben türkische 
Truppen schon mehrfach irakisches Terri­
torium betreten, wenn es galt, Kurden zu 
verfolgen. Sie konnten das auf der 
Grundlage eines mit dem Irak getroffenen 
Abkommens

Daß der Weg einer militärischen Unter­
drückung der „kurdischen Intifada“ auf 
die Dauer Erfolg haben könnte, wird 
freilich von vielen bezweifelt. Es handelt 
sich bei der Auseinandersetzung zwischen 
dem türkischen Staat und den Kurden 
auch keineswegs nur um einen Kam pf mit 
Terroristen; die PKK ist vielmehr nur die 
Spitze einer breiten Volksbewegung, dir 
für die KurJ~  ̂ das Se’Vtbestimrr.w*. 
recht durchsetzen will. Allerdings nicht rur 
alle, denn es gibt auch viele Kurden, die 
nichts dagegen haben, in der Türkischen 
Republik zu leben. Innenminister Abdül- 
kadir Aksu zum Beispiel ist selbst kurdi­
scher Herkunft.

Das Verhältnis zwischen Türken und 
Kurden ist gegenwärtig auf dem Tiefpunkt 
einer langen gemeinsamen Geschichte 
angelangt. Paradox mag es zunächst 
klingen, daß die Schwierigkeiten, die beide 
Völker miteinander haben, erst in der Zeit 
der säkularistischen, den Reformen Atat- 
ürks verpflichteten Republik ihren Höhe­
punkt erreicht haben. Als die Osmanen ihr 
riesiges, sich über drei Kontinente erstrek- 
kendes Reich beherrschten, genossen kur­
dische Fürstentümer im Osten Anatoliens 
oft eine weitgehende Autonomie. Zentren 
der Kurden waren neben Diyarbakir die 
Stadt Bitlis, Hasankeyf (Hisni Kaifa) am 
Tigris sowie die Gegenden um Hakkari, 
Nusaybin und Cizre nahe der syrischen 
und irakischen Grenze.

Die beiden zuletzt genannten Städte 
sind auch jetzt wieder Zentren der Unru­
he. In den dreißiger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts tobte dort der Kurdenauf­
stand unter Scheich Bedir Khan, einem 
kurdischen Führer, der noch heute legen­
dären Ruhm genießt. Der von Sultan 
Mahmud II. als Militärberater angeforder­
te preußische Offizier Helmuth von Molt- 
ke schilderte damals für die europäische 
Öffentlichkeit den Zusammenprall kurdis­
cher Krieger mit den osmanischen Trup­
pen. Dabei verfolgte der Aufstand Bedir 
Khans keine sezessionistischen Ziele. Er

war vielmehr Ausdruck der Unzufrieden­
heit mit der Herrschaft der Osmanen. 
Solange der Sultan in Konstantinopel 
herrschte, konnten sich Kurden und 
Türken trotz mancher Streitereien und 
Auseinandersetzungen auf der gemeinsa­
men Grundlage des Islam verständigen.

Die Geburtsstunde eines ausgesproche­
nen kurdischen Nationalismus mit stark 
separatistischen Bestrebungen fallt in die 
achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts. 
Damals fanden die Kurden in Scheich 
Ubaidallah einen charismatischen Anfüh­
rer, der den Truppen des Sultans Abdülha- 
mit einen blutigen Aufstand lieferte.

Z e n tra lis ie ru n g

Ubaidallah war nicht unbedingt gegen 
den Sultan und Kalifen, wehrte sich 
jedoch gegen die immer stärker werdende 
Zentralisierung im Reich, die geeignet war, 
die relative Autonomie der kurdischen 
Stämme im Osten Anatoliens zu beschnei­
den. Der Sultan band die kurdischen 
Krieger dadurch geschickt in das osmani- 
sche System ein, daß er in den neunziger 
Jahren eine kurdischem Miliz schuf, die 
sogenannten Hamidiye-Regimenter, und 
ihnen in den östlichen Provinzen Ord­
nungsaufgaben übertrug.

Wieder Teile mutmaßlicher 
Superkanone beschlagnahmt

ROM, 13. Mai (AP). Auch in Italien 
sind jetzt für den Irak bestimmte Stahlele­
mente beschlagnahmt worden, die offen­
bar zum Bau der von Bagdad mutmaßlich 
geplanten Superkanone verwendet werden 
sollten. Wie die italienischen Behörden in 
Rom mitteilten, wurden die in Italien 
gefertigten Teile mit einem Gewicht von 
insgesamt 90 Tonnen bei Razzien in Rom, 
Neapel, Brescia und Terni sichergestellt. 
Mehrere Personen würden im Zusammen­
hang mit den geplanten Lieferungen 
verhört. Aus ebenfalls beschlagnahmten 
Dokumenten gehe hervor, daß die Stahl­
teile vom h*akischen Industrieministerium 
bestellt wurden und offiziell für petroche- 
mische Anlagen bestimmt seien. Nach 
irakischer Darstellung dienten auch die in 
den letzten Wochen in Griechenland, der 
Türkei, und Großbritannien sichergestell­
ten Stahlrohren diesem Zweck. Die briti­
sche Regierung hatte kürzlich die Über­
zeugung geäußert, daß der Irak aus diesen 
Teilen den Bau einer riesigen Kanone 
plane. Diese könne mit atomaren Ge­
fechtsköpfen ausgestattet werden, deren 
Reichweite mehrere hundert Kilometer 
betrage. Laut der italienischen Nachrich­
tenagentur Ansa steht die italienische 
Polizei in ständigem Kontakt mit der 
Polizei in anderen europäischen Ländern, 
um in Erfahrung zu bringen, ob es der 
Irak gelungen ist, andere Teile für die 
vermutete Superkanone einzuführen.

Nach dem Zusammenbruch des osma­
nischen Reiches, als Mustafa Kemal, der 
spätere Atatürk, daranging, einen Befrei­
ungskrieg gegen die westlichen Mächte, 
vor allem jedoch gegen die griechischen 
Invasoren zu entfesseln, beteiligten sich 
viele Kurden an diesem Unternehmen. 
Atatürk wußte die Härte und den 
Kampfeseifer der Krieger aus dem Osten 
zu schätzen. Der erste Widerstand gegen 
ihn regte sich erst, als immer deutlicher 
wurde, daß die neue Türkei ein rein 
türkischer Nationalstaat mit exklusiv 
türkischer Ideologie werden sollte, in der 
dem neu entstandenen türkischen Natio­
nalismus eine besondere Rolle zugedacht 
war. Hinzu kam, daß viele Kurden auch 
die antireligiösen Reformen Atatürks 
ablehnten, was die kemalistsiche Hagio-^fe 
graphie bis heute manchmal verschweigt.^^

Im Jahre 1925 kam es zum Kurdenauf­
stand unter Scheich Said, der nicht nur 
ein kurdischer Nationalist war, sondern 
auch ein Führer der sunnitisch-orthodo­
xen Nak§bendi-M uslimbrüderschaft. 
1923 hatte es die Türkei erreicht, im 
Vertrag von Lausanne all das rückgängig 
zu machen, was in den Abmachungen von 
Sevres drei Jahre zuvor die Regierung des 
Sultans noch zugestehen mußte: unter 
anderem auch Freiheit für die Kurden. 
D arauf berufen sich die kurdischen 
Nationalisten noch heute. Atatürk und 
Ismet Inönü ließen Scheich Saids Erhe­
bung unbarmherzig niederschlagen, noch 
im selben Jahr wurden alle Sufi-Konvente 
und Derwischorden geschlossen und ver­
boten (was für ihre Weiterexistenz jedoch 
kein Hindernis war). Auch Orden, die 
rein kontemplativ waren und niemals zur 
Militanz neigten, wie die Mevleviye oder 
Halvetiye, traf Atatürks Verdikt. Noch iqtffc 
den dreißger Jahren kam es zu zw e i^ ^  
Kurden-Aufständen, die ein ähnliches 
Schicksal erlebten wie die Rebellion 
Scheich Saids. Die kemalistische G e­
schichtsschreibung macht es sich aller­
dings zu einfach, wenn sie in dieser 
politischen Unrast unter den Kurden nur 
die letzten „rekationären Zuckungen“ der 
alten Zeit sieht und den nach Selbstbe­
stimmung strebenden nationalen Kern 
dieser Bewegungen verschweigt.

In der heutigen Türkei gilt es als 
ungeschriebenes wie geschriebenes G e­
setz, daß der aus der Konkursmasse des 
Osmanischen Vielvölkerstaates gerettete 
Nationalstaat der Türken in seinem  
Bestand von niemandem gefährdet oder 
in Frage gestellt werden darf. So denken 
die Militärs und die Parteien, und sie 
werden in dieser Frage, wie es scheint, 
nicht mit sich reden lassen. So prallen 
zwei Nationalismen unversöhnlich auf- 
einader, der türkische und der kurdische, 
ohne daß es als versöhnedes Element den 
islamischen Staat gäbe, der früher eine 
gewisse Gemeindsmkeit stiftete. Die Zei­
ten des Padischah sind vorbei.
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„Bonn muß die Militärhilfe an die Türkei einstellen“
Gräne Bundestagsabgeordnete Jutta Oesterie-Schwerin war Im tärkisehen Teil Kurdistans /

Dort werde ein „Krieg gegen die Zivilbevölkerung“ geführt

Militärischer Beobachtungsposten gegen kurdische Separatisten Foto: Cünay Ulutuncok/latf

\ Wie wirkt das Notstandsdekret, das die tür­
kische Regierung über Kurdistan verhängt 
hat} im Rest des Landes ?

Es herrscht eine absolute Pressezensur. 
Man darf nicht aus dem Gebiet berichten und 
man darf in anderen Teilen der Türkei auch 
nichtüfordas Gebiet berichten. Wirhabenam 
letzten Tag eine Pressekonferenz in unserem 
Hotel in Istanbul gegeben. Darüber erschien 
in der nationalen Ausgabe der Zeitung ’Cum- 
huriyet4 nichts; in der Ausgabe vom gleichen 
Tag, die im Flugzeug verteilt wurde, erschien 
ein kurzes Stück.

Wie sollte sich Bonn verhalten ?
Als erstes muß die Bundesregierung jegli­

che Waffenlieferungen stoppen. Dabei kann 
sie sich nicht auf ihre Nato-Verpflichtungen

berufen, das ist ein Militärsonderhilfeab­
kommen und kann sofort gestoppt werden. 
Zweitens bin ich auch der Meinung, daß man 
die Beteiligung andemGAP-Projekt [Riesen­
staudamm im — türkischen — Quellgebiet 
von Euphrat und Tigris. Anm. d. Red.] tun­
lichst lassen sollte. Ich halte das Projekt öko­
logisch für äußerst schädlich. Schon sehr 
viele kurdische Dörfer haben ihren Grund 
und Boden durch die Überschwemmungen 
verloren. Es hat auch überhaupt keinen Sinn, 
Flüchtlingshilfe über die türkische Regie­
rung zu leiten.

Hat die Regierung Gelder unterschlagen ?
Es gibt ja unter anderem ein Flüchtlings­

zeltlager südlich von Mardin [für kurdische 
Flüchtlinge aus dem Irak. Anm. d. Red.]. Da­
für hat die Bundesregierung eine Million 
Mark gegeben, angeblich für die Zelte in die­
sem Lager. Unsere Gesprächspartner rech­
neten uns vor, daß die Zelte höchstens
250.000 Mark gekostet haben.

War die deutsche Botschaft in Ankara an 
Ihren Reisevorbereitungen beteiligt?

Wir haben der Botschaft mitgeteilt, daß 
wir kommen. Und die Botschaft hat uns vor 
der Reise gewarnt. Wir müßten mit Auswei­
sung oder Festnahme rechnen. Das ist natür­
lich nicht eingetroffen, weil wir Diplomaten­
pässe hatten. Aber die Situation ist so 
schlimm, daß so etwas passieren kann.

Interview: Dorothea Hahn

Eine Delegation aus zwei grünen Bundestags­
abgeordneten, einer AL-Politikerin, Men- 
schenrechtlem und Anwälten aus der BRD be­
suchte in der vergangenen Woche den türki­
schen Teil Kurdistans, um sich über die Men­
schenrechtslage nach Verhängung des Kriegs­
rechtes zu informieren. Jutta Oesterie-Schwe­
rin gehörte zu der von medico-intemational or­
ganisierten Gruppe.
taz: Wie waren ihre Arbeitsmöglichkeiten in 
Kurdistan?
Jutta Oesterie-Schwerin: Äußerst schwie­
rig. Wir konnten keine offenen Gespräche mit 
Gewerkschaftern, Bürgermeistern oder mit 
Kandidaten der Kommunalwahl führen, we­
der in öffentlichen noch in Privathäusern. 
Kaum wollten wir so einen Termin beginnen, 
kam ein Polizist in Zivil, bewaffnet und mit 
laufendem Tonband in den Raum und be- 
harrte darauf, die Gespräche aufzunehmen. 
Unsere Dolmetscherin fing dann sofort an, 
über das Wetter zu reden.

Wie haben Sie sich unter diesen Umstän­
den Informationen beschafft?

Durch Gespräche mit Anwälten — in die 
Anwaltsbüros kam die Polizei nicht rein, sie 
postierte sich immer außerhalb. Durch Ge­
spräche, die wir im Hotel in Diyarbakir ge­
führt haben und durch Begegnungen mit Bau­
ern, die wir in unserem Wagen mitnahmen.

Würden Sie sagen, daß in türkisch Kurdi­
stan ein „Bürgerkriegu stattfindet?

Ich würde sagen, daß dort ein Krieg gegen 
die Bevölkerung stattfindet. Man konnte 
keine 20 Kilometer fahren, ohne von der Ar­
mee angehalten zu werden. Ich habe nicht ge­
sehen, daß die Bürgerinnen kämpfen, son­
dern daß die Armee überall präsent ist und 
auch uns nicht frei bewegen ließ.

Können Sie das Ausmaß des Volksaufstan­
des beurteilen?

Durch Augenzeugenberichte. Es müssen 
Riesendemonstrationen gewesen sein in 
Cizre und Silopi, wo die Polizei teilweise in 
die Menge geschossen hat. Anlaß war ja die 
Beerdigung von einem Erschossenen in Nu- 
saybin, von dem das Militär später behaup­
tete, er sei ein PKKler gewesen.

Wie ist das Verhältnis der kurdischen Be­
völkerung zu der bewaffneten Organisation 
PKK?

Die tatsächliche Rolle der PKK kann ich 
nicht beurteilen, weil ich das Gefühl hatte, 
daß die Menschen uns das nicht sagen. Weder 
haben sie sich über die PKK beklagt, noch ha­
ben sie gesagt, daß die PKK ihre Führungs­
kraft sei.

Hatten Ihre Gesprächspartner Angst, über 
die PKK zu sprechen ?

Ja. Denn da stehen ja 15 Jahre Gefängnis 
an, und woher wissen die Leute, daß sie uns 
vertrauen können?

Wie offen waren die Berichte über Militär­
einsätze?

Sehr offen. Wir haben zum Beispiel Men­
schen getroffen, deren Dörfer von der Armee 
geräumt wurden und die jetzt vom Betteln le­
ben. Die haben uns erzählt, wie sie vertrieben 
worden sind.

Haben Sie Informationen, ob in Kurdistan 
deutsche Waffen eingesetzt werden?

EsgibtjadieMiJitärhilfe, diese280Millio- 
nen Mark im Jahr im Rahmen der Militärson­
derhilfe, die die Bundesregierung der Türkei 
gewährt, zusätzlich zu den Nato-Verpflich- 
tungen. Das sind hauptsächlich ausrangierte 
Waffen der Bundeswehr, die dorthin ge­
schickt werden. Ich nehme nicht an, daß die 
für etwas anderes benutzt werden.
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Präsident Özal kann das 
Regieren nicht lassen.. .
Fünf Monate nach seiner Wahl zum 

Staatspräsidenten dürfte özal er­
fahren haben, daß die Leitung des poli­

tischen Lebens in der Türkei vom Prä­
sidentenamt aus nicht so leicht ist, wie 
er sich das vorgestellt haben mag. Auf 
Drängen der Armeeführung konnten 
er und sein wenig glücklicher Nachfol­
ger im Amt des Ministerpräsidenten, 
Yildirim Akbulut, sich kaum noch mit 
etwas anderem als mit den Anschlägen 
der kurdischen Rebellen befassen, die 
in den letzten Wochen blutigere Aus­
maße angenommen haben als je zuvor.

Seit Anfang März sind mehr als 100 
Menschen bei den blutigen Zusam­
menstößen zwischen den Sicherheits­
kräften und marxistischen Guerillas 
der Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) 
ums Leben gekommen. Das Ziel der 
PKK ist die Unabhängigkeit der kurdi­
schen Provinzen in der Türkei. In der 
Krisensitzung der letzten Woche hat 
das Kabinett drastische Maßnahmen 
beschlossen. Dann wurden eine Reihe 
von Verordnungen (die nicht der Zu­
stimmung des Parlaments bedürfen) 
erlassen, um diesen „Krieg gegen die 
Terroristen zu gewinnen“. Nicht Regie­
rungschef Akbulut, sondern Staatsprä­
sident Özal leitete die Krisensitzung 
des Kabinetts.

Der normale Türke in Ankara, Istan­
bul oder Izmir hat für die PKK wenig 
übrig. Trotzdem haben die Maßnah­
men der Regierung eine Woge der Kri­
tik ausgelöst. Die Verordnungen geben 
vor allem Gouverneur Hayri Kozakc- 
zioglu größere Vollmachten und Be­
fugnisse, der 13 überwiegend von Kur­
den bewohnte Provinzen zu verwalten 
hat: So kann er jetzt Unruhe stiftende

kurdische Dorfbewohner in Gebiete 
deportieren, die auch vom Innenmini­
ster als „sicher“ eingestuft worden 
sind. Kenner der kurdischen Regionen 
sagen, dieses Verfahren eines „inter­
nen Exils“ werde mehr Probleme 
schaffen als lösen.

Noch umstrittener -  und wahr­
scheinlich schädlicher für das Ansehen 
der Türkei in Europa -  sind die neuen 
Einschränkungen für die Presse, wenn 
sie über die Unruhe der Kurden berich­
ten will. Es gibt technisch gesehen 
keine Zensur. Aber praktisch existiert 
jetzt etwas, das dem allzu nahe kommt: 
Kann man Verlegern „eine falsche Dar­
stellung von Vorfällen“ in den südli­
chen Provinzen oder eine „Beruhigung 
von Lesern durch entstellende Nach­
richten oder Kommentare“ nachwei- 
sen, dann drohen ihnen empfindliche 
Strafen.

Was eine „falsche Darstellung von 
Vorfällen“ ist, das will die Regierung 
offensichtlich allein entscheiden. Ihr 
eigentliches Ziel scheinen eine Reihe 
von lokalen, regierungsunfreundlichen 
bis linksgerichteten Publikationen zu 
sein, die die Kühnheit besaßen, ganz 
generell die Behandlung des Kurden­
problems durch die Regierung zu kriti­
sieren. Ikibine Dogru etwa, eine Zeit­
schrift, konnte letzte Woche nicht er­
scheinen, weil dem Verleger das Kur- 
den-Thema zu heiß geworden war.

Kritik an den neuen Maßnahmen 
und Verordnungen kommt jedoch 
nicht nur von den Oppositionsparteien, 
die wegen Verletzung von Menschen­
rechten aufschreien. Sie kommt auch 
aus der regierenden Mutterland-Partei 
und besonders von den Abgeordneten 
aus den kurdischen Wahlbezirken. Re­

gierungschef Akbulut kann alles ande­
re besser als das gebrauchen. In den 
neuesten Meinungsumfragen ist sein 
persönliches Ansehen und das seiner 
Partei auf unter 8 Prozent gesunken. 
Noch weit schlimmer: Zwei der Regie­
rungsmitglieder, die zu den Schwerge­
wichten in der Partei gehören, verlie­
ßen nach heftigen Auseinandersetzun­
gen mit einigen Kollegen das Kabinett: 
Ende Februar war es Außenminister 
Mesut Yilmaz; Ende letzten Monats 
folgte ihm Finanzminister Ekrem Pak- 
demirli. Auf diese Art einen Minister zu 
verlieren, mag noch angehen, aber 
zwei? -  Türken sprechen von glatter 
Inkompetenz.

Beide Minister geben im wesentli­
chen die gleichen Gründe für ihr Aus­
scheiden an: Jeder erklärte, Außenste­
hende hätten ständig in die Angelegen­
heiten seines Ministeriums hineinzure­
den versucht. Regierungschef Akbulut 
sei unfähig, sein Kabinett zusammen­
zuhalten. Yilmaz ließ kaum Zweifel 
daran (obwohl er in seiner Rücktritts­
erklärung den Präsidenten nicht er­
wähnte), daß özal einer von denen sei, 
die sich ständig eingemischt hätten.

Alleswisser sagen bereits voraus, Ak­
bulut werde auf dem Sonderkongreß 
im nächsten Januar den Vorsitz der 
Mutterland-Partei und den Minister­
präsidentenposten verlieren. Aber der 
neue Mann an der Spitze, wer immer es 
ist, wenn es ihn geben sollte, wird auf 
jeden Fall mit özal darüber streiten 
müssen, wer denn die Politik des Lan­
des bestimmt -  der Präsident oder der 
Regierungschef. Gegenwärtig -  sei es 
'’um Guten, sei es zum Schlechten -  tut 
~as özal.

Estün Ete
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Munitionsexport in Türkei geplatzt
Österreich moniert Menschenrechtsverletzungen gegen politische Häftlinge und Kurden

Wien (taz) — Mit Hinweis auf die 
schweren Menschenrechtsverlet- 
zuneen in der Türkei hat das öster­
reichische Innenministerium be­
reits Ende vergangener Woche e i­
nen Waffendeal zwischen Wien und 
Ankara platzen lassen. Die vom Ex­
portverbot betroffene Firma Hirten­
berger hatte Maschinengewehrmu­
nition im Gesamtwert von 600.000 
Dollar an die türkische Regierung 
liefern wollen. Bestimmt war die 
Munition für Spezialeinheiten der 
türkischen Polizei, die in Kurdistan 
eingesetzt werden, wo seit einigen 
Wochen praktisch Kriegsrecht be­
steht, türkische Militärs Dörfer und 
Städte kontrollieren und die Bürger­
rechte einschließlich der Pressefrei­
heit außer Kraft gesetzt sind.

Fast zeitgleich mit der Veröffent- 
lichung des jüngsten amnesty-inter- 
national-Berichts über fortgesetzte

' Folterungen in türkischen Gefäng­
nissen und über die Willkürparagra­
phen im türkischen Strafgesetz, die 
neben Kommunisten vor allem Kur­
den zu Opfern machen, war in der 
vergangenen Woche in Wien auch 
der Waffendeal bekanntgeworden. 
In einem hilfreichen Brief versuchte 
der österreichische Handelsdele­
gierte in Ankara noch, der Firma 
Hirtenberger Rückendeckung für 
ihr Geschäft zu geben. Er schrieb, 
im „Südosten“ der Türkei — so wird 
Kurdistan im offiziellen Regie­
rungstürkisch genannt — könne es 
schon deshalb gar keine Verfolgung 
von Kurden geben, weil es diese gar 
nicht gebe. Mit diesem Hinweis 
folgte der österreichische Handels­
delegierte der Linie der türkischen 
Regierung, die das Zehnmillionen­
volk im Südosten der Türkei schlicht 
ignoriert.

In Österreich überrasch das 
vom Inneministerium veniangte 
Exportverbot. Schließlich hatte der 
sozialdemokratische Minister 
Franz Löschnak noch Anfang dieses 
Jahres einen hohen Beamten in die 
Türkei geschickt, um mit den dorti­
gen Behörden Maßnahmen gegen 
Schlepper zu unternehmen, die 
Flüchtlinge nach Österreich beför­
dern. Ergebnis des Reiseberichtes 
im Januar: „Es gibt keine Diskrimi­
nierung der Kurden.“

Die gedeihliche Zusammenar­
beit zwischen österreichischen und 
türkischen Behörden könnte nun 
brüsk zu Ende gehen. Ein Sprecher 
des Ankaraer Außenministeriums 
drohte bereits, seine Regierung 
werde sämtliche Verpflichtungen 
prüfen, die sie mit der österreichi­
schen Rüstungsindustrie eingegan­
gen sei. Michael Völker /dora

tag
21.5 .1990

Rechtsextreme Türken 
v e q a g t

DAMm (afp) — Linksgerichtete 
Türken und Kurden haben am 
Samstag nachmittag in Dällikon 
(Kanton Zürich) ein Treffen einer 
rechtsextremen türkischen 
Gruppe verhindert, die den soge­
nannten „Grauen Wölfen“ nahe­
steht. Die Behörden hatten in letz­
ter Minute dafür gesorgt, daß die 
Veranstaltung nicht stattfand. 
Trotzdem kam es im Laufe des 
Abends zu Ausschreitungen, in 
deren Verlauf die Kantonspolizei 
auch Hartgummigeschosse ein­
setzte.

Ö I E # W E l ? 23 . 5.1990

V . '

0 #

f  '

Ankara geht hart 
gegen Gewaltakte 
der Kurden vor

E.ANTONAROS, Athen
Sind es „nur“ 2200 Tote, wie amtli­

che Quellen behaupten, oder gibt es 
bereits mehr als 5000 Todesopfer, wie 
andere unabhängige Beobachter sa­
gen? Die Rede ist von Südostanato- 
üens Provinzen, wo eine Volksgruppe 
zu Hause ist, deren Namen die mei­
sten Türken, allen voran Militärs und 
Politiker, äußerst ungern in den 
Mund nehmen. Von „türkischen 
Bergstämmen“ war jahrzehntelang 
die Rede; in letzter Zeit benutzt die 
Presse jedoch das Wort „Kurde“, was 
wiederum seit einigen Wochen äu­
ßerst gefährlich ist Denn ein drakoni­
sches Gesetz verbietet die Verbrei­
tung von „unzutreffenden“ Berichten 
über die Lage im Südosten.

Gerade der neue Maßnahmenkata­
log -  neben den zensurähnlichen Be­
stimmungen ist die Verbannung für 
aufmüpfige Kurden eingeführt wor­
den -  zeigt, wie ernst die Lage im 
Grenzgebiet ist, wo nach unabhängi­
gen Schätzungen sechs bis zehn Mil­
lionen Türken kurdischer Abstam­
mung leben. Zum erstenmal kam es 
kürzlich zu Ausschreitungen im Stile 
der Intifada.

In zwei größeren Grenzstädten - 
Nusaybin und Cizre -  kam es zu regel­
rechten Volksaufständen, die von Ar­
mee und Polizei zerschlagen werden 
mußten. Kinder, mit Kopftüchern 
vermummt, werfen mit Steinen gegen 
die Sicherheitsbeamten, die Geschäf­
te bleiben oft tagelang geschlossen.

Bis vor kurzem versuchte die Re­
gierung in Ankara, das Problem her­
unterzuspielen; meistens war von ver­
einzelten Anschlägen der marxistisch 
orientierten Kurdischen Arbeiterpar­
tei (PKK) die Rede. Zweifellos gehen 
die Gewaltakte von der PKK aus, de­
ren Führung in Syrien sitzt und vom 
Regime in Damaskus mit Waffen, Mu­
nition und Geld unterstützt wird. Die 
PKK-Guerilleros scheinen ihre Stra­
tegie geändert zu haben: Die Angriffe 
sind vor allem gegen „türkische Zie­
le“ und weniger gegen „Landsleute“ 
gerichtet, von denen viele als Milizio­
näre im Dienst der türkischen „Ok­
kupationsmacht“ als Kollaborateure 
verdächtigt werden. Garnisonen und 
Güterzüge werden überfallen, türki­
sche Ingenieure, Soldaten und Exper­
ten ermordet.

Durch diese Verlagerung ihrer Ak­
tivitäten geht es den bisher eher ge­
fürchteten als respektierten PKK-Re- 
voluzzem vor allem darum, Plus­
punkte bei ihren Landsleuten zu sam­
meln. Sie setzen unter anderem auf 
die Entwicklung in Osteuropa, sie sa­
gen den Kurden Anatoliens mit Nach­
druck, daß auch sie einen Anspruch 
wenn nicht auf Selbstbestimmung, so 
doch auf eine gewisse Autonomie hät­
ten. Ankara versucht mit Brachialge­
walt -  durch das Militär -  Herr der 
Lage zu werden.

Daß man auf türkischer Seite kei­
nen Spaß versteht, zeigte das Schick­
sal von Muslum Yildirim, Bürgermei­
ster der als Unruheherd in Verruf ge­
ratenen Grenzstadt Nusaybin: „Wir 
wollen keinen unabhängigen Kur­
denstaat, sondern nur die Rechte, die 
die Türken selbst haben. Wir wollen 
nicht als Bürger zweiter Klasse be­
handelt werden.“ Prompt wurde er 
wegen „Verbreitung unzutreffender 
Behauptungen“ vom Dienst suspen­
diert. (SAD)
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Schüsse aus dem türkischen
Konsulat

Wachpersonal des türkischen Generalkonsulats in München schoß am 1. MaiaufDemonstrantlnnengruppe / 
Ein Türke von Splittermunition am Oberarm schwer verletzt /
Fliehenden Demonstrantlnnen wurde mehrmals nachgeschossen /Krisensitzung der Staatsanwaltschaft

Von Btr nd Sltgltr_____
Nürnberg (taz) — Sicherheitsbe­
amte des türkischen Generalkonsu­
lats in München haben am 1. Mai aus 
dem Konsulatsgebäude heraus 
mehrmals auf eine Gruppe von De­
monstrantlnnen geschossen. Dabei 
wurde der 23jährige Nuri G. aus In­
golstadt von einer Splittermunition 
am Oberarm so schwer verletzt, daß 
er bereits zweimal operiert werden 
mußte. Er soll von einem in der Bun­
desrepublik verbotenen Dumdum- 
Geschoß getroffen worden sein.

Über Details des Geschehens gibt 
es unterschiedliche Angaben. Nach 
Aussagen der Demonstranten sind 
am 1. Mai gegen 14.45 Uhr etwa 50 
Türkinnen vor das mehrstöckige 
Konsulatsgebäude in der Menziger 
Straße gezogen, um gegen die Poli­
tik in Ankara zu protestieren. Plötz­
lichseien aus den Fenstern des ersten 
und zweiten Stockwerks Schüsse ab­
gegeben worden. Dabei wurde Nuri 
G. getroffen. Als die Demonstran­
tlnnen abzogen, sollen Angehörige 
des Wachpersonals aus dem Gebäu­
de herausgelaufen sein und noch­
mals auf die fliehenden Demon­
strantlnnen, die den Verletzten an­
schließend in das Krankenhaus 
„Barmherziger Bruder“ brachten, 
geschossen naben. Insgesamt seien 
zehn bis 20 Schüsse aus drei bis vier 
verschiedenen Waffen gefallen.

Die Münchener Polizei, die noch 
am 3. Mai den gesamten Vorfall ab­
gestritten hatte, sprach gestern von

lObis 15 Demopstrantlnnen, die mit 
Steinen mehrere Fensterscheiben 
des Konsulats eingeworfen sowie 
ein Molotow-Cocktail geschleudert 
hätten. Der soll sich aber nicht ent­
zündet haben. (Die Demonstrantln­
nen bestreiten allerdings vehement, 
daß sie überhaupt mit irgend etwas 
geworfen haben.) Wie der Presse­
sprecher der Polizei, Scherer, wei­
terberichtete, „sind dann von einem 
Sicherheitsbeamten Schüsse in die 
Luft abgegeben worden, ein De­
monstrationsteilnehmer wurde da­
bei getroffen“. Der mutmaßliche 
Schütze sei der Polizei inzwischen 
bekannt, das Konsulat habe sich ge­
genüber den Ermittlungsbeamten 
„sehr zugänglich“ gezeigt. Die Po­
lizei bestreitet die Existenz mehre­
rer Schützen. Erst am Abend des 
3. Mai suchte die Kripo Nuri G. im 
Krankenhaus auf. Nach einer Kri­
sensitzung der Staatsanwaltschaft 
sind inzwischen die Ermittlungen 
wegen versuchten Totschlags ange­
laufen.

Gegenüber der taz ging das Kon­
sulat auf Tauchstation. Einen Tag 
nach dem Vorfall hatte man noch 
eine Meldung in das Boulevard- 
Blatt 'Abendzeitung* lanciert. Dort 
wurde dann ein „Brandanschlag auf 
das Generalkonsulat am l.M ai“ 
vermeldet. „Zehn junge Türken“ 
seien „gröhlend“ vor das Gebäude 
gezogen und hätten selbstgebastelte 
Molotow-Cocktails gegen das Kon­
sulat geworfen.

Ein Sprecher des Auswärtigen

Amtes in Bonn betonte, daß das Kon­
sulatsgebäude zwar exterritorialen 
Status habe, jedoch jederzeit bun­
desdeutsche Rechtsnormen Anwen­
dung finden, d.h. entsprechende 
Waffen müßten angemeldet sein und 
deren Träger eine Genehmigung da­
für besitzen. Eine Sonderregelung 
im Freistaat Bayern, bei dessen Lan­
desregierung das türkische Konsu­

lat in München akkreditiert ist, gibt 
es nicht. Das Münchener Kreisver­
waltungsreferat sah sich außerstan­
de mitzuteilen, ob eine oder mehrere 
Waffen für das Generalkonsulat zu­
gelassen sind.

Wenn der/die Schütze/n unter 
konsularischem Schutz stehen, ist 
deren Strafverfolgung unmöglich. 
Die Bayerische Staatsregierung

könnte dann mit Zustimmung der 
Bundesregierung die entsprechen­
den Personen zur „persona non 
grata“ erklären und des Landes ver­
weisen. Erst letzte Woche hat die 
Bundesregierung die Türkei aufge­
fordert, 15 Diplomaten wegen Be­
spitzelung türkischer Staatsangehö­
riger in der Bundesrepublik abzu­
ziehen.

7 . 5 . 1 9 9 0

Türkei: Verhaftete 
freigelassen

Istanbul (afp) — Insgesamt 3.080 
der 3.304 am 1. Mai in der Türkei' 
Festgenommenen sind wieder auf 
freiem Fuß. Die Mehrzahl der 
Freigelassenen berichtete von 
Folterungen. Von den drei Perso­
nen, die am 1. Mai durch Schüsse 
verletzt worden waren, liegt eine 
junge Frau gelähmt und „in kriti­
schem Zustand“ im Kranken­
haus. Aus der Osttürkei wurde ge­
meldet, daß insgesamt 25 kurdi­
sche Guerilleros von türkischem 
Militär erschossen worden seien.

DO N N ER STA G , 1 0 /5 /9 0  t U

Türkei erklärt Krise m i^ 
Bonnaisbeigelegt

Ankara (dpa)—Ein Sprecher des 
türkischen Außenministeriums 
hat die diplomatische Krise mit 
der BRD als beigelegt erklärt. 
Beide Seiten hätten sich geeinigt, 
die Angelegenheit als erledigt zu 
betrachten, sagte er am Dienstag 
in Ankara. Die Krise hatten vor ei­
nigen Monaten begonnen, als 
mehreren Diplomaten der türki­
schen Botschaft in Bönn vorge­
worfen wurde, sie spionierten im 
Auftrag des Geheimdienstes ihres 
Lapdes türkischen Gastarbeitern 
in der Bundesrepublik nach. Bonn 
verlangte daraufhin den Abzug 
von 15 türkischen Botschaftsan­
gehörigen, worauf Ankara acht 
deutsche Diplomaten in der Tür­
kei zu unerwünschten Personen 
erklärte. Nach türkischen Presse­
berichten einigte man sich später 
auf den Abzug von vier Türken 
aus Bonn gegen einen Deutschen 
aus Ankara.
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Konsulatsschütze
durch Immunität geschützt

Mordkommission ermittelt gegen Angehörige des türkischen Generalkonsulats in München / 
Auf Demonstration geschossen / Mutmaßlicher Schütze genießt Immunität /
Schon 1979gab es scharfe Schüsse aus dem Konsulat /Als „sehr aggressiv“ bekannt

VpnBtrndUtgltr_____
Nürnberg (taz) — Die Schüsse, die 
Sicherheitsbeamte des türkischen 
Generalkonsulats in München am 1. 
Mai aus dem Konsulatsgebäude her­
auf auf eine Demonstrantengruppe 
abgefeuert haben, beschäftigen in­
zwischen die Mordkommission. 
Trotz anderslautender Zeugenaus­
sagen geht die Polizei nach wie vor 
von nur einem Täter aus. Und der 
soll aufgrund seiner diplomatischen 
Immunität nicht strafrechtlich be­
langt werden können.

Wie berichtet hatten etwa 50 Tür-
klnnen gegen das brutale Vorgehen 
der türkischen Polizei anläßlich der 
1. Mai-Demonstration in Istanbul 
vor dem Münchener Generalkonsu­
lat in der Menzinger Straße demon­
striert. Dabei fielen mehrere 
Schüsse. „Aus der Eingangstür und 
einem Fenster im ersten Stock 
wurde geschossen“, berichtet der 
23jährige Nuri G. aus Ingolstadt, 
der von einem Querschläger am 
Oberarm schwer verletzt wurde. 
„Wir wurden dann von Sicherheits­
beamten bis zur Brücke über den 
Nymphenburger Kanal verfolgt, da­
bei schossen sie uns hinterher.“

tigkeit der Polizei an der Bannmeile 
des Konsulats. Mit Verweis auf das 
„laufende Verfahren“ lehnt die Po­
lizei jede weitere Auskunft ab. Es 
wurde lediglich bekanntgegeben, 
daß der mutmaßliche Schütze zum 
Konsulatspersonal gehört und damit 
Immunität genießt. Es wird also 
keine strafrechtliche Verfolgung 
geben können. Als einzige Möglich­
keit kann die Bayerische Staatsre­
gierung mit Zustimmung der Bun­
desregierung den/die Täter zur 
„persona non grata“ erklären und 
des Landes verweisen.

Schon im Herbst 1979 geriet das 
türkische Generalkonsulat in Mün­
chen in die Schlagzeilen. Als Nasmi

Canpolat zusammen mit einem 
Freund an die Gartenmauer ein Pla- 
katmiteinem Aufruf füreinen Wahl­
boykott kleben wollten, wurden sie 
von einem Sicherheitsbeamten 
überrascht. Die beiden Türken flo­
hen. „DerKonsulatsangestellte ver­
folgte uns mit gezogener Neun-Mil- 
limeter-Pistole und feuerte sieben 
bis acht gezielte Schüsse ab“, er­
zählt der heute in Köln lebende 
Nasmi Canpolat. Durch die Schüsse 
wurde ein unbeteiligter Passant ver­
letzt. Während der Sicherheitsbe­
amte klammheimlich nach Rom ver­
setzt wurde, bekamen die beiden 
Türken erhebliche Schwierigkei-
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Bonn hält sich zurück
Auswärtiges Amt sieht in der Türkei keinen Grund zur Besorgnis

Nuri G., Mitarbeiter einer Organi­
sation der Angehörigen politischer 
Gefangener in der Türkei, ist nach 
zwei Operationen kürzlich aus dem 
Krankenhaus entlassen worden.

Das Konsulat dagegen konstru­
iert eine Notwehrsituation. Ein 
selbstgebastelter Molotow-Cockta- 
il der Demonstranten habe einen Si­
cherheitsbeamten getroffen, dar­
aufhin habe dieser „Warnschüsse“ 
abgegeben. Michael Reiss, Anwalt 
von Nuri G., bezeichnet diese Aus­
sage als „Vorwärtsstrategie des 
Konsulats“.

Mit drei Tagen Verspätung hat 
die Spurensicherung der Polizei be­
gonnen. Mit Spürhunden wurde das 
Gebiet um das Konsulat abgesucht, 
Hülsen oder Patronenreste wurden 
nicht gefunden. Die Konsulatsbe­
amten waren anscheinend schnel­
ler . Bislang endet die Ermittlungstä­

Berlin (taz) — Ausgesprochen we­
nig hatte gestern die Bundesregie­
rung zur Verhängung des Ausnah­
mezustandes bei ihrer Bündnispart­
nerin Türkei zu sagen. Ein Sprecher 
des Auswärtigen Amtes teilte auf 
Anfrage der taz lediglich mit, es han­
dele sich um eine „innertürkische 
Angelegenheit, die aufgrund von Si­
cherheitserwägungen zustande 
kam. Da können wir uns nicht einmi- 
schen“. Es gäbe aber die Hoffnung, 
daß durch die Verhängung des Aus­
nahmezustandes in Kurdistan die 
„Bemühungen um eine Verbesse­
rung der Menschenrechtssituation 
nicht zurückgeworfen werden“.

Weitergehende Schritte, wie Ab­
bruch der diplomatischen oder gar 
militärischen Beziehungen zur Na- 
to-Partnerin Türkei werden von der 
Bundesregierung nicht in Erwägung 
gezogen. Vom Verteidigungsmini­

sterium in Bonn war erst gar keine 
Stellungnahme zu erhalten. Dabei 
spielt gerade die militärische Unter­
stützung aus der BRD eine zentrale 
Rolle für die türkische Armee, die 
jetzt in Kurdistan marschiert.

Allein zwischen 1964 und 1989 
ist aus der BRD Militärhilfe im Wert 
von 4,5 Milliarden DM an den Bos­
porus gegangen. Diese Zahl nannte 
der CSU-Bundestagsabgeordnete 
und Vorsitzende des Verteidigungs­
ausschusses, Alfred Biehle, in dem 
Abschlußbericht über eine Türkei- 
Inspektionsreise im vergangenen 
Juni. In demselben Bericht, der an 
die Atlantische Versammlung ge­
richtet ist, wird der Stabschef der 
türkischen Luftwaffe, General 
Bilge, zitiert, der behauptet, sein 
Land hätte im genannten Zeitraum 
„nur“ Militärhilfe in Höhe von 2,76 
Milliarden DM aus Bonn erhalten.

ten. Sie mußten ihr von der Türki­
schen Zentralbank gewährtes Sti­
pendium zurückzahlen und wurden 
ausgebürgert. Erst nach sechs Jah­
ren wurde ihr Asylantrag anerkannt. 
„Das Münchener Generalkonsulat 
ist bei uns als sehr aggressiv be­
kannt“, berichtet Canpolat.
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Türkei unter Dnicksetzen!
Aktuelle Stunde auf Antrag der Grünen zum Kriegsrecht in Kurdistan / Regierung desinteressiert
Bonn (taz) — 15 Millionen Kurden 
werden in der Türkei unterdrückt, 
sind ihrer elementaren Rechte wie 
der eigenen Sprache und Kultur be­
raubt. Das alles tangiert die Bun­
desregierung wenig. Gegen den 
Widerstand der Koalitionsparteien
— aber auch der SPD — beschäftig­
te sich gestern der Bundestag auf 
Antrag der Grünen mit dem Thema. 
Bereits im Vorfeld hatte die SPD 
den Grünen angedeutet, dieses 
Thema jm Augenblick besser nicht 
in der Öffentlichkeit breitzutreten. 
Mitglieder der Regierung waren 
gar nicht erst erschienen.

Die Grünen forderten die Regie­
rung auf, politischen und wirt­
schaftlichen Druck auf den Nato- 
Partner auszuüben. In ihrem Bei­
trag über den Ausnahmezustand in 
den kurdischen Provinzen pranger­
te Angelika Beer die Verantwor­
tung der Bundesregierung für Men­
schenrechtsverletzung durch türki­
sche Sondereinsatzkommandos an
— den sogenannten „Rambos“, die 
von der GSG 9 in der BRD ausgebil­
det worden sind. Reaktion von 
Friedrich Vogel aus dem CDU-La- 
ger: Die Grünen selbst trügen zur 
Eskalation der Lage bei. Die „in­
szenierte Aktuelle Stunde“ sei kein 
geeignetes Mittel, der innenpoliti­
schen Situation in der Türkei ge­
recht zu werden.

Für die SPD erinnerte Peter 
Glotz daran, daß die Kurden noch 
nie in einem eigenen Staat zusam- 
mcngelebt haben. „Und ich glaube 
auch nicht, daß irgend jemand er­
reichen kann, daß sie in der Zukunft 
in einem eigenen Staat Zusammen­
leben.“ Was mit der kurdischen 
Minderheit in der Türkei geschehe, 
sei ein zentrales Problem der Au­
ßenpolitik im Europa der 90cr 
Jahre: der wiederaufbrechende Na­
tionalismus sei unfähig mit diesem 
mörderischen Problem fertig zu 
werden. Solange aber ein Staat so 
mit seinen Minderheiten verfahre, 
„kann er nicht Vollmitglied der EG 
werden“. bg

Foto: Sedat Arac
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Bürgerkrieg 
in den Bergen 

Türkisch-Kuraistans
Seit das türkische Militär Ende März das Feuer auf 
eine friedliche Demonstration eröffnete, herrscht 
Krieg in Kurdistan. Die Kurden solidarisierten sich 

massenhaft mit der Guerilla der Arbeiter- und 
Bauernpartei (PKK), die seit sechs Jahren in den 

Bergen kämpft. Seitdem haben sich die 
Auseinandersetzungen auch auf die kurdischen 

Städte ausgedehnt. Die Militärs antworteten mit der 
Einführung des De-facto-Kriegsrechts.
Cizre am Tigris — eine kurdische 
Stadt mit rund 60.000 Einwohnern, 
einst blühendes Zentrum an der Sei­
denstraße. Statt Seidenkarawanen 
donnern heute Tag für Tag Tausende 
Erdöltanker, die aus dem Irak kom­
men, durch die Stadt. Cizre stinkt. 
Die Erde hat sich vollgesaugt: mit 
abgelassenem Erdöl und den offen 
abgeleiteten Abwassern, die mitten 
in der Stadt zu Tümpeln geworden 
sind. Kinder, nicht alter als acht bis 
neun Jahre, sammeln sich um die 
Fremden, die Hand ausgestreckt 
zum Victory-Zeichen. „Biji, biji 
Guerilla“, „Biji, biji Kurdistan“ — 
Es lebe die Guerilla, es lebe Kurdi­
stan, rufen sie. Bevor die schwerbe­
waffneten Sondereinsatztruppen — 
Rambos genannt — eintreffen, sind 
die Kinder verschwunden.

Die für ihre Brutalität bekannten 
Truppen rächen sich mit einer Raz­
zia im nahegelegenen Kaffeehaus. 
Ausweiskontrolle. Ein Mitglied des 
Einsatzkommandos mit schwarzer 
Sonnenbrille und Kaugummi im 
Mund grinst dem Treiben der Kolle­
gen zu.

Wahllos wird auf ein paar kurdi­
sche Jugendliche eingeschlagen: 
„Ihr Hurensöhne“. Journalisten? 
„Wo ihr hinkommt, beginnt es zu 
stinken. Das nächste Mal brechen 
wir eure Knochen.“

Es sind Wochen vergangen seit 
dem Blutbad am 20. März. Im Zuge 
einer friedlichen Demonstration aus 
Protest gegen die Ermordung eines 
Kurdendurch Militär im benachbar­
ten Nusaybin eröffnete die Armee 
das Feuer auf die Menschenmenge.

Schüsse als Auslöser für 
die kurdische Intifada
Die Schüsse waren der endgültige 

Auslöser für das, 
was später türki­
sche Zeitungen 
als „kurdische 
Intifada“ be- 
zeichneten. 
Frauen und Kin­
der, die mit Stei­
nen gegen Pan­
zerwagen Vorge­
hen. Öffentliche 
Gebäude, die in 
Brand gesteckt 
werden. Ge­
schäftsinhaber, 
die die Rolläden 
ihrer Geschäfte 
herunterlassen. 
Vier Kurden 
wurden erschos­
sen, ein Zwölf­
jähriger starb un­

ter den Ketten eines Panzerspähwa­
gens — ein „Verkehrsunfall“, wie 
später das Krankenhaus attestierte.

Kurdischer Siedlungsraum schraffiert

Die Razzien dauern an
Dort, wo sich die Menschen vor De­
nunzianten und Militär sicher wie­
gen, in den armseligen Lehmhütten 
und den kleinen Läden, weht immer 
noch die Fahne des Aufstandes, die 
ihre Heroen hervorgebracht hat: 
„SüleymanistaufdenPanzergestie- 
gen und holte den Fahrer raus. Er 
hätte ihm fast den Garaus gemacht, 
hätte er nicht einen Bajonetthieb ab­
gekriegt. Seine beiden Beine sind 
von den Ketten des Panzers zer­
malmt. Erselber ist nun auf der Fol­
ter, aufder Wache. “ Die Verletzten, 
die nicht in die Hände der Sicher­
heitskräfte fielen, verstecken sich. 
Hunderte sind festgenommen wor­
den. Die Razzien dauern an.
In Haft wegen 
LKW-Reflektoren In den 
kurdischen Farben 
In regulärer Untersuchungshaft sit­
zen 94 Bürger Cizres, im Alterzwi­
schen 15 und 35 Jahren. „Allesamt 
Bauernsöhne, die hier in Cizre ar­
beitslos sind oder Gelegenheitsar­
beiten verrichten“, sagt Rechtsan­
walt Orhan Dogan. der die Ange­
klagten vertritt. Unter ihnen der 
Panzerfahrer Ramazan Uykur, der 
am unglückseligen 20. März aus 
dem Irak in die Türkei reiste. Er 
hatte grüne, gelbe und rote Reflekto­
ren auf seinen Laster gepinnt. Geht 
es nach dem Staatsanwalt, soll er we­
gen „dem Hissen der kurdischen 
Flagge“ bestraft werden. Ein Straf­
tatbestand, den es im türkischen 
Strafgesetzbuch gar nicht gibt.

ff Wir ersticken im Drecku
Armut und Terror haben Hundert­
tausende kurdische Bauern aus dem 
Grenzgebiet in nahegelegene Städte 
wie Cizre verschlagen. Jahr für Jahr 
entstehen neue Siedlungen—Barak- 
ken und armselige Hütten. Der ge­
waltige Wasserspender großer Kul­
turen, der Tigris, verläuft durch die 
Stadt. „Unsere Trinkwasserversor­
gung beruht auf dem Tigris. Cholera 
und Typhus grassieren in der Stadt “, 
klagt Bürgermeister Hasim Hasimi 
von der islamischen „Wohlfahrts­
partei“. Weil nicht die Regierungs­
partei bei den Kommunal wählen ge­
wann, wurden sämtliche Regie- 
runessubventionen gestrichen. Die 
Staatverwaltung kann seit 20 Mona­
ten an die städtischen Arbeiter und 
Angestellten keinen Lohn auszah­
len. „Wir ersticken im Dreck. 
Meine Arbeiter hungern. Sie kön­
nen sich nicht mehr in die Geschäfte 
trauen, weil sie bis zum Hals ver­
schuldet sind“, sagt der Bürgermei­
ster, der fast allseits Anerkennung 
genießt, doch zur Erfolglosigkeit 
verdammt ist. Während der türki­
sche Staat Milliarden für das Salär 
der sogenannten Dorfmilizen —- in 
der Regel reaktionäre kurdische 
Stammesverbände, die staatstreu 
sind — ausgibt, spielen die Kinder 
Cizres in den Abwässergruben.
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Die äußeren Spuren der Gewalt 
vom 20. März versuchen die Behör­
den zu beseitigen. Doch die Unter­
künfte der verhaßten staatlichen 
Kohlebetriebe, die während der Er­
eignisse in Brand gesteckt wurden, 
stehen nur noch als Stahlskelett. Da­
neben eine ehemalige Polizeiwa­
che. Nur notdürftig ist das Graffito 
übertüncht. „PKK“ haben die De­
monstranten draufgeschrieben.

Der Einfluß der PKK wird 
Immergrößer

Die PKK (Partiya Karkeri Kurdi- 
stan/Kurdische Arbeiterpartei) 
führt seit sechs Jahren einen bewaff­
neten Kampf für ein „unabhängiges 
Kurdistan und die Befreiung der 

Kurden von der türkischen Besat­
zungsarmee“ . Die PKK machte sich 
mit Anschlägen auf kleine militäri­
sche Einrichtungen einen Namen. 
Ihr Einfluß war anfangs recht ge­
ring. Sie wurde in einem Atemzug 
mit stalinistischen „Liquidierun­
gen“ in den eigenen Reihen und To­
deskommandos, die Frauen und 
Kinderder Milizionäre töteten, ge­
nannt. Heute ist die PKK nicht nur zu 
einer schlagkräftigen Guerillaorga­
nisation geworden, die militärisch 
weiträumig in der gebirgigen 
Grenzregion zu Syrien, dem Irak 
und dem Iran operiert, sondern auch 
über Massenanhang in den kurdi­
schen Städten verfügt.

„Heute bekennen wir uns 
zu unseren Toten“
Die Grenzregion — Operationsge­
biet der PKK — wurde entvölkert. 
Tausende Dörfer wurden zerstört. 
Die Bauern wurden entweder vom 
Militär deportiert oder flohen aus 
Angst vor dem Terror. Der staatli- 
cheTerror—die Razzien inden Dör­
fern, die Folterungen, die Mißhand­
lungen und die getöteten Zivilisten 
— trug viel dazu bei, das Umfeld der 
PKKzustärken. NochvorJahrenbe- 
kannte sich kein kurdischer Ange­
hörigerzu einem getöteten Guerilla­
kämpfer. Niemand nahm an Beerdi­
gungen teil. Heute sind Beerdigun­
gen von getöteten PKK-Militanten 
zum Funken der kurdischen Intifada 
geworden. Ob in Städten wie Silopi, 
Cizre oder Nusaybin — stets war die 
Beerdigung eines PKK-Mitgliedes 
Auslöser der Aufstandsbewegung. 
„Heute bekennen wiruns zuunseren 
Toten“, hört man überall.
„Die Menschen 
auslöschen“
„Ein Gangrän, das amputiert wer­
den muß“, soll Exminister Adnan 
Kahvecib gesagt haben, der im Rah­
men einer sechsköpfigen Delegati­
on nach den Vorfällen in Cizre be­
suchte. Der Brigadekommandant 
von Hakkari, General Altay Tokat, 
hatte bereits August vergangenen 
Jahres die Stoßrichtung angegeben: 
„Nach meinem System können wir 
die in kürzester Zeit vernichten.

Nach meinem System wächst dort 
weder Mensch noch Gras. Wir ha­
ben bisher nur unsere leichten Waf­
fen eingesetzt. Unser südlicher 
Nachbar hat mit einereinzigen Mili­
täroperation die Menschen, die seit 
50 Jahren Krieg gegen den Staat füh­
ren, ausgelöscht. Wenn wir wollen, 
können wir die in kürzester Zeit ver­
nichten.“

Längst bestimmt nicht mehr Par­
lament und Regierung die Politik in 
den kurdischen Gebieten. DieGene- 
räle im sogenannten „ Nationalen Si­
cherheitsrat“ gebön den Ton an. Sie 
waren es auch, die die Regierung 
drängten, das jüngste Dekret mit Ge­

setzeskraft zu verabschieden, das 
grundlegende bürgerliche Rechte 
und Freiheiten in der Region auf­
hebt. Hayri Kozakoiolglu, Super­
gouverneur über die elf kurdischen 
Provinzen, wo der Ausnahmezu­
stand herrscht, ist damit zu einer Art 
Alleinherrscher über Türkisch- 
Kurdistan geworden. Er kann Men­
schen aus ihrer Heimat verbannen, 
Richter absetzen, Zeitungen verbie­
ten und Strafverfahren gegen Solda­
ten unterbinden.

Während früher in Einzelfällen tür­
kische Tageszeitungen über staatli­
chen Terror berichteten, werden 
heute nur noch Meldungen im Sinne 
der Verwaltung abgedruckt. „Früh- 

- lingsoffensive der PKK niederge­
schlagen. Innerhalb von 53 Tagen 
seit dem 1. März wurden insgesamt 
162 separatistische Militante, da­
von 68 tot, gefangengenommen“, 
meldet die große Tageszeitung 
’Hürriyet4, die folgendes über die 
Ursachen berichtet: „Das Volk in 
der Region sagt: ,Wir haben keine 
Angst vor der PKK. Wir haben vol­
les Vertrauen inden Staat.4 44 Dies in 
einem Landstrich, wo Woche für 
Woche Hunderte wegen Kompli- 
zenschaft mit der PKK auf die Fol­
terwachen wandern und Tausende 
wegen der Gewährung von Unter­
schlupf für die Guerilla im Gefäng­
nis sitzen.

Mit Fäusten und Steinen 
gegen die Soldaten
In den Elendsbaracken der kurdi­
schen Städte, dort, wo die jugendli­
chen Habenichtse aus den Dörfern 
Zuflucht gefunden haben, spürt man 
denHaßaufdasMilitär. DieJugend- 
1 ichen waren es auch, die mit bloßen 
Händen und Steinen auf Soldaten 
losgegangen sind. Sie stellen das Re­
krutierungsfeld der PKK. Doch 
auch die Händler, die reicheren La­
denbesitzer haben sich in der ganzen 
Region dem mehrtägigen Protest ge­
gen das Militär angeschlossen. In 
Batman blieben die Geschäfte zu, 
obwohl Sondereinsatztruppen als 
Strafe mehrere tausend Schaufen­
ster mit Hämmern zerschlugen. 
„Wir Händler sind für das Geschäft 
und richten unsere Fahnen nach dem 
Wind. Der Wind hat sich halt ge­
dreht“, klärt mich einer der reich­
sten Männer Batmans auf.

Türkische Parteien verlieren 
völlig an Einfluß {
Die im türkischen Parlament vertre­
tenen pol itischen Parteien haben fast 
gänzlich ihre Bedeutung in der Regi­
on verloren. Nur noch dort, wo ar­
chaische Strukturen herrschen, wo 
das Wort des kurdischen Stammes­
führers wie Gottes Wort zählt, ge­
lingt es Parteien, über die Nominie­
rung des Stammesführers zum re­
gionalen Parteiführer Terrain zu ge­
winnen. Indem 150.000 Einwohner 
zählenden Batman mit seinen Erdöl­
feldern und derersten Raffinerie mit 
kurdischen Industriearbeitern ist 
solcherlei überholt. 1.511 Mitglie- 
derzähltedie „Sozialdemokratische 
Volkspartei“ noch voreinem halben 
Jahr. „Nachdem Ausschluß von sie­
ben kurdischen Abgeordneten aus 
der Partei wegen Teilnahme an einer 
internationalen Kurdenkonferenz in 
Paris traten binnen zehn Tagen 960 
Parteimitglieder aus“, berichtet Sa- 
lih Aktan, der ehemalige Ortsver­
eins Vorsitzende. „Heute hatdie Par­
tei vielleicht zwei Dutzend Mitglie­
der“, spottet er.
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Guerilla In Sichtweite
Die Provinzhauptstadt Siirt, am 
Fuße einer Gebirgskette gelegen, 
gleicht einer militärischen Festung. 
Vor kurzem erst ist die Guerilla des 
Abends ins Dorf Gökcebag einge­
drungen. In Sichtweite zur Stadt — 
Luftlinie vielleicht fünf Kilometer.
DieGuerilla informierte Militär und 
Präfektur in Siirt über ihren Stand­
ort. Das Militär wartete bis zum 
nächsten Morgen, um dann mit 
schweren Waffen und Hunderten 
Soldaten Richtung Dorf vorzurück­
en. Die Guerilla hatte sich natürlich 
längst verdrückt.

„ Verflucht sei dieser Ort*
Razzien durch das Elendsviertel 
Cakmak waren früher gang und 
gäbe. Heute traut sich das Militär 
nach Anbruch der Dunkelheit nicht 
mehr hinein. Frauen und Kinderder 
Beamten und der Pol izei sind herme­
tisch von der Außenwelt abgerie­
gelt. In Militärbussen, begleitet von 
Gendarmen und Soldaten, werden 
die Kinder zu:* Schule gefahren. 
Manchmal sitzen die Schüler auf 
Matratzen, die auf den Boden des 
Busses gelegt werden. AusdemFen- 
ster schauen könnte Gefahr bedeu­
ten. „Verflucht sei dieser Ort. Hier 
ist es schlimmer als im Gefängnis. 
Du kannst noch nicht einmal ihre 
Sprache“, klagt ein junger Beamter, 
der aus dem Westen nach Siirt ver­
setzt wurde. „Seit Monaten wache 
ich nachts auf und schreie. “

Ein Dorf In der heißen Zone
Einen halben Tag Fußmarsch durch 
das Gebirge nehmen wir in Kauf, um 
in jenes Dorf zu gelangen, dessen 
Namen wir nicht preisgeben wer­
den. Ein Dorf in der heißen Zone. 
Ein Dorf, das das türkische Militär 
Jahr für Jahr überfällt. Ein Dorf, wo 
Folter durch das Militär als natürli­
che Kollektivstrafe gilt. Ein Dorf, 
wo viele junge Männer in die Berge, 
zur Organisation, zur PKK gegan­
gen sind. Zwei kleine Kinder, viel­
leicht sechs, vielleicht sieben Jahre 
alt, spielen neben einer Mauer. Sie 
spielen Wirklichkeit. Der eine hat 
die Beine gespreizt und mit dem Ge­
sicht zur Mauer die Hände erhoben. 
Das andere Kind macht Leibesvisi­
tationen. Sie sprechen kurdisch, nur 
einmal verstehe ich einen Wortfet­
zen türkisch: „Verrecke, Hundes­
ohn.“
wIn Istanbul werden 
Bomben hochgehen *
Ein Fünfundzwanzigjähriger, der 
so aussieht wie vierzig, empfängt 
uns. Wir reden über das Dekret der 
Regierung. „Wird es Folgen ha­
ben?“ „Unsbetrifft es nicht, wirsind 
den Terror gewohnt. Aber die dop­
pelzüngigen kurdischen Intellektu­
ellen, die an Gesetz und Recht glau­
ben, haben es jetzt mit der Angst zu 
tungekriegt.“ „DieZukunft?“ „Die 
Organisation sagt, das, was wir jetzt 
tun, ist kein Terror. IhrTürken mas­
sakriert unschuldige Kurden. Hier

S A M S T A G
28. April 1990

bei uns sterben Unschuldige, nicht 
bei euch. Wenn es so weitergeht, 
werdet ihr bald merken, was Terror 
bedeutet. Wenn Bomben im Istanbu­
ler Bahnhof hochgehen. Wenn in 
den Touristenhotels die Bomben 
hochgehen. Es sterben Unschuldi­
ge? Ja, auch bei uns sterben Un­
schuldige. Unschuldiges Blut wird 
fließen.“

Inder kurdischen Metropole Di- 
yarbakir hat der türkische Staat ein 
Blechtransparent im Boden über die 
Straße gespannt: „Die unzivilisier­
ten Nationen sind dazu verurteilt, 
unterden Füßen der zivilisierten Na- j 
tionen getreten zu werden. “ öe\

„Befehl erhalten!“
Am 6. März, wenige Tage bevor er 
den Ausnahmezustand übers Land 
verhängte, zitierte Staatspräsi­
dent Turgut özal die Eigentümer 
und die Chefredakteure der gro­
ßen Tageszeitungen in den Präsi­
dentenpalast.

Ein Teilnehmer der Gesprä­
che, die strikter Geheimhaltung 
unterlagen, übergab der taz ein 
Gedächtnisprotokoll:
„Neben Özal saßen der Sekretär 
des Nationalen Sicherheitsrates, 
General Sabri Yirmibesoglu, und 
der Sekretär des Geheimdienstes 
MIT. General Teoman Kaman 
[... ] Das Wort hatten nurdieGene- 
räle. Sie gifteten die ganze Zeit die 
Pressevertreter an [...]:, Wir wer­
den nicht zulassen, daß Sie uns das 
Land wegnehmen. ‘

Rahmi Turan vom ’Hürriyet4 
wurde wegen eines in der Zeitung 
veröffentlichten Interviews mit 
dem Führer der PKK, Abdullah 
Öcalan, fertiggemacht. Er mur­
melte leise: ,Wir haben doch nur 
gedruckt, damit wir den Feind 
besser kennen.4

,Der nächste Putsch wird kom­
men. Der nächste Putsch wird 
noch radikaler als der Putsch 
I980. Wir werden uns noch wun­
dem, was ein Putsch schlimmer 
als 1980bedeutet.4 Keiner der An­
wesenden traute sich den Mund 
aufzumachen. Die türkische 
Presse wird mitmachen. Am Ende 
der Runde scherzten die Zeitungs­
verleger: ,Wir haben die Befehle 
erhalten, mein Kommandant.4 “

Die Frauen 
wollen kämpfen

Tage nach Aufhebung der Aus­
gangssperre bleibt die kurdische 
Stadt Cizre menschenleer. Ein Hun­
dekadaver mit sechs Einschüssen 
liegt auf dem Mittelstreifen, dane­
ben die Überreste verbrannter Auto- 
reifen. Auf der Seidenstraße pa­
trouillieren die Wagen der Sonder­
einsatzkommandos und die Solda­
ten mit geladenen Gewehren. Wer 
sich hier zu lange sehen läßt, kann 
von der Straße weg verhaftet wer­
den. Hinter verschlossenen Türen 
werden Verwundete notdürftig be­
handelt. Zum Arzt trauen sie sich 
nicht. Eine Schußwunde zu haben, 
ist ein eindeutiger Beweis für die 
Teilnahme an „terroristischen“ 
Umtrieben und damit Grund genug 
für eine Festnahme. Es sind vor al­
lem die Frauen, die sich um die Ver­
wundeten kümmern und Medika­
mente aufzutreiben versuchen.

In einer der vielen Innenhöfe ha­
ben sich mehrere Frauen versam­
melt. Eine von ihnen hat ihren Mann 
während der Auseinandersetzungen 
verloren. Doch alle haben sie au /ge­
hört zu klagen oder um ihre Toten zu 
weinen. Was sie zu sagen haben, 
klingt nüchtern. Die Tatsachen lie- 
genauf der Hand, die Konsequenzen 
daraus ebenso: „Von der Türkei er­
warten wir nichts anderes mehr“, 
sagensie. „Wirwollenunsereneige- 
nen Staat. Glaubst du, wir können 
der Türkei noch vertrauen? Meine 
drei Schwestern hier können weder 
lesen noch schreiben, und solange 
die Türkei uns unterdrückt, wird es 
auch keine Schule für sie geben.“ 
„Wir Frauen sprechen kein tür­
kisch. Wir wollen unsere Mutter­
sprachesprechen. Dafür werden wir 
kämpfen.“

Viele Frauen sind selbst Opfer 
der „Rambos“ geworden. Während 
nächtlicher Razzien wurden sie in 
ihren Häusern überfallen, ausgezo- 
genund mißhandelt. Etwa20Frauen 
wurden nach dem Aufstand festge­
nommen. Sie schämen sich nicht 
mehr, zu erzählen, was ihnen pas­
siert ist. „Wir werden kämpfen“.

sagt eine weißhaarige Frau, „und 
wenn ich nicht nur alle meine Kin­
der, sondern auch mein eigenes Le­
ben verliere. Wenn ich in meinem 
langen Leben eines gelernt habe, 
dann das, daß wir keine Freunde au- 
ßeruns selbst haben. Wirmüssenfür 
unsere Rechte kämpfen, alle Frauen 
und Männer.“

Dieselbe alte Frau mit ihren fast 
70 Jahren ist dabei, als die Bevölke­
rung von Cizre 
zwei Tage später 
die Seidenstraße 
zurückerobert.
15.000 Men­
schen demon­
strieren vor gela­
denen Maschi­
nengewehren 
und schußberei­
ten Panzern — 
die Hälfte davon 
sind, zum ersten 
Mal in der kurdi­
schen Geschich­
te, Frauen. Es 
sind auch die 
Frauen, die aktiv 
dafür sorgen,
daß sich die nach Stadtvierteln orga­
nisierte Demonstration von den Si­
cherheitskräften nicht provozieren 
läßt, und damit ein zweites Blutbad 
verhindern. Nach der Manifestation 
kommen drei Frauen in das Hotel, in 
dem die Journalisten versammelt 
sind. Sie wollen über die Situation 
der Verhafteten berichten. Die 
Wachsoldatcn haben das Essen, das 
sie zu ihren Männern ins Gefängnis 
bringen wollten, vor ihren Augen 
den Hunden zum Fraß hingeworfen. 
Das erzählen sie uns auf kurdisch, 
während sic den Soldaten, die um 
das Hotel herumstehen, fest in die 
Augen sehen. Die Frauen von Cizre 
haben keine Angst mehr. Viele von 
ihnen haben erst ihre Männer, dann 
ihre Angst verloren. Beim Aufstand 
vom 20. März haben sie zum ersten 
Mal ihre Konsequenzen gezogen.

Lissy Schmidt

Bürgerkriegsgebiet entlang der syrisch-irakischen 
Grenze
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Versammlung in einem kurdischen Dorf, nachdem zwei Bewohner vom Militär getötet wurden Foto: SedatArac

Das Dekret für das Kriegsrecht
Die Militärs bestimmen über den Ausnahmezustand in Türkisch-Kurdistan

Am 9. April verfügte das türkische Kabinett unter Vor- 
sitz des Staatspräsidenten Turgut Özal ein Dekret, mit 
dem der in Kurdistan bereits geltende Ausnahmezu­
stand verschärft wurde. Nach dem Dekret, das ohne 
parlamentarische Beratungen unmittelbar rechts­
wirksam wurde, hat der Supergouverneur für das Aus­
nahmezustandsgebiet, Hayri Kozakcioglu, Voll­
machten wie ein Kriegsrechtskommandant. Das De­
kret war schon zuvor in einer geheimgehaltenen Sit­
zung des „Nationalen Sicherheitsrates abgesegnet 
worden, wo die Militärs bestimmend sind. Laut De­
kret

— kann der Supergouverneur jedweden Bürger, der 
„Aktivitäten zum Schaden der allgemeinen Sicherheit 
und öffentlichen Ordnung“ entfaltet, aus dem Gebiet 
verbannen. Der/die Verbannte muß sich danach an 
dem Ort aufhalten, der vom Innenministerium be­
stimmt wird;

— können Druckerzeugnisse, „die zur Störung der 
öffentlichen Ordnung führen“, die „Bevölkerung in 
der Region aufregen und so gefaßt sind, daß die Sicher­
heitskräfte bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben be­
hindert werden“, verboten werden. Druckereien kön­
nen geschlossen werden. Auch Verlage und Druk- 
kereien außerhalb des Ausnahmezustandsgebietes 
sind betroffen. Ein einfaches Verwaltungsdekret ge­
nügt für das Verbot und die Schließung einer Drucke­
rei. Faktisch heißt das Pressezensur;

—können dem Supergou vemeur nicht genehme Be­

amte, Offiziere, Richter und Staatsanwälte aus ihrem 
Dienst im Ausnahmezustandsgebiet entlassen und ver­
setzt werden;

— wird in der Region das Strafmaß für „Separatis­
mus“ und „Unterstützung separatistischer Aktivitä­
ten“ verdoppelt —

— sind gegen die Dekrete des Supergouvemeurs 
keine gerichtlichen Klagen zugelassen.

Unmittelbar nach Veröffentlichung des Dekrets 
schwärmten Polizisten im Istanbuler Verlagsviertel 
Cagaloglu aus, um den Druckunternehmern Angst und 
Schrecken einzujagen; Der Druck einer uniieosamen 
Zeitschrift habe die sofortige Schließung des Betriebs 
zur Folge. Aufgeschreckt zitierten die Manager des 
größten türkischen Medienkonzerns ’Hürriyet* den 
Herausgeber von ’2000’e Dogru*, Dogu Perincek, zu 
sich. Man bedauere, aber das linke Wochenblatt 
’2000’e Dogru* (frei übersetzt: Der Weg ins nächste 
Jahrtausend) könne nicht mehr in der ’Hürriyet*- 
Druckerei gedruckt werden. Der türkische Staatsprä­
sident Turgut Özal triumphierte: „Endlich wird diese 
Zeitschrift nicht mehr gedruckt. Das Dekret hat Fuß 
gefaßt.“

Sang-und klanglos wird der kurze Frühling, den die 
Presse seit 1987 zum ersten Mal nach dem Militär­
putsch wieder genoß, beendet. Die großen Zeitungen 
haben sich geduckt: Uber Kurdistan werden nur Arti­
kel in Einvernahme mit dem Generalstab geschrieben.

öe
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„Der Staatsterror ist grundlegende Politik“
Auszüge aus der Rede des prominenten türkischen Sozialwissenschaftlers Ismail Besikeis vor Gericht

Seit Mitte März sitzt der türkische Sozialwissen- 
schaftler Ismail Besikci wieder hinter Gittern. Be- 
sikci, der als einziger Wissenschaftler in der Tür­
kei über Kurdistan forscht und deshalb über ein 
Jahrzehnt in türkischen Gefängnissen zubrachte, 
hat jüngst zwei Bücher über Kurdistan publiziert. 
Bis zu 15 Jahren Gefängnis forderte deshalb der 
Staatsanwalt des Staatssicherheitsgerichtes 
Istanbul wegen nPropaganda in der Absicht, die 
Nationalgefiihle zu zerstören oder zu schwä­
chen ". Im folgenden Auszüge aus Besikeis Rede 
vor Gericht, inder er radikal mit der Kurdenpolitik 
des türkischen Staates abrechnet:

„Es ist nicht das erste Mal, daß ich wegen 
Schriften zur Wissenschaftsmethodik und der 
Kurdenfrage vor Gericht stehe. Ich war seit 1967 
zu verschiedenen Zeitpunkten und vor verschie­
denen Gerichten angeklagt. Die Inhalte der An­
klageschriften haben sich nicht verändert. Seit 
Ende der sechziger Jahre stets dieselben An­
schuldigungen, dieselbe Terminologie: „Die 
Burger der türkischen Republik heißen Türken. 
In der Türkei existiert nur die türkische Nation 
und die türkische Sprache. Die Existenz einer 
anderen Nation als der türkischen, ei ner anderen 
Sprache als der türkischen kann nicht hingenom­
men werden. In der Verfassung, im türkischen 
Strafrecht, im Parteiengesetz, im Gesetz über

das Kriegsrecht mag drinstehen, daß jedermann 
Türkeist, daß die Existenz eineranderen Nation, 
einer anderen Sprache, einer anderen Kultur 
nicht behauptet werden darf. Dies mag legal 
sein. Aber es ist illegitim. Egal ob die Gesetzge­
bung, die die kurdische Nation, die kurdische 
Sprache und die kurdische Kultur leugnet, von 
fünf Generälen oder von 450 Abgeordneten ge­
schaffen sind. Sie sind illegitim.

Es gibt ein herrschendes Verständnis in den 
türkischen Universitäten, bei türkischen Profes­
soren und Schriftstellern, Parteien und Medien. 
Sie findet sich auch in der Anklageschrift des 
Staatsanwaltes. Demnach hat jeder Bürger in der 
Türkei die gleichen Rechte, niemand wird auf­
grund seiner Sprache und Kultur benachteiligt. 
Doch es gibt eine Bedingung für die „Gleich­
heit“, eine grundlegende Bedingung: Ein 
Mensch „kurdischer Abstammung“ muß seine 
eigene Identität verleugnen.

In Kurdistan ist der Staatsterror grundlegen­
de Politik. Die türkischen Sicherheitskräfte — 
Kommandoeinheiten, Gendarmerie, Polizei 
und Sondereinsatztruppen — überfallen und 
durchkämmen Dörfer. Die Dorfeinwohner wer­
den um den Dorfplatz versammelt, Kinder und 
Frauen auf der einen, Männer auf der anderen 
Seite. Die Männer werden nackt ausgezogen.

Vor den Augen der Frauen und Kinder werden 
die Männer gefoltert. An die Geschlechtsorgane 
der Männer werden Seile angebunden, die die 
Frauen im Dorf führen sollen. Die Menschen­
würde wird mit Füßen getreten.

Heute werden in Kurdistan Menschen von 
Angehörigen der Sicherheitskräfte umge­
bracht. Manchmal aus Rache, manchmal um die 
Menschen einzuschüchtern. Die Eingaben der 
Verwandten der Ermordeten bei den zuständi­
gen Behörden bleiben ohne Folge. Ein Ermitt­
lungsverfahren gegen den Kommandanten, der 
den Mordbefehl gab, und die Mörder wird nicht 
eingeleitet. In der politischen Landschaft der 
Türkei haben die Parteien trotz Millionen Wäh- 
lerstimmen kaum Einfluß. Ein paar Generäle 
kommen, ergreifen die Macht und schließen die 
politischen Parteien. Die Kurdistan-Politik der 
Türkei wird nicht von der Regierung bestimmt. 
Sie wird bestimmt von der Armee und dem Ge­
heimdienst MIT. Sie ist Staatspolitik. Die Kur­
distan-Politik wifd Vom Nationalen Sicherheits­
dienst diktiert. Die Regierung hat noch nicht ein­
mal das Recht, darüber zu beraten. Auch die Op­
position muß ohne Abstriche diese Staatspolitik 
unterstützen. Die Türkei kann mit ihrer Kolonie 
Kurdistan nicht ihren Platz in der demokrati­
schen Staatengemeinschaft des Westens einneh­
men.“
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Massaker in Cevrimli

Am 11. Tag nach dem Massaker wurde endlich einer Untersuchungskommission das 
Betreten des Dorfes erlaubt. Ihr Bericht nährt die Vermutung, daß an diesem 
Massaker die örtlichen DorfSchützer, die Gendarmerie und eine
Sondereinsatztruppe zusammenwirkten. Diese verschiedenen Kräfte sind 
koordiniert worden. Ob diese Koordination von einer sehr hohen oder eher einer 
örtlichen Ebene erfolgte, ist nicht auszumachen. Immerhin handelt es sich aber 
um einige hundert Militärkräfte (DorfSchützer, Gendarmerie und Spezialteams), 
die vor dem Überfall abgezogen und während des sechsstündigen Gefechts 
zurückgehalten wurden.
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Massaker im Dörf Cevrimli, Untersuchungsbericht
(Übersetzung: Kurdistan-Komitee Köln)

Am 21. Juni 1990 befand sich eine aus 30 Personen bestehende Kommission, 
darunter
- der Vorsitzende der Sozialistischen Partei Ferit Ilsever und Mitglieder 
ihres Vorstandsgremiums,
- der Vorsitzende der Abteilung Diyarbakir des Menschenrechtsvereins Hatip 
Dici und Kommissionsmitglieder
- der Vorsitzende der Abteilung Siirt des Menschenrechtsvereins, Rechtsanwalt 
Zübeyir Aydar,
- im Namen der Anwaltskammer Rechtsanwalt Fethi Gümüs und
- Pressevertreter
zu Untersuchungen im Dorf Cevrimli (Gere). Obwohl die Beobachtungen noch am 
selben Tag mit einer gemeinsamen Erklärung der Presse unterbreitet worden 
sind, konnten aufgrund der mit der zuletzt herausgegebenen Verordnung mit 
Gesetzeskraft ‘Vorgeschriebenen Zensur einige unten festgestellte ungeklärte 
Punkte im Zusammenhang mit diesem Geschehen nicht an die Öffentlichkeit 
gebracht werden.

1. Der Zutritt der Presse zum Dorf konnte erst am 11. Tag nach dem Geschehen 
gemeinsam mit der Kommission verwirklicht werden. Wir glaubet!, daß es für das 
so lange Fernhalten der Presse vom Dorf unter dem Vorwand angeblicher 
"Sicherheitsgründe" einen wichtigen und ungeklärten Punkt gibt, der nicht 
aufgedeckt werden soll.

2. Nachdem die Kommission drei Tage, bevor sie in das Dorf ging, feststellte, 
daß die Bewohner in das Dorf Kocyurdu (Bizene) in der Nähe des Dorfes Cevrimli 
umgesiedelt worden sind, ging die Kommission zuerst in dieses Dorf. Aufgrund 
der Behinderung durch die Militäreinheiten in dem Dorf und durch die 
DorfSchützer, konnte sie keinen normalen Dialog mit den Dorfbewohnern 
aufbauen. Die Versammlung des -einen Tage vor unserer Kommission in das Dorf 
gekommenen Kommandanten des Gendarmerieregiments und des am Morgen des 
gleichen Tages gekommenen Gouverneus von Siirt und des als Oberdorfschützers 
der Region betrachteten Bahattin Altug (Baho Aga) -mit den Bewohnern des 
Dorfes Cevrimli, hat in einem spürbaren Maß die Dorfbewohner beeinflußt und 
die Kommission von ihnen isoliert, wie zu beobachten war. Die Kommission 
glaubt, daß vor allem die von den DorfSchützern gegen unsere Kommission 
angewandten aggressiven Drohungen und Beleidigungen dazu geführt haben.

3. Die Aussagen einiger Dorfbewohner, die gerade dabei waren, ihren Hausrat 
einzusammeln, als wir später in das Dorf Cevrimli gingen, waren besonders



Seite 79Kurdistan-Archiv 16, Juli 1990

interessant. Nach der Aussage der Dorfbewohner, die ihren Namen nicht genannt 
wissen wollen, trugen die Männer, die das Massaker verübten, Unterhosen und 
Unterhemden und darüber Westen, wie sie zum Tragen von Munition benutzt 
werden. Die außer den 4 DorfSchützern getöteten unschuldigen Menschen, 
darunter Frauen und Kinder, sind ausnahmahmslos Kinder und Angehörige von 
Menschen, die es abgelehnt haben, DorfSchützer zu werden und nach Izmir oder 
Istanbul zum Arbeiten gegangen sind. Obwohl der bei dem Massaker getötete 
15-jährige Ömer Bestas gerufen hatte: "Bei der Liebe Kurdistans, tötet mich 
nicht, ich will mich Euch auch anschließen", wurde er mit den Worten "Ich 
sch... auf dein Kurdistan" erschossen. Darüberhinaus fällt auf, daß Ömer 
Bestas einer Familie angehört, die es ablehnte, DorfSchützer zu werden.

4. Das Gefecht dauerte mit Unterbrechungen von 21.00 Uhr abends bis 3.00 Uhr. 
Ein wichtiger Punkt, der untersucht werden muß ist, daß die Spezialteams in 
dem vom Dorf Cevrimli 15 Minuten zu fuß entfernten Dorf Kocyurdu, und das vom 
Dorf eifie Stunde Fußmarsch entfernte 9. Gendarmeriebattailion, und, obwohl das 
Dorf des OberdorfSchützers der Region, Baho Aga, ebenfalls nur eine Stunde 
Fußmarsch entfernt liegt, diese in keinster Weise eingegriffen haben. Wo waren 
denn eine Stunde nach dem Verstummen der Waffen, genau in dem Moment als es 
hell wurde, die über 100 PKK-Angehörigen, die nach offizieller Darstellung für 
das Verbrechen verantwortlich gemacht werden? Sind sie innerhalb einer Stunde 
vom Erdboden verschluckt worden?

5. Ist es nicht ein reichlich unklarer Punkt, daß aus dem Dorf, in dem sich 
nach unseren Informationen zuvor eine Militäreinheit und 19 im Dienst stehende 
DorfSchützer befanden, kurze Zeit vor dem Geschehen die Militäreinheit 
abgezogen worden ist und von den 19 Dorfschützern sich an dem Abend des 
Geschehens nur 4 im Dorf befanden?

6. Das Dorf besteht aus 60 bis 70 Häusern. Es sind nur 4 Häuser niedergebrannt 
worden. Die niedergebrannten Häuser waren speziell ausgewählt. Drei davon 
waren die Häuser derer, die es ablehnten, DorfSchützer zu werden. Nach den 
Aussagen der Dorfbewohner sind die Häuser mit Flammenwerfern niedergebrannt 
worden. Obwohl sich gleich neben einem der niedergebrannten Häuser die zuvor 
als Polizeiwache benutzte und am Abend des Geschehens leergehaltene Dorfschule 
befindet, fällt unserer Kommission die Unversehrheit dieses Gebäudes auf. 
Unter Berücksichtigung der vorhergegangenen Ereignisse ist vor allem der 
Zustand dieses Gebäudes auffällig.

7. Obwohl sich auf der Seite, von der nach den Feststellungen der Angriff 
gekommen ist, etwa in einer Entfernung von 80 Metern ein freistehendes Haus 
von Angehörigen eines DorfSchützers befindet, wurde dort nicht eine einzige 
Spur von Geschossen gefunden. Ist das etwa ein Zufall?

Unsere Kommission stellt als wichtigen Punkt des während der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa(KSZE) stattgefundenen ungeklärten 
Geschehens, über den nachgedacht werden muß, fest:
Zur Aufmerksamkeit aller Verteidiger der Demokratie und der Menschenrechte: 
die Wahrheit über das Cevrimli-Massaker, die man mit dem Blut der unschuldigen 
Menschen begraben will, muß aufgeklärt werden und ans Tageslicht kommen.

23.Juni 1990"

Wir wissen nun also sehr genau, wie die PKK kämpft: in Unterhosen.



Medizinisches
Soforthilfeprogramm für den 
kerdtschen Volksaufstand (Türkei)

Medico international hat einen Fond ange­
legt, dessen Sinn und Ziel die Unterstüt­
zung der Bevölkerung in Kurdistan mit Mit­
teln der Ersten Hilfe und der medizinischen 
Nothilfe ist.

Durch unsere an Ort und Stelle präsente 
Mitarbeiterin und durch weitere verbindli­
che Kontakte in das Aufstandsgebiet, verfü­
gen wir über gute Voraussetzungen, auf ra­
sche Weise solche Materialien an die rich­
tigen Adressaten zu bringen.

Dies ist notwendig: wegen der allgemein 
schlechten sözialmedizinischen Versor­
gungslage, aber vor allem, weil bei den letz­
ten und möglichen zukünftigen Aufstands­
und Widerstandsregungen die betroffenen 
Zivilpersonen nicht in die Krankenhäuser 
aufgenommen werden.

Es kommt also darauf an, eine autonome 
Versorgungsstruktur der Ersten Hilfe auf- 
zubauen.

Daher unser Fond.

Spenden auf die 
Konten: 6999-508 
Postgiro Köln Oder 
Konto 1800 bei der 
Frankfurter Sparkasse 
Stichwort: Kurdistan
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Damit wir unsere Arbeit 
vernünftig planen und auch 
solche Projekte finanzieren 
können, die sich über einen 
längeren Zeitraum erstrecken, 
bitten wir um Elnzugser- 
michtlgung und Dauerauf- 
triga. Verwenden Sie nach 
Möglichkeit nur den neben­
stehenden Vordruck.
So helfen Sie uns, 
die Verwaltungskosten 
niedrig zu halten.

Selbstverständlich können Sie 
Jederzeit widerrufen.

Vielen Dank für Ihre Hilfe

medico International

^  ___... ___
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Einzugserm ächtigung zum  Projekt: KURDISTAN
Hiermit ermächtige Ich medico International bis auf Widerruf, meinen F ö rd e rb a itrag  von meinem Konto 
durch Lastschrift einzuziehen.

Ich zahle ab Monat
I

] monatlich [ ] vierteljährlich DMj[_____  ...  19
Bank/Geldinstitut Bankleitzahl

i___________ _____i

Konto »Nr.

L _ ..................._
Wenn das Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht keine Verpflichtung des Geldinstitutes, 
die Lastschrift auszuführen.
Name, Vorname

Straße/Hauenum m er  ̂PLZ/Wohnort

Datum Unterschrift
Wir werden Ihre Daten nur zum Zwecke von medico Ihtsrnstlonsl verarbeiten und keinem Dritten luglngllch mschtn. 
Absohnltt «gefülltn und an medico International, Obermainanlage 7, §000 Frenkfurt/Maln 1 lenden I


